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Ihre Rolle

  § 15 FAO

Die Teams

Sie wirken als Juror:in oder Richter:in am Soldan Moot mit.
Als Juror:in können Sie die von den Teams eingereichten
Klageschriftsätze bzw. Klageerwiderungsschriftsätze bewer-
ten. Jeder Schriftsatz wird von drei Juror:innen bewertet. Der
Schriftsatz, der die meisten Punkte erzielt, hat gewonnen.
Während der mündlichen Verhandlungen in Hannover schlüp-
fen Sie entweder in die Rolle als Richter:in und leiten die Ver-
handlung vor dem Landgericht Hannover, oder Sie bewerten
die Plädierleistung der Studierenden als Juror:in.

Eine Bescheinigung nach § 15 FAO kann erstellt werden.

Teilnahmeberechtigt sind Studierende aller deutschen
juristischen Fakultäten. Ein Team besteht dabei aus vier
Studierenden. Um den Vorbereitungsaufwand zu begrenzen,
sollen zwei Teammitglieder in der mündlichen Verhandlung die
Klägerposition und zwei Teammitglieder die Beklagtenpositi-
on vertreten. Jede Universität kann beliebig viele Teams zum
Wettbewerb anmelden.

Das Rahmenprogramm

  Praktiker-Beirat

  Universitärer Beirat

Sabine Gries-Redeker (Vorsitzende des Ausschusses für 
Aus- und Fortbildung, DAV)
Professor Dr. Reinhard Gaier 
(Richter des Bundesverfassungsgerichts a. D.)
Dr. Thomas Remmers (Präsident der Rechtsanwalts kammer 
Celle und Vizepräsident der BRAK)
Professorin Dr. Johanna Schmidt-Räntsch 
(Richterin am Bundesgerichtshof)

Professorin Dr. Susanne Hähnchen (Potsdam)
Professorin Dr. Caroline Meller-Hannich (Halle)
Professor Dr. Christoph Teichmann (Würzburg)

Der Soldan Moot Court ist der Moot Court der Rechtsan-
waltschaft. Der Soldan Moot bietet Ihnen die hervorragende
Gelegenheit, die praxisorientierte Ausbildung junger, ambiti-
onierter Studierender nachhaltig zu fördern und maßgeblich
positiv zu beeinflussen. Als Juror:in haben Sie die Möglichkeit,
das Grundverständnis der  Studierenden von der Tätigkeit des
Rechtsanwalts mit zu prägen und sie für die rechtsstaatliche
Bedeutung ihrer Tätigkeit zu sensibilisieren. Auf ungezwun-
gene, einfache Weise kommen Sie mit herausragenden Stu-
dierenden frühzeitig in Kontakt und können eine Beziehung
aufbauen, die von einem späteren Praktikumsplatz über die
Referendarstation bis hin zur späteren Tätigkeit als Partner:in
reichen kann.

Den Auftakt bildet die Hannoversche Anwaltskonferenz.
Renommierte Referent:innen aus Wissenschaft und Praxis
beleuchten aktuelle Fragestellungen rund um den Soldan Moot
Fall. Im Anschluss findet der Begrüßungsabend statt, ein ers-
tes Kennenlernen in informeller Runde. Am Donnerstag, Frei-
tag und Samstag werden die mündlichen Verhandlungen vor
dem Landgericht Hannover simuliert. Donnerstag und Freitag
folgen nach den Verhandlungen jeweils Abendveranstal-
tungen. Nach den Finalrunden findet die Siegerehrung mit
anschließendem Abschlussabend statt.

Soldan StiftungDeutscher Juristen-Fakultätentag

Eine Sache der Anwaltschaft

Ausgabe des Soldan Moot-Falles 
Donnerstag, 30. Juni 2022

Einreichen der Klageschrift 
Donnerstag, 4. August 2022, 24:00 Uhr

Einreichen der Klageerwiderungsschrift 
Donnerstag, 8. September 2022, 24:00 Uhr 

Mündliche Verhandlungen in Hannover 
Mittwoch, 5. Oktober 2022

  bis Samstag, 8. Oktober 2022

Institut für Prozess- und Anwaltsrecht
Juristische Fakultät der Leibniz Universität Hannover,
Professor Dr. Christian Wolf

  0511 762-8268  

  info@soldanmoot.de

Weitere Informationen zum 10. Soldan Moot Court 2022 
in Hannover finden Sie auf

  soldanmoot.de 

  Instagram.com/SoldanMoot

Leitung und Kontakt



        Online                                         Präsenz 

immer von DI FR     FR 08:00  13:15 Uhr 
    zwischen 09:00  17:15    FR 14:00  19:15 Uhr 

      2,5-Stunden nach § 15 Abs. 2 FAO            5-Stunden nach § 15 Abs. 2 FAO 
inkl. Skriptum und Teilnahmeurkunde  inkl. Skriptum und Teilnahmeurkunde 

zum Preis von n € 59,00 zzgl. 19% USt.   zum Preis von n € 199,00 zzgl. 19% USt. 

Unser komplettes Seminarangebot finden Sie unter:

www.eiden-seminare.com
Veranstalter: Eiden Juristische Seminare

Partnachstraße -Partenkirchen

Telefon 0221/981026-44

E-Mail: ec@eiden-seminare.com

AKTUELLE HINWEISE

IM BUNDESGESETZBLATT VERKÜNDET

Neufassung des Rechtsanwaltsvergütungsgesetzes
BGBl. v. 8.4.2022, S. 610

Berichtigung des Gesetzes zur Neuregelung des Berufs-
rechts der anwaltlichen und steuerberatenden Berufsaus-
übungsgesellschaften sowie zur Änderung weiterer Vor-
schriften im Bereich der rechtsberatenden Berufe
BGBl. v. 8.4.2022, S. 666

Berichtigung des Gesetzes zur Modernisierung des notari-
ellen Berufsrechts und zur Änderung weiterer Vorschriften
BGBl. v. 8.4.2022, S. 666

Gesetz zur Verlängerung von Sonderregelungen im Zu-
sammenhang mit der COVID-19-Pandemie beim Kurzar-
beitergeld und anderer Leistungen
BGBl. v. 25.3.2022, S. 482

Verordnung zur Verlängerung von Regelungen im Zwei-
ten Buch Sozialgesetzbuch, im Bundesausbildungsförde-
rungsgesetz und anderen Gesetzen aus Anlass der CO-
VID-19-Pandemie
BGBl. v. 17.3.2022, S. 426

IM EU-AMTSBLATT VERKÜNDET

Berichtigung der Verordnung (EU) 2021/953 des Europäi-
schen Parlaments und des Rates v. 14.6.2021 über einen
Rahmen für die Ausstellung, Überprüfung und Anerken-
nung interoperabler Zertifikate zur Bescheinigung von
COVID-19-Impfungen und -Tests sowie der Genesung von
einer COVID-19-Infektion (digitales COVID-Zertifikat der
EU) mit der Zielsetzung der Erleichterung der Freizügig-
keit während der COVID-19-Pandemie
ABl. der Europäischen Union L 72 v. 7.3.2022

Durchführungsverordnung (EU) 2022/422 der Kommis-
sion v. 14.3.2022 zur Festlegung der technischen Spezifi-
kationen, Maßnahmen und sonstigen Anforderungen für
die Umsetzung des dezentralen IT-Systems nach der Ver-
ordnung (EU) 2020/1783 des Europäischen Parlaments
und des Rates
ABl. der Europäischen Union L 87 v. 15.3.2022

Durchführungsverordnung (EU) 2022/423 der Kommis-
sion v. 14.3.2022 zur Festlegung der technischen Spezifi-
kationen, Maßnahmen und sonstigen Anforderungen für
die Umsetzung des dezentralen IT-Systems nach der Ver-
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Prütting/Helms FamFG Kommentar
Herausgegeben von Prof. (em.) Dr. Dr. h.c. Hanns
Prütting und Prof. Dr. Tobias Helms
Bearbeitet von 18 namhaften Experten.
6. neu bearbeitete Auflage 2022, ca. 3.200 Seiten, 
Lexikonformat gbd. ca. 160 Euro.
Erscheint im September.
ISBN 978-3-504-47956-5

Das Werk online
otto-schmidt.de/bmfamr
juris.de/famr

Perfekter Zeitpunkt: Zum 1.1.2023 tritt die Reform des Vormundschafts- und
Betreuungsrechts in Kraft. 40 FamFG-Vorschriften sind davon umfangreich be-
troffen, komplett und vorausschauend kommentiert in der Neuauflage des Prüt-
ting/Helms. Weitere 14 Gesetze – nicht zuletzt das MoPeG – haben zu zahlreichen
Änderungen geführt, die ebenfalls für die Praxis bestens aufbereitet wurden.

Das sind seine Stärken: Neben der Aktualität besticht der Prütting/Helms durch
einen klaren Fokus auf praxisorientierte Lösungen für alle Konstellationen rund
um das FamFG. Dabei liefert das eingespielte Autorenteam richtungsweisende
Erläuterungen, arbeitet mit wissenschaftlicher Gründlichkeit und achtet
gleichzeitig auf beste Lesbarkeit. Die neueste höchst- und instanzgerichtli-
che Rechtsprechung wird klar und meinungsstark auf den Punkt gebracht. Zahl-
reiche Formulierungsvorschläge bieten eine wertvolle Arbeitshilfe für die Praxis. 

Gratis-Leseprobe und Bestellung: www.otto-schmidt.de

Topaktuell. Richtungsweisend.  
Meinungsstark.  

https://www.otto-schmidt.de/famfg-9783504479565?utm_source=FFG6&utm_medium=BRAKMitt3&utm_campaign=FFG6


ordnung (EU) 2020/1784 des Europäischen Parlaments
und des Rates
ABl. der Europäischen Union L 87 v. 15.3.2022

Beschluss (EU) 2022/451 des Rates v. 3.3.2022 über die
Ermächtigung zur Aufnahme von Verhandlungen im Na-
men der Europäischen Union über eine internationale
Übereinkunft über Pandemieprävention, -vorsorge und
-reaktion sowie über ergänzende Änderungen der Inter-
nationalen Gesundheitsvorschriften (2005)
ABl. der Europäischen Union L 92 v. 21.3.2022

Beschluss (EU) 2022/457 des Europäischen Parlaments
und des Rates v. 9.3.2022 über die Inanspruchnahme des
Europäischen Fonds für die Anpassung an die Globalisie-
rung zugunsten entlassener Arbeitnehmer (EGF/2022/
000 TA 2022 – technische Unterstützung auf Initiative
der Kommission)
ABl. der Europäischen Union L 93 v. 22.3.2022

Berichtigung der Delegierten Verordnung (EU) 2021/
2106 der Kommission v. 28.9.2021 zur Ergänzung der
Verordnung (EU) 2021/241 des Europäischen Parlaments
und des Rates zur Einrichtung der Aufbau- und Resilienz-
fazilität durch die Festlegung der gemeinsamen Indikato-
ren und detaillierten Elemente des Aufbau- und Resilienz-
scoreboards (ABl. L 429 v. 1.12.2021)
ABl. der Europäischen Union L 96 v. 24.3.2022

Beschluss (EU) 2022/480 des Europäischen Parlaments v.
10.3.2022 über die Einsetzung, die Zuständigkeiten, die
Mitgliederzahl und die Mandatszeit des Untersuchungs-
ausschusses zum Einsatz von Pegasus und ähnlicher
Überwachungs- und Spähsoftware und die Festlegung
des Gegenstands der Untersuchung
ABl. der Europäischen Union L 98 v. 25.3.2022

Durchführungsbeschluss (EU) 2022/483 der Kommission
v. 21.3.2022 zur Änderung des Durchführungsbeschlus-
ses (EU) 2021/1073 zur Festlegung technischer Spezifika-
tionen und Vorschriften für die Umsetzung des mit der
Verordnung (EU) 2021/953 des Europäischen Parlaments
und des Rates geschaffenen Vertrauensrahmens für das
digitale COVID-Zertifikat der EU
ABl. der Europäischen Union L 98 v. 25.3.2022

Delegierte Verordnung (EU) 2022/503 der Kommission v.
29.3.2022 zur Änderung der Verordnung (EU) 2021/953
des Europäischen Parlaments und des Rates hinsichtlich
der Ausnahme von Minderjährigen von dem einheitlichen
Anerkennungszeitraum von Impfzertifikaten, die im For-
mat des digitalen COVID-Zertifikats der EU ausgestellt
werden
ABl. der Europäischen Union L 102 v. 30.3.2022

Beschluss (EU) 2022/507 der Kommission v. 29.3.2022
zur Bestätigung der Beteiligung Irlands an der Verord-
nung (EU) 2021/1147 des Europäischen Parlaments und
des Rates zur Einrichtung des Asyl-, Migrations- und Inte-
grationsfonds
ABl. der Europäischen Union L 102 v. 30.3.2022

Berichtigung der Verordnung (EU) 2019/1111 des Rates
v. 25.6.2019 über die Zuständigkeit, die Anerkennung

und Vollstreckung von Entscheidungen in Ehesachen und
in Verfahren betreffend die elterliche Verantwortung und
über internationale Kindesentführungen (ABl. L 178 v.
2.7.2019)
ABl. der Europäischen Union L 103 v. 31.3.2022

Richtlinie (EU) 2022/542 des Rates v. 5.4.2022 zur Ände-
rung der Richtlinien 2006/112/EG und (EU) 2020/285 in
Bezug auf die Mehrwertsteuersätze
ABl. der Europäischen Union L 107 v. 6.4.2022

Empfehlung (EU) 2022/554 der Kommission v. 5.4.2022
zur Anerkennung der Qualifikationen von Menschen, die
vor der Invasion Russlands in der Ukraine fliehen
ABl. der Europäischen Union L 107I v. 6.4.2022

Verordnung (EU) 2022/555 des Rates v. 5.4.2022 zur Än-
derung der Verordnung (EG) Nr. 168/2007 zur Errichtung
einer Agentur der Europäischen Union für Grundrechte
ABl. der Europäischen Union L 108 v. 7.4.2022

Verordnung (EU) 2022/585 des Europäischen Parlaments
und des Rates v. 6.4.2022 zur Änderung der Verordnun-
gen (EU) Nr. 514/2014 zur Festlegung allgemeiner Be-
stimmungen für den Asyl-, Migrations- und Integrations-
fonds und das Instrument für die finanzielle Unterstüt-
zung der polizeilichen Zusammenarbeit, der Kriminalprä-
vention und Kriminalitätsbekämpfung und des Krisenma-
nagements, (EU) Nr. 516/2014 zur Einrichtung des Asyl-,
Migrations- und Integrationsfonds und (EU) 2021/1147
zur Einrichtung des Asyl-, Migrations- und Integrations-
fonds
ABl. der Europäischen Union L 112 v. 11.4.2022

Beschluss (EU) 2022/687 der Vertreter der Regierungen
der Mitgliedstaaten v. 27.4.2022 zur Ernennung von Rich-
tern am Gericht
ABl. der Europäischen Union L 126 v. 29.4.2022

AUS DEN ZEITSCHRIFTEN

BRAK-Mitteilungen und Anwaltsblatt sind für jeden be-
rufsrechtlich Interessierten Pflichtlektüre. Nachfolgend
dokumentiert das Institut für Anwaltsrecht an der Uni-
versität zu Köln Aufsatzliteratur zum Berufsrecht der
Rechtsanwälte, Notare und Steuerberater, die in den
zurückliegenden Wochen in anderen Periodika und
Sammelwerken veröffentlicht worden ist. Aus Platzgrün-
den muss eine wertende Auswahl getroffen werden:

Zusammengestellt vom Institut für Anwaltsrecht an der
Universität zu Köln durch Katarina Gaun.

Kontakt zur Literaturschau: anwaltsrecht@googlemail.
com

Aktuelles aus dem Steuer- und Wirtschaftsrecht Nr. 3:
Jahn, Corona-Finanzhilfen und die Rolle der steuerbera-
tenden Berufe (1, Sonderbeilage).

Anwalt und Kanzlei (AK) Nr. 4: Ketteler, Deshalb gehören
Unternehmenskultur und Personalgewinnung für die
Kanzlei zusammen (67).
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Aktionsmodul

Hier gewinnen Sie einen Überblick über das gesamte deutsche und europäische Arbeits-

recht. Mit dem Tschöpe Arbeitsrecht Handbuch, Henssler/Willemsen/Kalb Arbeitsrecht

Kommentar,r Schwab/Weth ArbGG sowie die Beraterzeitschriften ArbRB Arbeits-Rechts-

berater und ZfA Zeitschrift für Arbeitsrecht und vielen wichtigen Inhalten mehr.

39 € pro Monat für 3 Nutzer

otto-schmidt.de/aka

4
Wochen 

gratis 
nutzen!

Anwalts Gebühren Spezial (AGS) Nr. 2: Lissner, Kosten-
stundung – „Die Unbekannte“ vs. PKH (49); Nr. 3: Bur-
hoff, Die Terminsgebühr in Straf- bzw. Bußgeldverfahren
(97); Nr. 4: Lissner, Beratungshilfen – was kann ich ei-
gentlich verdienen? (157).

Anwaltsrevue (Schweiz) Nr. 2: Kern, Anwaltliche Tätig-
keit und Geldwäschereibekämpfung (81); Nr. 4: Crespi,
L’attività dell’avvocato e la LRD (161); Jotterand, Les
communications numériques de l’avocat avec son cli-
ent: quells outils en 2022? (179).

Berliner Anwaltsblatt (BerlAnwBl.) Nr. 3: Allmann, Voll
cringe, Brudi? Veränderte MandantInnensprache. Ver-
trauensbildung durch mandantInnenorientierte Kom-
munikation (84); Röth, Die Mandatsanbahnung. Pflich-
ten dem (zukünftigen) Mandanten gegenüber (86); Nr.
4: Cosack, beA: Blick über den Tellerrand (139); Röth,
Die Vorschussrechnung. Insbesondere zu Beginn des
Mandates (142); Nr. 5: Meixner, Das Gesetz zur Neure-
gelung des Berufsrechts (164); Röth, Wie sichere ich
mein Honorar? (186).

Betriebswirtschaft im Blickpunkt (BBP) Nr. 3: Ehls/Hille-
mann, Rolle und Haftung des Steuerberaters: Rückfor-
derung von Corona-Hilfen: Was müssen Steuerberater
jetzt wissen? (71).

Deutsches Steuerrecht (DStR) Nr. 17: Kogler, Neue Anfor-
derungen an die Berufshaftpflichtversicherung für

steuerberatende Berufsausübungsgesellschaften (853);
Nr. 18: Appich, Der partielle Zugang zum Beruf des
Steuerberaters (901).

KammerReport der RAK Hamm Nr. 1: Koch, Die Mitwir-
kungspflicht nach § 52 Abs. 1 und Abs. 6 GwG im Span-
nungsverhältnis zur Selbstbelastungsfreiheit und Ver-
schwiegenheitspflicht eines Rechtsanwalts (4).

Kanzleiführung professionell (KP) Nr. 3: Gräfe, Kanzlei-
marketing: Wissen Sie, wie ihre Webseite auf potenziel-
le Mandanten wirkt? (38); Loch, Kanzleinachfolge: So
übergeben Sie die Praxis richtig (47); Weyand, Haf-
tungsrecht: Warn- und Hinweispflichten bei Insolvenz-
reife (50); Goez, Honorar: Überschreiten der Mittelge-
bühr aus triftigem Grund (53); Derlath, Neue Dienstleis-
tungen: Verfahrensdokumentation – keiner will sie und
doch braucht sie (bald) jeder (1) (Sonderausgabe); Pe-
ters, Betriebsprüfung: Keine Hinzuschätzungsbefugnis
bei fehlender oder unzureichender Verfahrensdokumen-
tation (4) (Sonderausgabe); Nr. 4: Ecker, Mission und Vi-
sion der Kanzlei gegenüber Mitarbeitenden und Man-
danten kommunizieren (60); Weyand, Darf der Steuer-
berater Mandanten vor dem Verwaltungsgericht vertre-
ten? (63); Nr. 5: Gräfe, Online-Sichtbarkeit. Auf welchen
Plattformen sollte die Kanzlei präsent sein? (78).

Monatsschrift für Deutsches Recht (MDR) Nr. 6: Fellner,
Berufsrecht: Anwaltliche Sorgfaltspflichten bei Ab-
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Das FortbilDungszertiFikat
Der brak
· Fachkompetenz sichtbar gemacht
· Orientierung für Mandanten und potenzielle Mandanten
· Zur Werbung auf Briefkopf, Homepage, Visitenkarten
oder in Anzeigen

Weitere Informationen unter: www.brakfortbildungszertifikat.de

schluss eines Prozessvergleichs und Regeln zur Ausle-
gung eines Vergleichstextes (341); Nr. 8: Rücker/Bell,
Das Erfolgshonorar für Rechtsanwälte – Denkbare An-
wendungsbereiche der aktuellen Neuregelung (470).

Neue Juristische Wochenschrift (NJW) Nr. 12: Hetten-
bach/Müller, Die Übergabe von Papierschriftsätzen im
Termin in Zeiten der „beA-Nutzungspflicht“ (815);
Helm/Kamenetskaia, Die unterschätzte Manipulation –
Wie „Anchoring“ Verhandlungen beeinflusst (836); Nr.
14: Overkamp, Auswirkungen des neuen anwaltlichen
Erfolgshonorars auf die Kostenerstattung (998); Nr. 20:
Leuering, Analoge anwaltliche Honorarnote (3) (NJW-
aktuell Beilage).

Neue Juristische Wochenschrift Spezial (NJW-Spezial) Nr.
5: Trams, Qualifiziert eine Tätigkeit als Insolvenzverwal-
ter für Notarberuf? (149); Nr. 6: Schneider, Verfahrens-
und Kostenrecht (187); Dahns, Nutzungspflicht des
elektronischen Rechtsverkehrs im Zivilprozess (190); Nr.
7: Schneider, Fiktive Terminsgebühr nur bei vollständi-
ger Erledigung (219).

Neue Wirtschafts-Briefe (NWB) Nr. 8: Grupe/Günther,
Steuerberater als gerichtlicher Vertreter in Corona-Hilfe-
Streitfällen. Eine neue Rolle vor dem Hintergrund erheb-
licher Erfahrung im Bewilligungsverfahren (552); Nr. 18:
Bisle, Abberufung eines AR-Mitglieds wegen Fehlverhal-
tens außerhalb des Mandats. Interessenkonflikte als typi-
sches Problem sog. Doppelmandatsträger (1305).

Neue Zeitschrift für das Recht der Insolvenz und Sanie-
rung (NZI) Nr. 10: Ganter, Berufsrechtliche Konsequen-
zen des Restrukturierungsverfahrens für Rechtsanwälte
(§14 II Nr. 7 BRAO) (409).

Recht Digital (Rdi) Nr. 3: Engler, Legal Tech-Inkasso: He-
rausforderungen der neuen Sachkundeprüfung (101);
Nr. 4: Duhe/Weißenberger, Ein empirischer Blick auf
die mündliche Verhandlung per Videokonferenz (176).

RVG professionell (RVG prof.) Nr. 4: Burhoff, Vergütungs-
vereinbarung als Strafverteidiger: Dies gilt für die Höhe
Ihrer Vergütung (70).

Zeitschrift für die Anwaltspraxis (ZAP) Nr. 7: Burhoff, Ver-
fahrenstipps und Hinweise für Strafverteidiger (343);
Rohrlich, Die digitale Kanzlei: Datenschutz-Bestands-
aufnahme (459).

Zeitschrift für Rechtsanwalts- und Notariatsfachangestell-
te (RENOpraxis) Nr. 3: Hagemann, Die Abrechnung von
Scheidungsfolgenvereinbarungen (59); Nr. 4: Schneider,
Controlling in der Kanzlei (82); Mühlhaus, Englisch für
den Kanzleialltag: Kommunikation – Kanzlei-Korrespon-
denz (93).

DAI – VERANSTALTUNGSKALENDER

Das Deutsche Anwaltsinstitut e.V. bietet die Mehrzahl
der unten aufgeführten Fortbildungen als Hybrid-Veran-
staltung an, bei denen Sie die Wahl haben: Sie können
die entsprechende Fortbildung am jeweiligen Standort
als Präsenzveranstaltung oder im Live-Stream als On-
line-Vortrag LIVE verfolgen. Ausgewählte Angebote fin-
den zudem als reine Präsenzveranstaltung statt. Natür-
lich erfolgt die Durchführung unter Einhaltung der gülti-
gen lokalen Schutzmaßnahmen.

Alle aktuellen Termine finden Sie unter www.anwaltsinst
itut.de. Die Auswahl wird stetig erweitert und aktualisiert!

Agrarrecht
Familienrechtliche Aspekte der Planung bei landwirtschaft-
lichen Betrieben
26.8.2022, Hybrid: Bochum, Neues DAI-Ausbildungscenter
und Live-Übertragung im eLearning Center

Arbeitsrecht
Arbeitsverträge rechtssicher formulieren
5.7.2022, Hybrid: Berlin, DAI-Ausbildungscenter und Live-
Übertragung im eLearning Center

DAI – VERANSTALTUNGSKALENDER
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53. JAHRGANG

AKZENTE
DENKEN SIE AN NACHWUCHS?

Dr. Ulrich Wessels

Liebe Kolleginnen und Kollegen, nein – damit meine ich
nicht etwa Ihre Familienplanung. Es geht um den Nach-
wuchs in den Kanzleien und es geht um die Anwalt-
schaft insgesamt.

Die Mitgliederzahlen
der Rechtsanwaltskam-
mern, die jedes Jahr von
der BRAK in einer Statis-
tik zusammengeführt
werden, gingen zum
Stichtag 1.1.2021 erst-
mals zurück, wenn auch
nur um 0,1 %. Zum 1.1.
2022 war erneut ein –
minimaler – Rückgang
um 0,004 % zu verzeich-
nen (genauer erläutern
das Nitschke/Franke in
diesem Heft). Auf den
ersten Blick mag das
nicht weiter aufregend
aussehen. Die Zahl der

Anwältinnen und Anwälte ist mit über 165.000 recht
hoch und die Zuwächse flachten bereits in den letzten
zehn Jahren ab. Doch ein genauerer Blick offenbart eine
bedenkliche strukturelle Entwicklung für die gesamte An-
waltschaft – und letzten Endes auch für diejenigen, die
anwaltliche Beratung benötigen.

Die Zahl der „klassischen“ Anwältinnen und Anwälte
nimmt seit einigen Jahren deutlich ab, über alle Kam-
mern hinweg um mehr als 5 %; das zeigt die Mitglieder-
statistik der BRAK. Es findet eine Verschiebung statt, hin
zur Zulassung als Syndikusanwältinnen und -anwälte
bzw. zur Doppelzulassung. Was das für die flächende-
ckende Versorgung mit Rechtsrat bedeutet, bleibt noch
zu eruieren.

In manchen Rechtsanwaltskammern steigen die Mit-
gliederzahlen weiterhin; in anderen ist die Mitglieder-
entwicklung jedoch besorgniserregend. Spitzenreiter ist
Mecklenburg-Vorpommern, wo die Anwaltschaft bereits
seit etwa zehn Jahren merklich schrumpft – und damit
der Weg zur Anwältin oder zum Anwalt für immer mehr
Rechtsuchende immer weiter wird.

Was hinter dieser Entwicklung steckt, hat eine Arbeits-
gruppe aus den Präsidentinnen und Präsidenten der
Rechtsanwaltskammern der neuen Bundesländer er-
gründet, unter anderem auf Basis einer unter ihren Mit-

gliedern durchgeführten Umfrage. Was sie herausfan-
den, gibt Anlass zur Besorgnis.

Die Anwaltschaft steht vor einigen Herausforderungen.
Diese zeichnen sich im Osten bereits deutlicher ab, be-
stehen aber bundesweit. Es würde den Rahmen dieses
Beitrags sprengen, im Detail zu erläutern, welche Fakto-
ren dabei zusammenspielen (s. für einen ersten Einblick
Folge 66 des BRAK-Podcasts „(R)ECHT INTERESSANT!“,
ausführlich werden Fuhrmann/Graßhoff in der kommen-
den Ausgabe der BRAK-Mitteilungen berichten), beson-
ders signifikant ist aber ein Blick auf die Altersstruktur.

Sie führt absehbar zum weiteren Schrumpfen der An-
waltschaft. In Mecklenburg-Vorpommern z.B. ist etwa
ein Drittel der Anwältinnen und Anwälte über 60 Jahre
alt, scheidet also bald aus dem Berufsleben aus; gut die
Hälfte ist über 55 Jahre alt. Die Altersgruppe bis Mitte
40 ist hingegen recht schwach vertreten und sie bleibt
am kürzesten in der Anwaltschaft. Anwältin oder An-
walt ist für Jüngere also immer häufiger kein Beruf fürs
Leben mehr, sondern lediglich eine Durchgangsstation.

Die Folge: Kanzleien schrumpfen oder schließen, weil
sie keinen Nachwuchs finden. Und erschreckend viele
haben der Umfrage zufolge gar nicht erst eine Nachfol-
ge gesucht. Dabei läge hierin eine große Chance für
junge Kolleginnen und Kollegen.

Auch die Justiz steht vor einer Pensionierungswelle:
Rund 25 % aller Richterinnen und Richter gehen bis
2030 in den Ruhestand. Zugleich nimmt die Zahl der Ju-
ra-Absolventinnen und -Absolventen seit Jahren ab. So
entsteht eine erhebliche Bedarfslücke – und über alle ju-
ristischen Berufe hinweg ein Konkurrenzkampf um den
Nachwuchs.

Unser Beruf ist der schönste und facettenreichste der
Welt. Nur: Das müssen wir jungen Juristinnen und Juris-
ten auch vermitteln und ihnen einen Rahmen bieten,
der es für sie attraktiv macht, Anwältin oder Anwalt zu
werden und zu bleiben und auch eigene unternehmeri-
sche Verantwortung zu übernehmen. Die Ausbildung
von Referendarinnen und Referendaren ist ein wichtiger
Ansatzpunkt; aber auch im Studium bieten sich Mög-
lichkeiten. Wir sitzen hier alle im selben Boot, liebe Kol-
leginnen und Kollegen. Es ist an der Zeit, an unseren
Nachwuchs zu denken – und aktiv zu werden!

Ihr
Dr. Ulrich Wessels
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AUFSÄTZE
DIE NEUEN PFLICHTEN DER BERUFSAUSÜBUNGSGESELLSCHAFT
UND WIE SIE EINGEHALTEN WERDEN
RECHTSANWALT JAN SCHAEFFER*

* Der Autor ist Rechtsanwalt und Fachanwalt für Arbeitsrecht bei Brinkmann Dewert
& Partner in Essen, Mitglied im BRAO Ausschuss der BRAK und Mitglied im Vor-
stand der Rechtsanwaltskammer Hamm.

Zum 1.8.2022 tritt das „Gesetz zur Neuregelung des
Berufsrechts der anwaltlichen und steuerberatenden
Berufsausübungsgesellschaften“ in Kraft. Die Reform
bringt umfassende Änderungen für Berufsausübungs-
gesellschaften, insbesondere eine weitgehende gesell-
schaftsrechtliche Organisationsfreiheit und erleichterte
Möglichkeiten interprofessioneller Zusammenarbeit.
Vor allem aber wird die Berufsausübungsgesellschaft
selbst zum Bezugssubjekt berufsrechtlicher Regulie-
rung. Der Autor erläutert die Voraussetzungen, unter
denen Berufsausübungsgesellschaften künftig zugelas-
sen werden, die von ihnen einzuhaltenden Berufspflich-
ten und wie die Gesellschaften für deren Einhaltung zu
sorgen haben. Dabei beleuchtet er auch die Diskussion
um Compliance-Beauftragte und die notwendige An-
passung der Berufshaftpflichtversicherung.

I. EINLEITUNG

Am 12.7.2021 wurde das „Gesetz zur Neuregelung des
Berufsrechts der anwaltlichen und steuerberatenden
Berufsausübungsgesellschaften sowie zur Änderung
weiterer Vorschriften im Bereich der rechtsberatenden
Berufe“ im Bundesgesetzblatt veröffentlicht.1

1 Gesetz v. 7.7.2021, BGBl. 2021 I, 2363.

Am 1.8.
2022 wird es in Kraft treten.

Die ungewöhnlich lange Zeitspanne zwischen dem Er-
lass und dem Inkrafttreten dieses Gesetzes ist notwen-
dig, da sowohl die Kammern als auch die betroffenen
Berufsausübungsgesellschaften (BAG) die erforderliche
Zeit erhalten sollten, Anpassungen vorzunehmen. Es
musste aber auch berücksichtigt werden, dass die vor-
genommenen Anpassungen verfassungsrechtlich gebo-
ten waren und daher ein Inkrafttreten nicht unnötig
hinausgezögert werden durfte.2

2 BT-Drs. 19/27670, 326.

Das Hauptaugenmerk des Gesetzgebers war es, neben
der Umsetzung der durch das BVerfG formulierten Vor-
gaben, das Gesellschaftsrecht für anwaltliche und auch
für die steuerberatenden Berufe kohärent zu gestalten.3

3 BT-Drs. 19/27670, 127.

Das Gesetz sieht vor, der Anwaltschaft, Patentanwalt-
schaft und den Steuerberaterinnen und Steuerberatern
gesellschaftsrechtliche Organisationsfreiheit zu gewäh-

ren, weitgehend einheitliche und rechtsformneutrale Re-
gelungen für alle anwaltlichen und steuerberatenden Be-
rufsausübungsgesellschaften zu schaffen und die inter-
professionelle Zusammenarbeit zu erleichtern. Außerdem
soll die Berufsausübungsgesellschaft als zentrale Organi-
sationsform anwaltlichen, patentanwaltlichen und steuer-
beratenden Handelns anerkannt werden. Sie soll zukünf-
tig daher postulationsfähig sein und Bezugssubjekt be-
rufsrechtlicher Regulierung werden. Berufsausübungsge-
sellschaften nach der BRAO sollen außerdem die Mög-
lichkeit haben, ein Gesellschaftspostfach zu beantragen.4

4 BT-Drs. 19/27670, 127.

Die für die Anwaltschaft relevanten neuen Vorschriften
zu den Berufsausübungsgesellschaften finden sich nun
in den §§ 59b-59p BRAO des dritten Teils im zweiten
Abschnitt in der ab dem 1.8.2022 gültigen Fassung der
Bundesrechtsanwaltsordnung (BRAO).

Bislang kannte das Berufsrecht nur den Anwalt bzw. die
Anwältin als natürliche Person. Daher hatten Anwalts-
sozietäten in Deutschland bislang die Rechtsform einer
Personengesellschaft deutschen Rechts oder auch einer
PartG. Die bisherigen gesetzlichen Regelungen erwäh-
nen daneben nur die Rechtsform der GmbH (vgl. § 59c I
BRAO a.F.). Zudem wurde auch die Rechtsform der UG
als zulässige angesehen.5

5 Vgl. Henssler/Prütting/Henssler, BRAO, 5. Aufl. 2019, § 59c Rn. 3.

Durch die Einführung des § 59b II 1 BRAO n.F. wird nun
für die Berufsausübungsgesellschaften erstmals der Zu-
gang zu allen Gesellschaftsformen des deutschen
Rechts, des Unionsrechts und sogar auch des Rechts
eines anderen EU- oder EWR-Mitgliedstaates möglich.
Wobei diese weite Öffnung durchaus nicht unumstrit-
ten ist, zumal dabei unerheblich ist, ob es sich um eine
Kapital- oder eine Personengesellschaft handelt.6

6 Kritisch dazu etwa Wolf/Gerking, BRAK-Mitt. 2020, 185 (189 ff.).

Künf-
tig ist somit auch ein Zusammenschluss in Form einer
AG oder einer KGaA deutschen Rechts möglich oder
auch als SE oder EWIV im Rahmen des Unionsrechts.

An dieser Stelle sollen jedoch in erster Linie die praxisre-
levanten Punkte für die Berufsausübungsgesellschaften
dargestellt werden.

II. DAS ZULASSUNGSVERFAHREN

Grundsätzlich bedarf es künftig für die Berufsaus-
übungsgesellschaften einer gesonderten Eintragung in

BRAK-MITTEILUNGEN 3/2022 AUFSÄTZE

122



das jeweilige Verzeichnis bei der örtlich zuständigen
Rechtsanwaltskammer. Von dieser Zulassungspflicht
soll es jedoch Ausnahmen geben für die GbR oder die
PartG ohne Haftungsbeschränkung. Eine freiwillige Zu-
lassung bleibt ungeachtet dessen möglich (§ 59f I
BRAO n.F.).

1. VORAUSSETZUNGEN DER ZULASSUNG
Die Voraussetzungen zur Zulassung sind künftig in
§ 59f II BRAO n.F. aufgeführt. Demnach ist diese zu er-
teilen, wenn folgende Voraussetzungen erfüllt sind:

„1. die Berufsausübungsgesellschaft, ihre Gesellschaf-
ter und die Mitglieder der Geschäftsführungs- und Auf-
sichtsorgane die Voraussetzungen der §§ 59b, 59c, des
§ 59d Absatz 5, der §§ 59i und 59j erfüllen,
2. die Berufsausübungsgesellschaft sich nicht in Ver-
mögensverfall befindet und
3. der Abschluss der Berufshaftpflichtversicherung
nachgewiesen ist oder eine vorläufige Deckungszusage
vorliegt.“

Dabei wird ein Vermögensverfall vermutet, wenn ein In-
solvenzverfahren über das Vermögen der Berufsaus-
übungsgesellschaft eröffnet ist oder diese in das
Schuldnerverzeichnis (§ 882b ZPO) eingetragen ist.

Im Ergebnis muss also die zur Eintragung beantragte
Berufsausübungsgesellschaft die berufsrechtlichen Vor-
gaben an die Gesellschafts- und Kapitalformen erfüllen,
sich nicht im Vermögensverfall befinden und natürlich
den Nachweis einer Berufshaftpflichtversicherung er-
bringen, durch Vorlage einer zumindest vorläufigen De-
ckungszusage.

Weitere Voraussetzung ist zudem, dass die Berufsaus-
übungsgesellschaft an ihrem angegebenen Sitz auch
tatsächlich eine vollwertige Kanzlei unterhält, in der zu-
mindest ein geschäftsführender Rechtsanwalt tätig ist
(§ 59m BRAO n.F.). Dort muss eine Organisationsein-
heit vorhanden sein, in der die für die Berufsausübung
erforderlichen sachlichen, personellen und organisatori-
schen Rahmenbedingungen vorgehalten werden.7

7 Vgl. Henssler/Prütting/Henssler, § 59i Rn. 5.

Da-
bei ist es nicht erforderlich, dass die Gesellschaft am
Registersitz tatsächlich auch ihren Haupt- bzw. Verwal-
tungssitz unterhält.8

8 BT-Drs. 19/27670, 196.

2. VERFAHREN
Das Zulassungsverfahren selbst wird in § 59g BRAO
n.F. geregelt.

Nach der Eintragung darf die Berufsausübungsgesell-
schaft die Bezeichnung „Rechtsanwaltsgesellschaft“
führen. Dies jedoch nur dann, wenn die Rechtsanwältin-
nen und Rechtsanwälte die Mehrheit der Stimmrechte
innehaben und wenn die Mehrheit der Mitglieder des
Geschäftsführungsorgans Rechtsanwältinnen bzw.
Rechtsanwälte sind (§ 59p BRAO n.F.).

III. DIE BERUFSRECHTLICHEN RECHTE
UND PFLICHTEN DER BERUFSAUSÜBUNGS-
GESELLSCHAFT

1. SELBSTSTÄNDIGE TRÄGERIN VON BERUFSPFLICHTEN
Die Berufsausübungsgesellschaften werden künftig
selbst Trägerinnen von Berufspflichten sein (§ 59e I
BRAO n.F.). Die anwaltlichen Berufspflichten (§§ 43–
43b, 43d, 43e, 44, 45 I Nr. 2 und 3, die §§ 48, 49a–50,
53, 54, 56 I und II und die §§ 57–59a BRAO einschließ-
lich der Vorschriften der BORA) gelten somit für die Be-
rufsausübungsgesellschaften sinngemäß.

Somit werden künftig neben den Berufsträgern als na-
türliche Personen auch die Berufsausübungsgesell-
schaften verpflichtet sein, die anwaltlichen Berufspflich-
ten einzuhalten. Der ursprüngliche Kerngedanke des
Berufsrechts, dieses nur an natürliche Personen zu
knüpfen, wird somit aufgegeben. Im Falle von Berufs-
pflichtverletzungen können die Berufsausübungsgesell-
schaften somit auch selbst Empfängerinnen einer von
der zuständigen Kammer ausgesprochenen Rüge oder
sonstiger berufsrechtlicher Maßnahmen sein (§§ 118c ff.
BRAO n.F.).

Von Sanktionen kann jedoch abgesehen werden, „wenn
sie unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzel-
falls, insbesondere der Art der Pflichtverletzung, deren
Häufigkeit und Gleichförmigkeit und des Schwerpunkts
der Vorwerfbarkeit, neben der Verhängung einer an-
waltsgerichtlichen Maßnahme gegen die Leitungsper-
son nicht erforderlich erscheinen.“ (§ 118c II BRAO n.F.)

Leitungspersonen im Sinne der Regelung sind dabei die
Mitglieder eines vertretungsberechtigten Organs einer
juristischen Person bzw. die vertretungsberechtigten
Gesellschafter einer rechtsfähigen Personengesell-
schaft. Daneben gelten als Leitungspersonen auch alle
Prokuristinnen bzw. Prokuristen und Generalbevoll-
mächtigte sowie Handlungsbevollmächtigte und alle
anderen Gesellschafterinnen und Gesellschafter, wel-
che verantwortlich für die Berufsausübungsgesellschaft
handeln dürfen. Dies umfasst auch solche Gesellschaf-
terinnen und Gesellschafter, welche mit Kontrollbefug-
nissen ausgestattet sind.

2. BERATUNGSBEFUGNIS
Aus § 59k BRAO n.F. ergeben sich die Beratungsbefug-
nisse der Berufsausübungsgesellschaft. § 59k BRAO
n.F. lautet wie folgt:

„Berufsausübungsgesellschaften sind befugt, Rechts-
dienstleistungen im Sinne des § 2 des Rechtsdienstleis-
tungsgesetzes zu erbringen. Sie handeln durch ihre
Gesellschafter und Vertreter, in deren Person die für die
Erbringung von Rechtsdienstleistungen gesetzlich vor-
geschriebenen Voraussetzungen im Einzelfall vorliegen
müssen.“
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3. VERTRETUNGSBEFUGNIS
In § 59l BRAO n.F. sind die Vertretungsbefugnisse gere-
gelt. Dieser lautet:

„(1) Berufsausübungsgesellschaften können als Pro-
zess- oder Verfahrensbevollmächtigte beauftragt wer-
den. Sie haben in diesem Fall die Rechte und Pflichten
eines Rechtsanwalts.
(2) Berufsausübungsgesellschaften handeln durch ihre
Gesellschafter und Vertreter, in deren Person die für die
Erbringung von Rechtsdienstleistungen gesetzlich vor-
geschriebenen Voraussetzungen im Einzelfall vorliegen
müssen.
(3) Eine Berufsausübungsgesellschaft kann nicht als
Verteidiger im Sinne der §§ 137 bis 149 der Strafpro-
zessordnung gewählt oder bestellt werden.“

Hieraus ergibt sich, dass Berufsausübungsgesellschaf-
ten selbst als Prozess- oder Verfahrensbevollmächtigte
beauftragt werden können. In diesem Fall haben diese
auch die Rechte und Pflichten eines Rechtsanwaltes.
Dort ist auch der „Berufsträgervorbehalt“ verankert,
wonach nur rechtlich zugelassenen Personen die
Rechtsdienstleistung erbringen dürfen.

4. VERANTWORTLICHE FÜR DIE EINHALTUNG DER
BERUFSPFLICHTEN BEI DER BERUFSAUSÜBUNGS-
GESELLSCHAFT
Durch die Neuregelung in § 59e II BRAO n.F. werden
nicht nur die anwaltlichen Gesellschafter einer Berufs-
ausübungsgesellschaft, sondern auch die nichtanwalt-
lichen Gesellschafter (§ 59c I 1 BRAO n.F.) verpflichtet,
die Einhaltung der Berufspflichten durch die Berufsaus-
übungsgesellschaft, in der anwaltliche und nichtanwalt-
liche Gesellschafter zusammenarbeiten, sicherzustel-
len. Dort heißt es:

„(2) Die Berufsausübungsgesellschaft hat durch geeig-
nete Maßnahmen sicherzustellen, dass berufsrecht-
liche Verstöße frühzeitig erkannt und abgestellt wer-
den. Wenn an der Berufsausübungsgesellschaft Perso-
nen beteiligt sind, die Angehörige eines in § 59c Ab-
satz 1 Satz 1 genannten Berufs sind, ist durch geeigne-
te gesellschaftsvertragliche Vereinbarungen sicherzu-
stellen, dass die Berufsausübungsgesellschaft für die
Erfüllung der Berufspflichten sorgen kann.“

Die Sicherstellung, dass berufsrechtliche Verstöße er-
kannt werden und somit das Berufsrecht bestmöglich
gewahrt wird, ist vor allem deshalb von erheblicher Re-
levanz, da auch nichtanwaltlichen Gesellschaftern künf-
tig eine Anteilsmehrheit zustehen kann. Das Gesetz hat
dabei auf Mehrheitserfordernisse zu Gunsten der an-
waltlichen Berufsträger verzichtet (§ 59p BRAO n.F.).

Da jedoch gerade die Einhaltung der berufsrechtlichen
Vorschriften sicherzustellen ist, hat der Gesetzgeber in
§ 59j BRAO n.F., ergänzend zu § 59e BRAO n.F., eine
Reihe weiterer Sicherungsmaßnahmen vorgenommen.
Zur umfassenden Wahrung der anwaltlichen Unabhän-
gigkeit und zur Sicherung der Einhaltung der anwalt-

lichen Berufspflichten soll daher in § 59j BRAO n.F.
auch die Mitgliedschaft in einem Aufsichtsorgan den
gleichen Einschränkungen unterworfen werden wie die
Mitgliedschaft in einem Geschäftsführungsorgan.9

9 BT-Drs. 19/27670, 193.

§ 59j BRAO n.F. wird hierfür ab dem 1.8.2022 die Über-
schrift „Geschäftsführungsorgane; Aufsichtsorgane“
tragen. Im Einzelnen ergeben sich folgende Regelungen
aus § 59j BRAO n.F.:

a) WEISUNGSBEFUGNIS

In § 59j I BRAO n.F. werden Weisungen von Nicht-
Rechtsanwälten ausgeschlossen, sofern es sich um die
originäre anwaltliche Tätigkeit handelt. Hierdurch wird
der anwaltlichen Unabhängigkeit in der Mandatsbear-
beitung Rechnung getragen. § 59j BRAO lautet inso-
weit:

„(1) Nur Rechtsanwälte oder Angehörige eines der in
§ 59c Absatz 1 Satz 1 genannten Berufe können Mit-
glieder des Geschäftsführungs- oder Aufsichtsorgans
einer zugelassenen Berufsausübungsgesellschaft
sein. Bei der Beratung und Vertretung in Rechtsange-
legenheiten sind Weisungen von Personen, die keine
Rechtsanwälte sind, gegenüber Rechtsanwälten un-
zulässig.“

b) AUSSCHLUSS VON DER GESCHÄFTSFÜHRUNG

§ 59j II BRAO n.F. schließt die Mitgliedschaft in der Ge-
schäftsführung oder in einer Aufsichtsposition aus,
wenn eine persönliche Eignung gemäß den Vorschriften
der BRAO nicht gegeben ist. § 59j BRAO lautet inso-
weit:

„(2) Von der Mitgliedschaft in einem Geschäftsfüh-
rungs- oder Aufsichtsorgan ist ausgeschlossen, wer
einen der Versagungstatbestände des § 7 erfüllt oder
gegen wen eine der in Absatz 5 Satz 3 genannten Maß-
nahmen verhängt wurde.“

Umgekehrt soll hierdurch eine persönliche Eignung der
Mitglieder zur Führung ihrer Ämter gewährleistet wer-
den.

c) MINDESTZAHL DER VERTRETUNGSBERECHTIGTEN
RECHTSANWÄLTINNEN UND RECHTSANWÄLTE

Nach dem Gesellschaftsrecht entscheidet in einer kör-
perschaftlich organisierten Berufsausübungsgesell-
schaft die Mehrheit über die Bestellung des Geschäfts-
führungsorgans, entsprechend den gesellschaftsver-
traglichen Regelungen. Somit könnten theoretisch
nichtanwaltliche Mehrheitsgesellschafter bzw. -gesell-
schafterinnen eine Geschäftsführung gegen den Willen
der anwaltlichen Gesellschafterinnen und Gesellschaf-
ter berufen.

Nach § 59j III BRAO n.F. müssen daher dem Geschäfts-
führungsorgan der Berufsausübungsgesellschaft Rechts-
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anwältinnen und Rechtsanwälte in vertretungsberech-
tigter Zahl angehören. Dort heißt es:

„(3) Dem Geschäftsführungsorgan der Berufsaus-
übungsgesellschaft müssen Rechtsanwälte in vertre-
tungsberechtigter Zahl angehören.“

Diese Regelung wird auch § 59k BRAO n.F. gerecht. Da-
nach sollen Berufsausübungsgesellschaften ihre Rechts-
dienstleistungen durch ihre Gesellschafter und Vertre-
ter erbringen.10

10 BT-Drs. 19/27670, 195.

Es muss also mindestens ein Berufsträger dem Ge-
schäftsführungsorgan angehören und zur Vertretung
berechtigt sein. Sollte hiervon abgewichen werden,
stellt dies einen Widerrufsgrund nach § 59h III 1 Nr. 1
BRAO n.F. dar. Das Berufsrecht beschränkt somit in
wohl zulässiger Weise die gesellschaftsrechtliche Ge-
staltungsfreiheit.

d) EINHALTUNG DES BERUFSRECHTS DURCH DIE
MITGLIEDER DES GESCHÄFTSFÜHRUNGS- UND
AUFSICHTSORGANS

Nach § 59j IV BRAO n.F. sind sämtliche Mitglieder des
Geschäftsführungs- und Aufsichtsorgans, also sowohl
die anwaltlichen als auch die nichtanwaltlichen, ver-
pflichtet, für die Einhaltung des Berufsrechts in der Be-
rufsausübungsgesellschaft zu sorgen. Absatz 4 lautet:

„(4) Die Mitglieder des Geschäftsführungs- und Auf-
sichtsorgans sind verpflichtet, für die Einhaltung des
Berufsrechts in der Berufsausübungsgesellschaft zu
sorgen.“

Dies erfolgt in konsequenter Umsetzung der Regelung
nach § 59e I BRAO n.F., wonach auch die Berufsaus-
übungsgesellschaften selbst Trägerinnen des Berufs-
rechts sind. Hierdurch unterfallen sämtliche Mitglieder
der Geschäftsführungs- und Aufsichtsorgane den
Grundpflichten des Berufsrechts und werden zugleich
der Aufsicht der regionalen Kammern unterstellt (§ 60
II Nr. 3 BRAO n.F.).

e) MITGLIEDER DES GESCHÄFTSFÜHRUNGS- UND
AUFSICHTSORGANS, DIE KEINE GESELLSCHAFTER BZW.
NICHT ZUR RECHTSANWALTSCHAFT ZUGELASSEN SIND

§ 59j V BRAO n.F. stellt klar, dass selbstverständlich
auch für diejenigen Mitglieder des Geschäftsführungs-
oder Aufsichtsorgans, die keine Gesellschafterinnen
bzw. Gesellschafter sind, die Berufspflichten gelten.
Dies gilt ebenso eingeschränkt für nichtanwaltliche Mit-
glieder. Da bei diesem Personenkreis ein Ausschluss
aus der Rechtsanwaltschaft nicht in Betracht kommt,
tritt an dessen Stelle die Aberkennung der Eignung für
das Amt in einem Geschäftsführungs- oder Aufsichtsor-
gan einer Berufsausübungsgesellschaft. Der Absatz
lautet wie folgt:

„(5) Für diejenigen Mitglieder des Geschäftsführungs-
und Aufsichtsorgans der Berufsausübungsgesellschaft,

die keine Gesellschafter sind, gelten die Berufspflichten
nach § 59d Absatz 1 bis 3 entsprechend. Die §§ 74 und
74a, die Vorschriften des Sechsten und Siebenten Teils,
die §§ 195 bis 199 sowie die Vorschriften des Elften
Teils sind auf nichtanwaltliche Mitglieder des Ge-
schäftsführungs- und Aufsichtsorgans entsprechend
anzuwenden. An die Stelle der Ausschließung aus der
Rechtsanwaltschaft (§ 114 Absatz 1 Nr. 5) tritt
1. bei nichtanwaltlichen Mitgliedern von Geschäftsfüh-
rungsorganen die Aberkennung der Eignung, eine Be-
rufsausübungsgesellschaft zu vertreten und ihre Ge-
schäfte zu führen, und
2. bei nichtanwaltlichen Mitgliedern eines Aufsichtsor-
gans die Aberkennung der Eignung, Aufsichtsfunktio-
nen einer Berufsausübungsgesellschaft wahrzuneh-
men.“

f) WAHRUNG DER UNABHÄNGIGKEIT DER
RECHTSANWÄLTINNEN UND RECHTSANWÄLTE
IN GESCHÄFTSFÜHRUNGSORGANEN

Die anwaltliche Unabhängigkeit der Rechtsanwältin-
nen und Rechtsanwälte muss auch gewahrt werden, so-
weit diese einem Geschäftsführungs- oder Aufsichtsor-
gan angehören. Dies entspricht der geltenden Rechtsla-
ge nach § 59f III BRAO.

Allerdings erfolgt eine Ausweitung der Vorschrift auf al-
le Formen der Vertretung. Denn der Schutz der anwalt-
lichen Unabhängigkeit ist auch bei anderen Formen der
Vertretung geboten.11

11 BT-Drs. 19/27670, 195.

Anwaltlichen Geschäftsführerin-
nen und Geschäftsführern muss die gleiche Unabhän-
gigkeit zukommen wie einer Anwaltssozia oder einem
Anwaltssozius.12

12 Henssler/Prütting/Henssler, § 59f Rn. 33, 34.

Dies bedeutet jedoch nicht, dass Vor-
gaben in allen Fällen unzulässig wären.13

13 Weyland/Brüggemann, BRAO, 10. Aufl. 2020, § 59f Rn. 4, 5.

Denkbar sind
sie insb. zur Begrenzung besonders haftungsträchtiger
Tätigkeiten.14

14 BT-Drs. 19/27670, 195.

Absatz 6 lautet:

„(6) Die Unabhängigkeit der Rechtsanwälte, die dem
Geschäftsführungsorgan der Berufsausübungsgesell-
schaften angehören oder in sonstiger Weise die Vertre-
tung der Berufsausübungsgesellschaft wahrnehmen,
bei der Ausübung ihres Rechtsanwaltsberufs ist zu ge-
währleisten. Einflussnahmen durch die Gesellschafter,
insbesondere durch Weisungen oder vertragliche Bin-
dungen, sind unzulässig.“

g) ENTSPRECHENDE ANWENDUNG AUCH BEI
PROKURA UND HANDLUNGSVOLLMACHT

In § 59j VII BRAO n.F. ist zudem geregelt:

„(7) Auf Prokuristen und Handlungsbevollmächtigte
zum gesamten Geschäftsbetrieb sind die Absätze 1, 5
und 6 entsprechend anzuwenden.“

Dies begründet der Gesetzgeber damit, dass Prokuris-
tinnen und Prokuristen sowie Handlungsbevollmächtig-
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te zum gesamten Geschäftsbetrieb umfassende Vertre-
tungsmacht für die Gesellschaft haben. Sie nehmen da-
her maßgeblichen Einfluss auf das Außenverhältnis der
Gesellschaft. Da die Berufsausübungsgesellschaft
selbst Rechtsdienstleistungen erbringt und in der Regel
zugelassen ist, müssen auch diese Personen die grund-
legenden Anforderungen an die Unabhängigkeit und
die Vertrauenswürdigkeit erfüllen.

Daher müssen auch Prokuristinnen und Prokuristen so-
wie Handlungsbevollmächtigte zum gesamten Ge-
schäftsbetrieb einem der in § 59c BRAO n.F. genannten
Berufe angehören und die grundlegenden Anforderun-
gen nach § 7 BRAO erfüllen. Außerdem muss die Unab-
hängigkeit von Rechtsanwältinnen und Rechtsanwäl-
ten, denen Prokura oder umfassende Handlungsvoll-
macht gewährt wird, ebenso gewahrt werden wie die
Unabhängigkeit der Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälte, die einem Geschäftsführungs- oder Aufsichtsor-
gan angehören.15

15 BT-Drs. 19/27670, 195.

IV. FOLGEN FÜR DIE PRAXIS

1. EINFÜHRUNG EINER COMPLIANCE-STRUKTUR
Der Berufsausübungsgesellschaft wurde eine Vielzahl
von Pflichten auferlegt. Diese werden sich in kleineren
Sozietäten noch überwachen lassen. Größere Sozietä-
ten hingegen werden nicht umhinkommen, eine Compli-
ance-Struktur zu implementieren. Dabei wird zuneh-
mend die Einführung eines Compliance-Officers disku-
tiert. Dieser würde dabei sämtliche technischen, organi-
satorischen und personellen Aufsichtsmaßnahmen ge-
bündelt übernehmen. Er oder sie wäre beispielsweise
für ein mandantenbezogenes Aufsichtssystem verant-

wortlich, das sicherstellt, dass bei einer Mandatsannah-
me in der Berufsausübungsgesellschaft nicht etwa ge-
gen das Verbot der Vertretung widerstreitender Interes-
sen verstoßen wird („Conflict Check“), überwacht aber
auch die einzelnen Berufsträger.16

16 Christoph, AnwBl. 2021, 606: „Berufspflichten in der Berufsausübungsgesellschaft:
Wie sie künftig einhalten?“.

Ursprünglich wurde der Compliance-Officer nach dem
Vorbild des englischen Rechts im Diskussionsvorschlag
von Martin Henssler ins Spiel gebracht.17

17 Henssler, AnwBl. Online 2018, 564, 586 f.

Dabei sollte
jede Berufsausübungsgesellschaft, unabhängig ihrer
Größe, verpflichtet werden, ein für die Einhaltung des
Berufsrechts primär verantwortliches Mitglied der Ge-
schäftsführung zu benennen. Im Gesetzgebungsverfah-
ren wurde der Vorschlag jedoch letztendlich mit der Be-
gründung verworfen, dass dieser aus organisatorischer
Sicht eher eine unverhältnismäßige Belastung sehr klei-
ner Gesellschaften wäre, für die eine solche umfassen-
de Pflicht nicht „zielführend“ sei.18

18 Vgl. BT-Drs. 19/27670, 185.

Ungeachtet dessen
empfiehlt sich in größeren Sozietäten weiterhin die Ein-
führung, um Sanktionierungen der Berufsausübungsge-
sellschaft zu vermeiden.

2. ANPASSUNG DER BERUFSHAFTPFLICHTVERSICHERUNG
Nicht zu vergessen ist, im Rahmen der Anpassung,
auch die Überprüfung der Versicherungssummen. Alle
Berufsausübungsgesellschaften benötigen künftig eine
eigene Berufshaftpflichtversicherung und haben diese
während der Dauer Ihrer Tätigkeit aufrechtzuerhalten
(§ 59n I BRAO n.F.).19

19 Zu der Thematik ausf. Zimmermann/Dörne, BRAK-Mitt. 2022, 74; Dahns, BRAK-
Magazin 3/2022, 14.

Die Mindestversicherungssum-
men und Jahreshöchstleistungen ergeben sich dabei
aus § 59o BRAO n.F.

beA FÜR ALLE: WAS ZU BEACHTEN IST
RECHTSANWÄLTIN ANTJE JUNGK*

* Die Autorin ist Leitende Justiziarin bei der Allianz Versicherungs-AG, München.

Seit dem 1.1.2022 gilt die aktive Nutzungspflicht des
elektronischen Rechtsverkehrs. Die Autorin gibt einen
Überblick darüber, was bei der Nutzung des besonde-
ren elektronischen Anwaltspostfachs (beA) für die Ge-
richtskorrespondenz zu beachten ist. Anhand aktueller
Rechtsprechung stellt sie dar, was bei Erhalt und Ver-
sendung von Nachrichten per beA gilt und welche Kon-
trollmaßnahmen im Rahmen der Büroorganisation er-
forderlich sind. Außerdem erläutert sie, wie in Fehlerfäl-
len die gerichtliche Hinweispflicht, Heilungsmöglichkei-
ten und die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand in-
einandergreifen.

I. AUS ERFAHRUNGEN LERNEN

Nun ist es also seit ein paar Monaten so weit: Vor dem
beA kann sich kein Rechtsanwalt und keine Rechtsan-
wältin mehr drücken. Selbst Kolleginnen und Kollegen,
die nicht regelmäßig bei Gericht auftreten, erhalten zu-
mindest Mitteilungen der Rechtsanwaltskammern und
ähnliches in ihr beA. Unter denjenigen, die seit Anfang
des Jahres erstmals Schriftsätze aus dem beA zu Ge-
richt schicken mussten, machte sich eine gewisse An-
fangsnervosität bemerkbar. Die allermeisten aber mer-
ken erleichtert: Es geht!
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Trotzdem wird es auch auf Dauer dabei bleiben, dass ei-
niges zu beachten ist. Erste Erfahrungen spiegeln sich
auch bereits in der Rechtsprechung wider. Aus Erfah-
rungen lernen lautet also das Motto.

II. ERSTE SCHRITTE

1. UMFASSENDE NUTZUNGSPFLICHT
Die Einreichung von Schriftsätzen muss nun also nach
allen Verfahrensordnungen über das beA erfolgen. Na-
mentlich traten neben § 130d ZPO auch in den anderen
Verfahrensordnungen die entsprechenden Vorschriften
in Kraft: § 55d VwGO, § 14b FamFG, § 46g ArbGG,
§ 65d SGG, § 52d FGO. Im Strafrecht (§ 32d StPO) ist
dies zunächst generell nur eine Sollvorschrift, allerdings
ebenfalls verpflichtend für die wesentlichen Schriftsätze
wie Berufung und ihre Begründung, die Revision, ihre
Begründung und die Gegenerklärung sowie die Privat-
klage und die Anschlusserklärung bei der Nebenklage.
Auch mit Posteingängen vom Gericht, beispielsweise
Kostenrechnungen, ins beA muss man rechnen.

2. ERSTREGISTRIERUNG ERFOLGT?
Voraussetzung für die Nutzung des beA sind natürlich
der Erwerb der beA-Karte sowie eines Kartenlesegerä-
tes und der Download der erforderlichen beA Client Se-
curity. Diese beschäftigt uns immer wieder, denn sie er-
fordert recht häufige Updates. Nur mit der aktuellsten
Version lässt sich arbeiten. Wenn die Anmeldung im
beA nicht klappt, kann es daran liegen.

Das Wissen, dass man mit dem beA arbeiten muss, ist
eine Kardinalpflicht. Wer unter Missachtung dessen
weiterhin per Post oder Fax Schriftsätze bei Gericht ein-
reicht, darf auf die Gnade der Gerichte nicht hoffen.1

1 Z.B. LG Frankfurt, Versäumnisurt. v. 19.1.2022 – 2-13 O 60/21.

Die Erstregistrierung sollte dann auch geraume Zeit vor
der ersten tatsächlichen Nutzung erfolgen für den Fall,
dass nicht gleich alles so läuft wie geplant.

3. beA LERNEN
Es ist nicht alles intuitiv: Leider muss man etwas Zeit
aufwenden, um sich mit dem beA vertraut zu machen.
Die Gerichte kennen da keine Nachsicht, wie das LAG
Schleswig-Holstein2

2 LAG Schleswig-Holstein, Beschl. v. 19.9.2019 – 5 Ta 94/19.

deutlich machte: „Ein Rechtsanwalt
ist als Inhaber eines besonderen Anwaltspostfachs
(beA) nicht nur verpflichtet, die technischen Einrichtun-
gen zum Empfang von Zustellungen und Mitteilungen
über das beA lediglich vorzuhalten, vielmehr ist der
Rechtsanwalt zugleich verpflichtet, sich die Kenntnisse
zur Nutzung dieser technischen Einrichtungen anzueig-
nen, damit er die über beA zugestellten Dokumente
auch gemäß § 31a VI BRAO zur Kenntnis nehmen
kann. Die Gerichte sind nicht verpflichtet, den Rechts-
anwälten Handlungsanweisungen zum Öffnen der über
beA zugesandten Dokumente zu erteilen.“

4. ANMELDUNG IM beA
Die Anmeldung im beA (https://www.bea-brak.de/bea/)
erfolgt sodann mithilfe des Tokens, also der beA-Karte,
in Kombination mit der PIN. Alternativ besteht die Mög-
lichkeit, als Token bei der Bundesnotarkammer ein Soft-
warezertifikat zu bestellen, welches ohne Kartenlesege-
rät und mobil einsetzbar ist.

Das beA funktioniert grundsätzlich ähnlich wie ein nor-
males E-Mail-Programm. Es gibt Ordner für Posteingän-
ge, Postausgänge, versendete Mails etc., in denen man
die jeweiligen Nachrichten aufrufen und ansehen kann.

5. ARCHIVIERUNG
Für die weitere Aktenführung ist wichtig, dass das beA
grundsätzlich nicht dafür vorgesehen und geeignet ist,
die Nachrichten auch zu archivieren. Bekanntlich beste-
hen ja (§ 50 BRAO) lange Aufbewahrungsfristen für die
Handakte. Auch die über das beA versandten und er-
haltenen Nachrichten gehören in die Handakte.

Die Postfächer werden jedoch in regelmäßigen Abstän-
den (nach 90 Tagen) von älteren Dokumenten befreit,
d.h. diese werden automatisch zunächst in den Papier-
korb verschoben und sodann gelöscht. Es ist daher un-
abdingbar, die Nachrichten in die eigentliche Mandats-
akte zu exportieren. Dabei ist darauf zu achten, dass
nicht nur das Dokument (Schriftsatz) als solches, son-
dern der gesamte Datensatz exportiert wird, damit die
ordnungsgemäße Versendung (Eingangsbestätigung im
Prüfprotokoll, s.u. IV.) im Ernstfall nachgewiesen werden
kann.

III. ERHALT UND VERSENDUNG
VON NACHRICHTEN

1. ERHALT VON NACHRICHTEN
a) TÄGLICHE POSTDURCHSICHT

Für die Organisation des Anwaltsbüros ist es natürlich
besonders wichtig, dass man zeitnah von neuen Post-
eingängen erfährt. Die Anforderungen der Rechtspre-
chung, dass die Post täglich durchzusehen ist,3

3 BGH, Beschl. v. 21.2.1974 – II ZB 13/73; KG, Beschl. v. 6.1.2005 – 16 UF 114/04.

gelten
für das beA gleichermaßen, so dass der tägliche Blick in
das beA dringend anzuraten ist. Auch wenn berechtigte
Mitarbeiter die Postdurchsicht vornehmen, muss der
Posteingang – wie bisher – dem Anwalt oder dessen
Vertreter vorgelegt werden. Dieser muss anhand ent-
sprechender Vermerke (Annotationen) auf dem Postein-
gang überprüfen, ob etwaige Fristen notiert sind.

b) NACHRICHT AN ANDERE E-MAIL-ADRESSE

Für Nebenberufs- oder Syndikusrechtsanwälte, die nur
wenige Mandate bearbeiten, besteht die Möglichkeit,
sich eine Nachricht auf eine normale (täglich kontrol-
lierte) E-Mail-Adresse schicken zu lassen. Sie enthält
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zwar nur die Nachricht, dass es einen Posteingang gibt,
enthebt jedoch von der Notwendigkeit, täglich in das
beA zu schauen.

c) ELEKTRONISCHES EMPFANGSBEKENNTNIS (EEB)

Post von den Gerichten, aber auch von Anwaltskollegin-
nen und -kollegen, kann – wie bisher – die Aufforderung
enthalten, ein Empfangsbekenntnis abzugeben. Hierzu
besteht weiterhin eine berufsrechtliche Pflicht (§ 14 BO-
RA). Die Abgabe muss nun aber auch direkt aus dem
beA heraus, also elektronisch, erfolgen. Hierfür gibt es
einen eigenen Button in der empfangenen Nachricht
zum „Abgabe erstellen“.

Für den Fristbeginn maßgeblich ist – ebenfalls wie bis-
her – nicht der tatsächliche Posteingang, sondern die
Kenntnisnahme durch den Prozessbevollmächtigten.
Das elektronisch zurückgesandte Empfangsbekenntnis
(eEB) erbringt nach Maßgabe der §§ 371a, 416 ZPO
als (privates) elektronisches Dokument ebenso wie ein
auf dem Postweg zurückgesandtes Empfangsbekennt-
nis Beweis sowohl für die Entgegennahme des bezeich-
neten Schriftstücks als auch für den Zeitpunkt des Emp-
fangs.4

4 OVG NRW, Beschl. v. 10.11.2020 – 2 B 1263/20.

Die Beweiswirkung kann unter den von der bis-
herigen Rechtsprechung aufgestellten Voraussetzungen
entkräftet werden, d.h. es muss ein Gegenbeweis er-
bracht werden, der belegt, dass jede Möglichkeit aus-
geschlossen ist, dass die Angabe auf dem Empfangsbe-
kenntnis richtig sein könnte. Zweifel an der Richtigkeit
des Zustellungsdatums genügen nicht.5

5 BVerfG, Beschl. v. 27.3.2001 – 2 BvR 2211/97; zuletzt BGH, Beschl. v. 7.10.2021 –
IX ZB 41/20; BSG, Beschl. v. 17.12.2020 – B 1 KR 68/19 B.

Streitig ist, ob eine analoge Anwendung der verwal-
tungsverfahrens- bzw. -zustellungsrechtlichen „Drei-Ta-
ges-Fiktion“ (§ 41 II VwVfG, § 5 VII 2 VwZG) in Anknüp-
fung an das Datum des bestätigten Dokumentenein-
gangs im besonderen elektronischen Anwaltspostfach
in Betracht kommt.6

6 So VG Leipzig, Urt. v. 13.5.2019 – 7 K 2184/16.A; dagegen OVG Saarland, Beschl.
v. 10.3.2022 – 1 A 267/20.

2. VERSENDUNG VON NACHRICHTEN
a) EMPFÄNGER SUCHEN

Alle empfangsbereiten deutschen Gerichte sind im
Adressverzeichnis des beA hinterlegt und können über
die Suchfunktion schnell gefunden werden. Zweigstellen
haben kein eigenes Postfach, davon darf man sich nicht
irritieren lassen.7

7 So geschehen im Fall des BayVGH, Beschl. v. 10.3.2021 – 19 ZB 20.1712.

Auch empfiehlt es sich nicht unbe-
dingt, die Adresse bzw. SAFE-ID aus der Anwaltssoft-
ware heraus zu ermitteln, denn das scheint nicht immer
zu klappen.8

8 Z.B. LAG Schleswig-Holstein, Beschl. v. 8.4.2021 – 1 Sa 358/20.

b) ZULÄSSIGES DATEIFORMAT: § 2 ERVV

Größere Verwirrung stiftet nach wie vor die Frage, wel-
che Art von Datei eigentlich zulässig und wirksam ist. An-

fänglich wurden vielfach Schriftsätze als verfristet ange-
sehen, weil sie formatfehlerhaft waren. Maßgeblich ist
die ERVV in ihrer jeweils gültigen Fassung. Diese hat sich
im Laufe der Zeit bereits mehrfach geändert, sodass hier-
auf regelmäßig ein Augenmerk gerichtet werden sollte.

Nach § 2 I 1 ERVV in der bis zum 31.12.2021 gelten-
den Fassung war das elektronische Dokument in druck-
barer, kopierbarer und, soweit technisch möglich,
durchsuchbarer Form im Dateiformat PDF zu übermit-
teln. Diese Anforderungen sind jetzt erleichtert worden.
Nach dem aktuellen § 2 II ERVV soll das elektronische
Dokument den nach § 5 I Nr. 1 und 6 ERVV bekanntge-
machten technischen Standards entsprechen.

§ 5 verweist auf die Internetseite www.justiz.de, wo die
zulässigen Versionen der erforderlichen Formate PDF
und TIFF sowie weitere Einzelheiten wie Höchstgrenzen
für die Anzahl und das Volumen elektronischer Doku-
mente bekanntgegeben werden, derzeit (jedenfalls bis
Ende 2022) PDF einschließlich PDF 2.0, PDF/A-1, PDF/
A-2, PDF/UA sowie TIFF Version 6, Dateigröße höchs-
tens 200 Dateien und höchstens 100 Megabyte, Länge
der Dateinamen maximal 90 Zeichen, und zwar nur
Buchstaben inkl. Umlauten, Ziffern, Unterstrich, Minus,
Punkte vor Dateiendungen.

3. WELCHE SIGNATUR WIRD BENÖTIGT?
a) VERSENDUNG DURCH VERANTWORTENDEN
RECHTSANWALT
aa) AUS EIGENEM POSTFACH

Grundsätzlich macht die Versendung aus dem eigenen
beA – „sicherer Übermittlungsweg“ – den Schriftsatz
formwirksam. Sie muss jedoch durch den Postfachinha-
ber bzw. die Postfachinhaberin selbst vorgenommen
werden, nicht durch eine andere Person.9

9 BVerwG, Beschl. v. 12.10.2021 – 8 C 4/21.

Technisch ist
dies möglich, wenn dem Dritten eine Berechtigung ein-
geräumt wurde. Ob die Übermittlung auf einem siche-
ren Übermittlungsweg erfolgt ist, kann mittels des soge-
nannten VHN (vertrauenswürdiger Herkunftsnachweis)
geprüft werden, der im Prüfprotokoll auftaucht, wenn
der Postfachinhaber bzw. die Postfachinhaberin zum
Zeitpunkt der Versendung selbst angemeldet war.10

10 Genau erklärt im BAG-Beschl. v. 5.6.2020 – 10 AZN 53/20.

bb) EINFACHE SIGNATUR

Weiter ist allerdings zu beachten, dass es zusätzlich
einer sog. einfachen Signatur bedarf.11

11 Bereits gefestigte Rspr., s. BAG, Beschl. v. 5.6.2020 – 10 AZN 53/20; BAG, Beschl.
v. 14.9.2020 – 5 AZB 23/23.

Hierunter ist zu
verstehen, dass unter dem Schriftsatz der Name des
verantwortenden Rechtsanwalts stehen muss (nicht
nur „Rechtsanwalt“, auch nicht beim Einzelanwalt12

12 BAG, Beschl. v. 14.9.2020 – 5 AZB 23/20; OLG Karlsruhe, Beschl. v. 6.9.2021 – 17
W 13/21.

),
alternativ eine eingescannte (den Namen erkennen
lassende!13

13 BSG, Beschl. v. 16.2.2022 – B 5 R 198/21 B.

) Unterschrift. Das gilt nicht, wenn eine

JUNGK, BEA FÜR ALLE: WAS ZU BEACHTEN IST

BRAK-MITTEILUNGEN 3/2022 AUFSÄTZE

128

justiz.de


qualifizierte elektronische Signatur (qeS) verwendet
wird.14

14 LG Hamburg, Beschl. v. 15.1.2021 – 322 T 92/20.

b) VERSENDUNG DURCH ANDEREN RECHTSANWALT

Für die Versendung eines von einem abwesenden Kolle-
gen verfassten Schriftsatzes gibt es zwei Möglichkeiten:
Entweder dieser muss (vorab) den Schriftsatz mit einer
qeS versehen, dann kann er (auch) aus dessen Postfach
heraus versandt werden. Anderenfalls muss die Vertre-
terin oder der Vertreter die Verantwortung für den
Schriftsatz übernehmen und aus ihrem bzw. seinem ei-
genen Postfach heraus versenden.15

15 Ebenfalls bereits gefestigte Rechtsprechung: BAG, Beschl. v. 5.6.2020 – 10 AZN
53/20; BVerwG, Beschl. v. 12.10.2021 – 8 C 4/21; BSG, Beschl. v. 16.2.2022 – B 5
R 198/21 B.

Hier muss sie bzw.
er dann wiederum auch einfach signieren.

c) VERSENDUNG DURCH BÜROPERSONAL

Soll die Versendung durch Büropersonal (aus dem An-
waltspostfach mit Hilfe von deren Mitarbeiterkarte) er-
folgen, ist immer eine qeS der verantwortenden Rechts-
anwältin oder des verantwortenden Rechtsanwalts er-
forderlich. In keinem Fall darf die eigene beA-Karte an
Büropersonal weitergegeben werden (§ 26 I RAVPV)!

d) VERSENDUNG AUS EINEM KANZLEI-beA

Ab August 2022 wird mit dem „GePo“ ein Gesell-
schaftspostfach für alle zulassungspflichtigen Berufs-
ausübungsgesellschaften eingerichtet. Es steht auch
grundsätzlich allen Berufsausübungsgesellschaften zur
Verfügung, die sich (freiwillig) bei der Kammer zugelas-
sen haben. Hier werden gem. § 21 IV RAVPV die vertre-
tungsberechtigten Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälte gegenüber der Rechtsanwaltskammer benannt
werden. Bei Versendung aus dem GePo mit deren beA-
Karte wird dann der VHN generiert.

4. ACHTUNG BEI SCHRIFTFORMERFORDERNIS:
qeS ERFORDERLICH ODER GANZ AUSGESCHLOSSEN!
Der sichere Übermittlungsweg ist maßgeblich für die
Formwirksamkeit von Schriftsätzen nach prozessrecht-
lichen Vorschriften. Er ist nicht ausreichend, wenn eine
gesetzliche Schriftform vorgeschrieben ist, den Anforde-
rungen des § 126a BGB ist damit nicht genügt. Hierfür
ist in jedem Fall die qualifizierte elektronische Signatur
(qeS) erforderlich.

Daran muss man vor allem denken, wenn in einem
Schriftsatz formbedürftige materiell-rechtliche Erklärun-
gen abgegeben werden. Schiefgegangen ist das bei-
spielsweise schon bei einer mietrechtlichen Kündi-
gung.16

16 AG Hamburg, Urt. v. 25.2.2022 – 48 C 304/21.

Strittig ist, ob § 278 VI 1 Alt. 1 ZPO (Vergleichs-
vorschlag) ein materielles Schriftformerfordernis ent-
hält. Das ArbG Stuttgart17

17 BAG, Beschl. v. 14.9.2020 – 5 AZB 23/20; ArbG Stuttgart, Beschl. v. 25.2.2022 – 4
Ca 688/22.

hält die prozessuale Schrift-
form für ausreichend.

Für bestimmte Erklärungen, die der Schriftform bedür-
fen, ist die elektronische Form im Gesetz explizit ausge-
schlossen – hier nützt auch die qeS nichts. Das ist bei-
spielsweise in § 766 S. 2 BGB (Bürgschaft), § 780 S. 2
BGB (Schuldversprechen)18

18 OLG Brandenburg, Beschl. v. 18.10.2021 – 1 U 9/21.

– auch strafbewehrte Unter-
lassungserklärungen19

19 OLG München, Urt. v. 14.1.2016 – 29 U 2593/15.

– und § 781 S. 2 (Schuldaner-
kenntnis) der Fall, aber auch mal im Verwaltungsrecht:
Erklärung einer Baulast.20

20 § 86 II. S. LBauO Rheinland-Pfalz.

Ganz wichtig auch § 623
BGB: Die Beendigung von Arbeitsverhältnissen durch
Kündigung oder Auflösungsvertrag bedürfen zu ihrer
Wirksamkeit der Schriftform; die elektronische Form ist
ausgeschlossen.

IV. ERFORDERLICHE KONTROLLMASSNAHMEN

1. GRUNDSATZ
Zu einer ordnungsgemäßen Büroorganisation gehört es
von jeher, dass Fristen im Kalender erst dann gelöscht
werden dürfen, wenn sichergestellt ist, dass seitens der
Kanzlei alles dafür getan wurde, damit der fristwahren-
de Schriftsatz rechtzeitig bei Gericht eingeht. Hierzu ge-
hörte bei Versendung per Fax die Kontrolle des Sende-
berichts mit OK-Vermerk. Die Rechtsprechung geht da-
von aus, dass „die anwaltlichen Sorgfaltspflichten im
Zusammenhang mit der Übermittlung von fristgebun-
denen Schriftsätzen im Wege des elektronischen
Rechtsverkehrs per beA denen bei Übersendung von
Schriftsätzen per Telefax entsprechen“.21

21 Z.B. BGH, Beschl. v. 11.5.2021 – VIII ZB 9/20.

Die Prüfungsanforderungen sind – naturgemäß – etwas
andere als beim Fax. Sie sollen jedoch genauso dazu
dienen, sicherzustellen, dass das Richtige vollständig
und erfolgreich beim zuständigen Gericht eingeht.

2. EINGANGSBESTÄTIGUNG
In Bezug auf das beA haben bereits etliche Gerichte
entschieden, dass entsprechend zu kontrollieren ist, ob
eine Eingangsbestätigung gem. § 130a V 2 ZPO vor-
liegt.22

22 Z.B. BGH, Beschl. v. 11.5.2021 – VIII ZB 9/20; schon BayLSG, Beschl. v. 3.1.2018 –
L 17 U 298/17; OLG Schleswig, Beschl. v. 27.10.2021 – 11 U 61/21.

Aber was ist eigentlich diese „automatisierte Be-
stätigung über den Zeitpunkt des Eingangs“? Es hört
sich so an, als würde man so etwas wie eine Lesebestä-
tigung per E-Mail bekommen. Das ist aber nicht so! Tat-
sächlich bekommt man vom Gericht keine Nachricht zu-
gesandt, sondern kann die erfolgreiche Übersendung
nur dem Prüfprotokoll der versandten Nachricht ent-
nehmen (versendete Nachricht mit Doppelklick öffnen).
Die Eingangsbestätigung wird durch das beA-System
grundsätzlich in die Nachricht mit eingebettet.

Auch dort muss man allerdings an der richtigen Stelle
schauen: Nicht ausreichend ist es, sich auf das grün
markierte positive Prüfergebnis im Feld „Zusammenfas-
sung und Struktur“ auf den „Eingang auf dem Server“
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zu verlassen.23

23 So geschehen im Fall OLG Braunschweig, Beschl. v. 8.3.2021 – 8 U 67/21.

Die maßgebliche Eingangsbestätigung
findet sich im Prüfprotokoll im Meldungstext „request exe-
cuted“ und Status „kein Fehler“. Wird der Übermittlungs-
status als „fehlerhaft“ bezeichnet, muss man von einer
fehlgeschlagenen Versendung ausgehen.24

24 BGH, Beschl. v. 29.9.2021 – VII ZR 94/21.

Nach § 130a
V 1 ZPO ist entscheidend, dass das Dokument auf dem
maßgeblichen System gespeichert worden ist. Ob es von
dort aus rechtzeitig an andere Rechner innerhalb des Ge-
richtsnetzes weitergeleitet oder von solchen Rechnern ab-
geholt werden konnte, ist demgegenüber unerheblich.25

25 BGH, Urt. v. 14.5.2020 – X ZR 119/18; BGH, Beschl. v. 25.8.2020 – VI ZB 79/19.

Jede andere Art der Kontrolle ist unzureichend, insbe-
sondere reicht es nicht aus, in der – ggf. mit dem beA
über eine Schnittstelle verbundenen – Anwaltssoftware
nachzusehen, ob die Nachricht im Ordner der „versen-
deten Nachrichten“ enthalten ist bzw. sich nicht mehr
im „Postausgang“ befindet.26

26 OLG Saarbrücken, Urt. v. 4.10.2019 – 2 U 117/19; OVG Sachsen-Anhalt, Beschl. v.
28.8.2019 – 2 M 58/19.

3. SIGNATURPRÜFUNG
Bei Einhaltung der oben geschilderten Vorgehensweise
wird man davon ausgehen dürfen, dass eine separate
Überprüfung der Signatur nicht erforderlich ist. Anders
allerdings dann, wenn bei der Erstellung der qeS ein
Warnsymbol aufleuchtet. Dieses Problem scheint insbe-
sondere bei Schnittstellen aus einer Anwaltssoftware
aufzutreten.27

27 OLG Braunschweig, Beschl. v. 18.11.2020 – 11 U 315/20.

4. DATEINAME
Die Prüfung, ob die Nachricht überhaupt bei Gericht
eingegangen ist, reicht allerdings nicht aus: Laut BGH28

28 BGH, Beschl. v. 17.3.2020 – VI ZB 99/19, ebenso OLG Dresden, Beschl. v. 1.6.
2021 – 4 U 351/21; OLG Frankfurt, Beschl. v. 5.10.2021 – 6 U 79/21.

genügt für die Ausgangskontrolle jedenfalls nicht die
Feststellung, dass die Versendung irgendeines Schrift-
satzes mit dem passenden Aktenzeichen an das Gericht
erfolgt ist, sondern anhand des zuvor sinnvoll vergebe-
nen Dateinamens ist auch zu prüfen, welcher Art der
Schriftsatz war. Im entschiedenen Fall war beispielswei-
se der an diesem Tag in derselben Sache über das beA
versendete Streitwertfestsetzungsantrag mit dem Beru-
fungsbegründungsschriftsatz verwechselt worden.

5. ANLAGEN
Nach der Übermittlung ist nicht nur zu überprüfen, ob
die Datei überhaupt versandt wurde, sondern – ver-
gleichbar dem Versand per Telefax – ob die Übermitt-
lung vollständig erfolgt ist, ob also auch sämtliche An-
lagen als Dateianhänge mit übersandt wurden und in
der Eingangsbestätigung aufgeführt sind.29

29 VerfGH Rheinland-Pfalz, Beschl. v. 24.9.2019 – VGH B 23/19.

6. ABGLEICH DES EMPFÄNGERGERICHTS MIT DER AKTE
Anhand des Prüfprotokolls („Verification-Report“) müs-
sen Empfänger-Gericht, der Meldungstext, der Zu-

gangszeitpunkt und der Status kontrolliert werden. Das
OLG München30

30 OLG München, Urt. v. 26.11.2020 – 29 U 5407/19 Kart.

weist allerdings darauf hin, dass die
Kontrolle von Export-Datei und Verification-Report keine
Aussage darüber ermögliche, ob der Zugang nicht nur
bei dem zuvor ausgewählten Gericht, sondern auch tat-
sächlich beim zutreffenden Gericht erfolgt ist. Hierzu
bedürfe es nach der Versendung einer Nachricht per
beA eines weiteren Abgleichs des dort angezeigten
Empfängers entweder mit einem Ausdruck des als An-
hang versandten Schriftsatzes und dessen vom Rechts-
anwalt vorgegebenen Adressfeld oder eines separaten
Aufrufens der pdf-Schriftsatzdatei am Bildschirm, um
einen entsprechenden optischen Abgleich zu ermög-
lichen, oder einer vorherigen zuverlässigen Übernahme
des zutreffenden Empfängergerichts aus dem Adress-
feld des Schriftsatzes in den Dateinamen der zu versen-
denden pdf-Datei, die es ermöglicht, anschließend im
Verification-Report selbst einen Abgleich zwischen Da-
teinamen der pdf-Datei und angezeigtem Empfänger
durchzuführen.

7. TELEFONISCHE RÜCKFRAGE NICHT GLEICHWERTIG
Die Überprüfung anhand der automatisierten Ein-
gangsbestätigung ist unabdingbar. Sie kann nicht
durch eine telefonische Nachfrage bei Gericht ersetzt
werden. Allein maßgeblich ist nach der Rechtspre-
chung31

31 BGH, Beschl. v. 11.5.2021 – VIII ZB 9/20; BAG, Beschl. v. 7.8.2019 – 5 AZB 16/19.

die Eingangsbestätigung, die dem Absender
„unmittelbar und ohne weiteres Eingreifen eines Justiz-
bediensteten Gewissheit darüber verschaffen soll, ob
die Übermittlung an das Gericht erfolgreich war oder
ob weitere Bemühungen zur erfolgreichen Übermitt-
lung des elektronischen Dokuments erforderlich sind“.

V. WAS TUN BEI PROBLEMEN?

Auch das beA kann nicht verhindern, dass Menschen
Fehler machen oder dass die Technik versagt. Wenn of-
fenbar wird, dass etwas schiefgegangen ist, gibt es
grundsätzlich mehrere Rettungsmöglichkeiten:

Handelt es sich um einen reinen „Formatfehler“, d.h. ist
das Dokument für das Gericht nicht zur Bearbeitung ge-
eignet, greift grundsätzlich § 130a VI ZPO und das Ge-
richt muss dem Absender dies mitteilen. Bei anderen
technischen Übermittlungsproblemen kann nach
§ 130d S. 2, 3 ZPO eine „Übermittlung nach den allge-
meinen Vorschriften“ zulässig sein. Diese Vorschriften
gibt es in den anderen Verfahrensordnungen entspre-
chend.

Daneben besteht weiterhin die Möglichkeit der Wieder-
einsetzung in den vorigen Stand unter den bekannten
Voraussetzungen, das schließt sich nicht gegenseitig
aus. Im Zweifel sollte beides versucht werden. Die Ge-
richte sind offenbar selbst noch nicht immer sicher, wel-
cher Weg der richtige ist: Der BFH beispielsweise löste
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einen Fall über die Wiedereinsetzung, in dem ein laut
Eingangsbestätigung erfolgreich übersandter Schrift-
satz wegen unzulässiger Zeichen im Dateinamen nicht
vom Intermediär (Server) an das Gericht weitergeleitet
worden war.32

32 BFH, Beschl. v. 5.6.2019 – IX B 121/18.

1. BEI GERICHT ZUTAGE TRETENDE PROBLEME:
§ 130a VI ZPO HINWEISPFLICHT DES GERICHTS
§ 130a VI ZPO soll nach der gesetzgeberischen Inten-
tion wohl dem Umstand Rechnung tragen, dass kompli-
zierte und sich immer wieder ändernde technische Rah-
menbedingungen den Zugang zum Gericht nicht unmä-
ßig erschweren sollen. Es geht dabei nicht um Probleme
bei der Nutzung des beA als solchem, insbesondere die
Anforderungen an Übermittlungsweg und Signatur
gem. § 130a III und IV ZPO,33

33 BAG, Beschl. v. 15.8.2018 – 2 AZN 269/18; BAG, Beschl. v. 12.3.2020 – 6 AZM 1/20.

sondern ausschließlich
um die konkreten technischen Anforderungen an die
übermittelten Dokumente, die sich aus den jeweils gülti-
gen Regelungen in der ERVV ergeben. Regelmäßig wird
in diesen Fällen die Nachricht als solche erfolgreich an
das Gericht übermittelt, der (Format-)Fehler ist für den
Absender oft erst einmal nicht erkennbar. Erst das Ge-
richt merkt, dass das Dokument „nicht zur Bearbeitung
durch das Gericht geeignet“ ist, z.B. weil ein unzulässi-
ger Dateityp, beispielsweise ein Word-Dokument,34

34 So im Fall des OLG Oldenburg, Beschl. v. 25.2.2022 – 1 Ss 28/22.

ge-
wählt wurde.

Das Gericht ist dann verpflichtet, dem Absender dies
unter Hinweis auf die Unwirksamkeit des Eingangs un-
verzüglich mitzuteilen. Wenn das passiert, ist Eile gebo-
ten:

a) Die Nachreichung muss unverzüglich erfolgen. Auf
weitere Hinweise des Gerichts darf man nicht hof-
fen.35

35 BAG, Beschl. v. 12.3.2020 – 6 AZM 1/20.

b) Sie muss dann in der für das Gericht zur Bearbei-
tung geeigneten Form erfolgen, also nicht beispiels-
weise per Fax.36

36 Wie im selben Fall des OLG Oldenburg, Beschl. v. 25.2.2022 – 1 Ss 28/22.

c) Zudem ist glaubhaft zu machen, dass das Doku-
ment mit dem zuerst eingereichten inhaltlich über-
einstimmt.

Eine Zurückweisung durch das Gericht darf dann gar
nicht erfolgen, wenn gerichtsintern Probleme mit einem
an sich zulässigen Dateiformat entstehen. Im Fall des
OLG Nürnberg37

37 OLG Nürnberg, Beschl. v. 31.1.2022 – 3 W 149/22.

wollte das Gericht Teile aus dem ein-
gereichten Dokument kopieren und diese wiederum in
ein anderes elektronisches Dokument einfügen. Es er-
schien eine unleserliche und sinnentstellte und damit
nicht weiterbearbeitbare Buchstabenreihung.

Das OLG führt dazu nachvollziehbar aus: „Nach § 2 I 1
ERVV in der bis zum 31.12.2021 geltenden Fassung ist
das elektronische Dokument in druckbarer, kopierbarer
und, soweit technisch möglich, durchsuchbarer Form im

Dateiformat PDF zu übermitteln. Dies bedeutet, dass in
den das Dokument enthaltenen Eigenschaften der Da-
tei nicht die Möglichkeit des Drucks ausgeschlossen
werden oder die Datei mit einem Kennwort zum Öffnen
versehen sein darf. Den Bedingungen der ERVV ent-
spricht das Dokument auch dann nicht, wenn es ver-
schlüsselt oder mit Viren verseucht oder mit einer ande-
ren schädlichen Software verbunden ist.

Nicht jeder Verstoß gegen die ERVV soll zur starren
Rechtsfolge der (nach § 130a VI ZPO heilbaren) Form-
unwirksamkeit führen. Denn § 130a II ZPO, den die
ERVV näher ausgestaltet, soll lediglich gewährleisten,
dass eingereichte elektronische Dokumente für das Ge-
richt lesbar und bearbeitungsfähig sind.38

38 BT-Drs. 17/12634, S. 25.

Vor dem Hin-
tergrund dieses Zwecks ist auch die Rechtsfolge eines
Verstoßes zu bestimmen: Formunwirksamkeit tritt dann
ein, wenn der Verstoß dazu führt, dass eine Bearbeitung
durch das Gericht nicht möglich ist, z.B. weil sich die
eingereichte Datei nicht öffnen bzw. der elektronischen
Akte nicht hinzufügen lässt oder weil sie schadcode-
belastet ist. Demgegenüber führen Verstöße gegen die
ERVV dann nicht zur Formunwirksamkeit des Eingangs,
wenn sie lediglich einen bestimmten Bearbeitungskom-
fort sicherstellen sollen, nicht aber der Lesbarkeit und
Bearbeitbarkeit als solches entgegenstehen.“

2. PROBLEME BEI DER VERSENDUNG: § 130d S. 2, 3 ZPO
§ 130d ZPO ermöglicht eine Einreichung des Schriftsat-
zes „nach den allgemeinen Vorschriften, wenn die elek-
tronische Einreichung von Schriftsätzen aus techni-
schen Gründen vorübergehend unmöglich ist.

a) NUR TECHNISCHE FEHLER

Voraussetzung ist, dass tatsächlich ein rein technischer
Fehler vorliegt. Das sind z.B. in Störungen der Internet-
verbindung, des IT-Systems der Kanzlei oder auch ein
Ausfall des beA-Systems. Nicht gemeint sind Bedienfeh-
ler. Zu dem gleichlautenden § 55d S. 3 VwGO stellt das
OVG NRW39

39 OVG NRW, Beschl. v. 10.3.2022 – 19 E 147/22.

fest, dass dieser professionelle Einreicher
nicht von der Notwendigkeit entbinde, die notwendigen
technischen Einrichtungen für die Einreichung elektroni-
scher Dokumente vorzuhalten und bei technischen Aus-
fällen unverzüglich für Abhilfe zu sorgen.

b) UNVERZÜGLICHE GLAUBHAFTMACHUNG

Die vorübergehende technische Unmöglichkeit ist vor-
rangig zugleich mit der Ersatzeinreichung glaubhaft
zu machen. Lediglich dann, wenn der Rechtsanwalt
erst kurz vor Fristablauf feststellt, dass eine elektro-
nische Einreichung nicht möglich ist und bis zum
Fristablauf keine Zeit mehr verbleibt, die Unmöglich-
keit darzutun und glaubhaft zu machen, genügt eine
unverzügliche Glaubhaftmachung,40

40 OVG Schleswig-Holstein, Beschl. v. 25.1.2022 – 4 MB 78/21; LG Frankfurt, VU v.
19.1.2022 – 2-13 O 60/21.

die jedenfalls
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nicht erst nach einem Hinweis des Gerichts erfolgen
darf.41

41 OLG München, Beschl. v. 24.1.2022 – 28 U 8331/21 Bau.

Für die Glaubhaftmachung der technischen Probleme
erscheint es äußerst sinnvoll, von den Fehlermeldungen
usw. jeweils Screenshots zu fertigen. Damit können
durch Anzeigen der Bildschirmoberfläche die Eingaben
des Prozessbevollmächtigten und die Reaktion der Soft-
ware belegt werden.42

42 LAG Schleswig-Holstein, Beschl. v. 8.4.2021 – 1 Sa 358/20.

Störungen im EGVP sind unter
https://egvp.justiz.de/meldungen/dokumentiert, Stö-
rungen im beA unter https://portal.beasupport.de/verf
uegbarkeit.

c) VERSCHULDEN

Das Gute an technischen Fehlern ist: eine Exkulpation
ist nicht nötig! Es kommt also nicht darauf an, ob das
Problem in der Sphäre des Absenders, Empfängers oder
eines Dritten zu suchen ist.

3. WIEDEREINSETZUNG IN DEN VORIGEN STAND
a) WIEDEREINSETZUNGSANTRAG

Auch ohne technische Probleme im Sinne des § 130d
S. 2 ZPO bleibt natürlich weiterhin die Möglichkeit der
Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. Neben dem
Vortrag zum fehlenden Verschulden (dazu weiter unten
c) ist zu beachten, dass der Wiedereinsetzungsantrag
nun auch gem. § 130a ZPO ordnungsgemäß über das
beA eingereicht werden muss. Anderenfalls ist dem An-
trag von vornherein kein Erfolg beschieden.43

43 So bspw. bei OLG Oldenburg, Beschl. v. 25.2.2022 – 1 Ss 28/22.

b) GLAUBHAFTMACHUNG

Der Sachverhalt wird üblicherweise glaubhaft gemacht,
indem er anwaltlich versichert wird. Bei einem Mitarbei-
terverschulden wird auch eine eidesstattliche Versiche-
rung des Mitarbeiters vorgelegt. In welcher Form das
über das beA rechtswirksam erfolgen kann, wirft Fra-
gen auf.44

44 Mantz/Windau, AnwBl. Online 2022, 11.

Tatsächlich scheint es aber bislang keine Pro-
bleme damit gegeben zu haben, wenn die eidesstatt-
liche Versicherung als pdf-Datei über das beA übermit-
telt wird. In Bezug auf die technischen Abläufe bieten
sich ferner auch hier zur Glaubhaftmachung Screen-
shots an, zudem beispielsweise das Prüfprotokoll. So-
fern bereits hieraus Fehler ersichtlich sind, wie z.B. fal-
sche Dateinamen für Anhänge,45

45 OLG Dresden, Beschl. v. 1.6.2021 – 4 U 351/21.

müsste Vortrag darü-
ber folgen, welche Anweisungen an das Büropersonal
hinsichtlich der Überprüfung des Prüfprotokolls bestan-
den.

c) FEHLENDES ANWALTSVERSCHULDEN

Für die Wiedereinsetzung ist erforderlich, dass das Ver-
schulden des Rechtsanwalts ausgeräumt wird, da (nur)
dieses dem Mandanten gem. § 85 II ZPO zugerechnet

wird. Bei Fehlern der Mitarbeiter wird geprüft, ob eine
unzureichende Büroorganisation zugrunde liegt. Im
Hinblick auf das beA ist für die Büroorganisation insbe-
sondere Folgendes zu beachten:

aa) GRUNDSATZ: DIGITAL WIE ANALOG

Die Rechtsprechung geht davon aus, dass die anwalt-
lichen Sorgfaltspflichten im Zusammenhang mit der
Übermittlung von fristgebundenen Schriftsätzen im We-
ge des elektronischen Rechtsverkehrs per beA denen
bei Übersendung von Schriftsätzen per Telefax entspre-
chen.46

46 BGH, Beschl. v. 11.5.2021 – VIII ZB 9/20; BayLSG, Beschl. v. 3.1.2018 – L 17 U
298/17.

bb) NICHT ALLES IST DELEGIERBAR

Der Rechtsanwalt muss auch weiterhin vor Unterzeich-
nung, also vor der Signatur, die Essentialia des Schrift-
satzes nochmals selbst überprüfen. Hierzu gehören ins-
besondere die Zuständigkeit des Gerichts, die Prozess-
parteien und der Antrag. Wichtig ist in diesem Zusam-
menhang auch, dass die jeweils aktuellste Version des
Schriftsatzes versandt wird, nicht ein überholter Ent-
wurf.47

47 So geschehen bei OVG NRW, Beschl. v. 3.2.2022 – 4 A 193/19.

Hier sollte man ein System etablieren, das sol-
che Verwechslungen ausschließt, z.B. durch entspre-
chende Dateinamen. Gerade auch wenn noch Korrektu-
ren vorgenommen werden, muss der Anwalt vor dem Si-
gnieren das Dokument nochmals öffnen und vollstän-
dig überprüfen.48

48 BGH, Beschl. v. 8.3.2022 – VI ZB 78/21.

cc) BESONDERE NACHFRAGEPFLICHTEN
IN DER ANFANGSPHASE

Aus etlichen Entscheidungen ergibt sich, dass die An-
wälte in der Anfangsphase des beA verschärfte Kon-
trollpflichten hinsichtlich des Personals treffen. „Zumin-
dest stichprobenartige Überprüfungen“ werden ver-
langt.49

49 BGH, Beschl. v. 11.5.2021 – VIII ZB 9/20.

Der Rechtsanwalt müsse im Hinblick auf derar-
tige nicht einfache Fragen, die sich aus der noch nicht
erprobten elektronischen Übermittlung ergeben, das
Personal in einer Weise schulen, dass eine derartige
Fristversäumnis (z.B. durch ein System der Rückfrage in
der Kanzlei) jedenfalls abstrakt ausscheidet.50

50 BayVGH, Beschl. v. 10.3.2021 – 10 ZB 20.1712; ähnlich LSG Bayern, Beschl. v. 3.1.
2018 – L 17 U 298/17.

dd) ANWEISUNGEN BEZÜGLICH FRISTSTREICHUNG

Die Friststreichung im Kalender darf erst erfolgen,
wenn sichergestellt ist, dass der – richtige – Schriftsatz
vollständig nebst allen Anlagen und ordnungsgemäß si-
gniert innerhalb offener Frist an das zuständige Gericht
übermittelt wurde (im Einzelnen dazu unter IV.). Um
Wiedereinsetzung bekommen zu können, muss vorge-
tragen und glaubhaft gemacht werden, dass die zu-
ständigen Mitarbeiter instruiert wurden, all diese Prü-
fungspunkte zu erledigen.
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ee) ZUMUTBARKEIT ALTERNATIVER ÜBERMITTLUNG

Gibt es bei der Versendung Probleme, spielt die Möglich-
keit einer „Übermittlung nach den allgemeinen Vorschrif-
ten“ i.S.d. § 130d S. 2, 3 ZPO auch für die Verschuldensfra-
ge eine Rolle. Solange diese noch zumutbar ist, wird man
sie nutzen müssen. Das OVG NRW51

51 OVG NRW, Beschl. v. 12.7.2019 – 4 B 518/19.

hielt es bei einer
überschaubaren Entfernung nicht für unzumutbar, ein Taxi
zu nutzen, um vom Homeoffice in die Kanzlei zu fahren
und die Versendung von dort nochmals zu versuchen.

d) KAUSALITÄT DES ANWALTSVERSCHULDENS –
GERICHTLICHE HINWEISPFLICHT

Eine gerichtliche Hinweispflicht besteht nicht nur im
Hinblick auf reine Formatfehler mit der Folge einer
Nachreichungsmöglichkeit gem. § 130a VI ZPO, son-
dern auch bezüglich anderer Formmängel, wie z.B. der
fehlenden Signatur. Das BAG52

52 BAG, Beschl. v. 14.9.2020 – 5 AZB 23/20.
stellt hierzu fest: „Die

aus dem verfassungsrechtlichen Gebot eines fairen Ver-
fahrens erwachsende, gerichtliche Fürsorgepflicht ge-
bietet es – im Rahmen eines ordnungsgemäßen Ge-
schäftsganges – eine Prozesspartei auf einen leicht er-
kennbaren Formmangel, wie eine fehlende einfache Si-
gnatur in einem bestimmenden Schriftsatz, hinzuweisen
und ihr Gelegenheit zu geben, den Fehler fristgerecht
zu beheben. Wenn dieser Fehler ohne weiteres erkenn-
bar ist, muss dieser Hinweis vor Ablauf der Frist notfalls
auch per Telefon oder Telefax erfolgen, wenn dies ohne
unzumutbare Anstrengung möglich ist.“

Für die Wiedereinsetzung bedeutet das: Wäre der Hin-
weis erteilt worden, hätte der Mangel innerhalb der
noch zur Verfügung stehenden Zeit ohne weiteres beho-
ben werden können. Bei dieser Sachlage wirkt sich ein
etwaiges Verschulden der Prozessbevollmächtigten der
Beklagten für die Fristversäumung nicht mehr aus.53

53 BAG, Beschl. v. 14.9.2020 – 5 AZB 23/20.

MITGLIEDER DER RECHTSANWALTSKAMMERN
UND FACHANWALTSSTATISTIK ZUM 1.1.2022
RECHTSANWÄLTIN DR. TANJA NITSCHKE, MAG. RER. PUBL., UND ASTRID FRANKE*

* Die Autorin Nitschke ist Rechtsanwältin in Karlsruhe und Geschäftsführerin der
BRAK, die Autorin Franke ist Sachbearbeiterin bei der BRAK, Berlin.

Seit 2008 veröffentlicht die BRAK regelmäßig Statisti-
ken zur Anwaltschaft in Deutschland. Die Zahlen hierzu
erhebt sie von den Rechtsanwaltskammern. Darauf be-
ruhen die jährlichen Mitgliederstatistiken, aus denen
die Entwicklung der Zahl der zugelassenen Rechtsan-
wältinnen und Rechtsanwälte, der Rechtsanwaltsgesell-
schaften sowie der Fachanwaltschaften zu ersehen ist.
Nachfolgend wird die Entwicklung der Mitglieder der
Rechtsanwaltskammern sowie der Fachanwaltschaften
zum 1.1.2022 im Überblick dargestellt.

I. MITGLIEDER DER RECHTSANWALTS-
KAMMERN

Zum Stichtag 1.1.2022 verzeichneten die 28 regionalen
Rechtsanwaltskammern insgesamt 167.085 Mitglieder.
Im Vergleich zum Vorjahr (167.092) bedeutet dies einen
minimalen Rückgang um sieben Mitglieder (-0,004 %).
Nach dem erstmaligen Rückgang im vergangenen Jahr1

1 Vgl. Presseerkl. Nr. 5/2021 v. 29.4.2021 sowie Witte/Franke, BRAK-Mitt. 2021, 152.

stagniert die Zahl nunmehr.

Insgesamt waren 165.587 Rechtsanwälte (Vorjahr:
165.680) zugelassen, das entspricht einem Rückgang
von 93 oder -0,06 %. Unter den Zugelassenen sind
60.057 (Vorjahr: 59.466) Rechtsanwältinnen. Dies be-
deutet einen weiteren Anstieg des Frauenanteils auf
36,27 % (Vorjahr: 35,9 %).2

2 Zur Entwicklung des Frauenanteils in der Anwaltschaft s. die Aufstellung ab 1970
unter https://www.brak.de/presse/zahlen-und-statistiken/statistiken/entwicklung-
anteil-rainnen-ab-1970.

Wiederum haben sich die Einzelzulassungen als Rechts-
anwältin bzw. Rechtsanwalt zugunsten der Syndikus-Zu-
lassungen deutlich verringert. Zum 1.1.2022 waren
142.822 (Vorjahr: 144.733; -1.911) Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälte mit Einzelzulassung, 5.149 Syndikus-
rechtsanwältinnen und -anwälte (Vorjahr: 4.410; +739)
und 17.616 (Vorjahr: 16.537; +1.079) Rechtsanwältin-
nen/Rechtsanwälte und Syndikusrechtsanwältinnen/
-anwälte mit Doppelzulassung zugelassen.

Der Frauenanteil ist in allen Zulassungsarten weiter an-
gestiegen, liegt bei den Syndizi jedoch deutlich höher
als bei den Einzelzulassungen (34,42 %). 44,96 % der
doppelt Zugelassenen und sogar 57,70 % der als Syndi-
kus Zugelassenen sind weiblich.

Wie auch in den letzten Jahren ist die Anzahl der An-
waltsnotarinnen und -notare weiter rückläufig: Mit
5.015 liegt sie um 2,89 % unter dem Vorjahr (5.164).

Die Anzahl derjenigen Rechtsanwältinnen und Rechts-
anwälte, die zugleich in einem anderen Beruf tätig sind,
verringerte sich im Vergleich zum Vorjahr. Zugleich als
Wirtschaftsprüferinnen bzw. -prüfer tätig waren 517
(Vorjahr: 544), als Steuerberaterinnen/-berater 1.976
(Vorjahr: 2.016) und als vereidigte Buchprüferin-
nen/-prüfer 321 (Vorjahr: 326).
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RA-

GmbH

RA-

AG

RA-

UG

Mitglieder

§ 60 Abs. 2 S. 3 

BRAO

Mitglieder

1.1.2022
ausl. RAe WP StB v. BP

insgesamt PartGmbB LL.Pgesamt w gesamt w gesamt w gesamt w gesamt w

BGH 0 0 0 0 38 6 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 38 0 0 0

Bamberg 186 80 67 43 2.341 731 0 0 3 0 0 0 4 1 12 0 0 0 2.610 93 66 0

Berlin 1.344 602 376 213 12.742 4.312 651 118 167 32 136 9 0 0 129 1 1 6 14.599 419 228 8

Brandenburg 104 53 33 21 2.013 764 0 0 7 2 19 2 0 0 16 1 0 4 2.172 61 20 0

Braunschweig 163 60 128 67 1.407 461 146 25 3 1 15 0 2 0 11 0 1 0 1.712 51 25 1

Bremen 105 46 40 22 1.623 527 138 35 10 3 7 4 2 0 9 0 0 0 1.779 73 31 2

Celle 487 202 146 80 5.057 1.694 614 134 17 12 99 12 4 0 39 2 0 2 5.737 285 117 0

Düsseldorf 1.679 763 476 281 10.674 3.592 133 28 88 49 104 23 13 0 80 1 0 0 12.923 602 230 25

Frankfurt 2.912 1.338 512 299 16.058 5.914 852 220 279 64 87 18 10 1 101 5 2 0 19.600 431 285 15

Freiburg 176 80 55 24 3.160 1.067 0 0 20 21 49 26 4 0 41 0 0 0 3.436 161 66 0

Hamburg 1.188 564 337 195 9.431 3.248 0 0 83 58 236 35 20 0 76 5 2 3 11.062 462 279 19

Hamm 1.188 515 459 272 11.710 3.713 1.321 274 25 11 47 1 6 2 67 0 0 6 13.436 405 250 0

Karlsruhe 438 197 160 91 3.947 1.335 0 0 35 15 73 23 1 0 45 3 1 0 4.595 174 100 0

Kassel 147 63 30 16 1.527 504 152 30 4 1 10 4 1 0 12 0 0 0 1.717 56 33 0

Koblenz 260 120 110 61 2.873 983 0 0 9 6 37 10 0 0 20 0 0 0 3.263 66 36 0

Köln 1.704 744 437 267 10.576 3.609 0 0 68 24 124 25 6 0 90 1 3 7 12.824 366 208 0

Meckl.-Vorp. 35 17 22 11 1.293 402 0 0 4 3 22 2 0 0 5 1 0 0 1.356 72 30 0

München 2.888 1.340 751 449 18.738 7.037 0 0 271 119 488 52 64 12 186 3 2 50 22.683 868 588 22

Nürnberg 472 213 184 100 4.045 1.507 0 0 21 23 87 12 4 0 46 2 1 10 4.764 163 101 0

Oldenburg 142 50 71 36 2.417 751 398 87 3 13 75 7 4 0 21 0 0 0 2.655 40 2 0

Saarbrücken 83 40 34 16 1.268 446 0 0 7 4 15 6 0 0 22 0 0 0 1.407 52 32 0

Sachsen 196 80 55 29 4.183 1.495 0 0 10 6 37 5 0 0 41 0 0 0 4.475 152 54 0

Sachsen-Anh. 35 10 12 9 1.484 524 0 0 0 1 7 1 0 0 4 2 0 0 1.537 41 19 0

Schleswig 302 122 97 47 3.357 1.078 562 123 6 11 60 1 3 0 11 0 1 5 3.776 122 1 0

Stuttgart 1.096 509 449 261 6.206 1.961 41 1 48 30 74 30 5 0 64 0 1 6 7.827 296 177 2

Thüringen 64 33 15 11 1.655 540 0 0 0 2 14 3 0 0 18 0 0 0 1.752 63 27 0

Tübingen 145 52 47 27 1.782 569 7 0 11 3 39 5 3 0 20 0 2 0 2.000 47 23 0

Zweibrücken 77 28 46 23 1.217 395 0 0 4 3 15 5 2 0 8 0 0 0 1.350 35 22 0

Bundesgebiet 17.616 7.921 5.149 2.971 142.822 49.165 5.015 1.075 1.203 517 1.976 321 158 16 1.194 27 17 99 167.085 5.656 3.050 94

Vorjahr 16.537 7.363 4.410 2.492 144.733 49.611 5.164 1.060 1.172 544 2.016 326 169 17 1.109 27 19 88 167.092 5.466 2.696 112

2020 15.475 6.853 3.631 2.023 146.795 50.126 5.226 1.007 1.137 513 2.062 355 188 18 1.018 25 14 88 167.234 5.327 2.587 93

Partnerschaftsgesellschaften

Anwaltsnotare davon

RAK Rechtsanwalt und 

Syndikusrechtsanwalt

Syndikus-

rechtsanwalt

Rechts-

anwalt darunter Rechtsbeistand

Nach stetigem Anstieg bei den meisten Gesellschaftsfor-
men in den vergangenen Jahren zeigt sich nunmehr ein
differenziertes Bild: Einen Zuwachs gab es weiterhin bei
der Rechtsanwalts-GmbH mit 1.194 (Vorjahr: 1.109).
Rechtsanwalts-AG waren 27 zugelassen (Vorjahr: 27) und
Rechtsanwalts-UG 17 (Vorjahr: 19). Die Zahl der Partner-
schaftsgesellschaften betrug 5.656 (Vorjahr: 5.466), da-
von mit beschränkter Berufshaftung 3.050 (Vorjahr:
2.696). LLPs mit 94 Zulassungen verzeichneten einen
Rückgang (Vorjahr: 112). Bei den LLPs setzt sich der seit
Jahren andauernde rückläufige Trend – nach einem Aus-
reißer im vergangenen Jahr – damit wieder fort.

II. FACHANWALTSSTATISTIK

Insgesamt ist die Anzahl der Fachanwältinnen und
Fachanwälte abermals gestiegen: So gab es zum Stich-
tag 45.960 Fachanwälte (Vorjahr: 45.732), darunter
14.872 Fachanwältinnen (Vorjahr: 14.677). Damit liegt
der Frauenanteil weiterhin bei 32,1 %. Gemessen an
der Gesamtzahl der insgesamt Zugelassenen tragen
27,8 % auch Fachanwaltstitel; von den insgesamt zuge-
lassenen Rechtsanwältinnen sind 24,8 % auch Fachan-
wältinnen.

Die Anzahl der geführten Fachanwaltstitel hat ebenfalls
weiter zugenommen und beträgt insgesamt 58.229
(Vorjahr: 57.861). Davon führen 34.901 Rechtsanwälte
(davon 12.079 weiblich) einen Fachanwaltstitel, 9.846
Rechtsanwälte (davon 2.577 weiblich) zwei Fachan-
waltstitel und 1.213 Rechtsanwälte (davon 216 weib-
lich) die höchstmöglichen drei Fachanwaltstitel.

Beliebteste Fachanwaltschaft ist nach wie vor die für Ar-
beitsrecht (11.055). Dieser folgt die Fachanwaltschaft

für Familienrecht (9.137), die mit 59 % weiterhin den
höchsten Frauenanteil aufweist (Vorjahr: 58,8 %);
gleichzeitig hat sie allerdings – ebenso wie die Fachan-
waltschaften für Steuerrecht, für Sozialrecht und nun
auch für Bank- und Kapitalmarktrecht – erneut einen
Rückgang zu verzeichnen. Die höchsten Zuwächse hat-
ten die Fachanwaltschaften für Arbeitsrecht, Verkehrs-
recht und Handels- und Gesellschaftsrecht zu verbu-
chen, gefolgt von Erbrecht, Informationstechnologie-
recht, Strafrecht und Medienrecht.

Zahlen zur Anwaltschaft

Die Mitgliederstatistik sowie die – hier nicht abge-
druckte – Fachanwaltsstatistik zum 1.1.2022 sind
abrufbar unter https://www.brak.de/presse/zahlen-
und-statistiken/statistiken/.

Umfangreiche Zahlen zur wirtschaftlichen Situation
der deutschen Anwaltschaft publiziert die BRAK re-
gelmäßig im Rahmen des Statistischen Berichtssys-
tems für Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte
(STAR). Informationen dazu sind abrufbar unter
https://www.brak.de/presse/zahlen-und-statistiken/
star/. Die Ergebnisse von STAR 2020 wurden in einer
Schwerpunktausgabe von BRAK-Mitteilungen und
BRAK-Magazin vorgestellt (https://www.brak.de/pre
sse/zahlen-und-statistiken/star/star-2020/veroeffen
tlichungen-zum-star-bericht/).

Derzeit läuft die aktuelle STAR-Umfrage 2022 zum
Einsatz von nicht-juristischem Personal in Kanzleien.
Die Teilnahme ist bis zum 31.7.2022 vollständig an-
onym möglich unter https://ww3.unipark.de/uc/wfu
nk_Friedrich-Alexander-Univer/3847/.

Abb. 1: Mitgliederstatistik zum 1.1.2022
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RAK Rechtsanwälte Fachanwaltstitel Fachanwälte 

insg. w insg. w insg. w

FA mit (nur) 

1 Titel davon w

FA mit (nur) 

2 Titeln davon w
FA mit 

3 Titeln davon w

BGH 38 6 11 0 7 0 18 0 3 0 4 0 0 0

Bamberg 2.594 854 1.198 368 920 296 35 35 665 230 232 60 23 6

Berlin 14.462 5.127 3.949 1.288 3.364 1.114 23 22 2.829 953 485 148 50 13

Brandenburg 2.150 838 900 346 676 266 31 32 470 192 188 68 18 6

Braunschweig 1.698 588 747 211 567 179 33 30 407 148 140 30 20 1

Bremen 1.768 595 762 212 604 177 34 30 459 144 132 31 13 2

Celle 5.690 1.976 2.630 780 1.989 622 35 31 1.416 477 505 132 68 13

Düsseldorf 12.829 4.636 3.654 1.039 2.935 883 23 19 2.290 741 571 128 74 14

Frankfurt 19.482 7.551 4.712 1.585 3.887 1.365 20 18 3.137 1.155 675 200 75 10

Freiburg 3.391 1.171 1.524 425 1.195 352 35 30 900 286 261 59 34 7

Hamburg 10.956 4.007 2.723 806 2.374 731 22 18 2.049 656 301 75 24 0

Hamm 13.357 4.500 6.426 1.804 4.745 1.433 36 32 3.279 1.103 1.251 288 215 42

Karlsruhe 4.545 1.623 1.811 549 1.433 466 32 29 1.095 388 298 73 40 5

Kassel 1.704 583 793 223 593 182 35 31 417 144 152 35 24 3

Koblenz 3.243 1.164 1.549 417 1.115 330 34 28 739 250 318 71 58 9

Köln 12.717 4.620 3.938 1.186 3.178 998 25 22 2.489 824 618 159 71 15

Meckl.-Vorp. 1.350 430 695 190 510 150 38 35 345 112 145 36 20 2

München 22.377 8.826 6.319 2.222 5.246 1.916 23 22 4.257 1.628 905 270 84 18

Nürnberg 4.701 1.820 2.031 676 1.572 551 33 30 1.149 431 387 115 36 5

Oldenburg 2.630 837 1.597 448 1.134 340 43 41 721 239 363 94 50 7

Saarbrücken 1.385 502 566 187 433 152 31 30 313 119 107 31 13 2

Sachsen 4.434 1.604 2.056 687 1.599 554 36 35 1.175 430 391 115 33 9

Sachsen-Anh. 1.531 543 729 241 552 191 36 35 398 147 131 38 23 6

Schleswig 3.756 1.247 1.664 454 1.267 374 34 30 904 299 330 72 33 3

Stuttgart 7.751 2.731 2.768 815 2.220 677 29 25 1.713 549 462 120 45 8

Thüringen 1.734 584 823 244 630 193 36 33 456 144 155 47 19 2

Tübingen 1.974 648 968 272 713 217 36 33 486 167 199 45 28 5

Zweibrücken 1.340 446 686 206 502 163 37 37 340 123 140 37 22 3

Bundesgebiet 165.587 60.057 58.229 17.878 45.960 14.872 28 25 34.901 12.079 9.846 2.577 1.213 216

Vorjahr 165.680 59.466 57.861 17.585 45.732 14.677 28 25 34.741 11.973 9.832 2.501 1.160 203

davon

Abb. 2: Verteilung der Fachanwaltstitel zum 1.1.2022

DIE ENTWICKLUNG DER RECHTSANWALTSVERGÜTUNG 2021/2022
RECHTSANWALT DIRK HINNE*

* Der Autor ist Rechtsanwalt und Fachanwalt für Medizinrecht, für Sozialrecht und
für Versicherungsrecht in Dortmund. Er ist Vorsitzender des BRAK-Ausschusses
Rechtsanwaltsvergütung.

Der Autor gibt einen Überblick über die Entwicklung
des anwaltlichen Vergütungsrechts seit Mitte 2021. Er
knüpft an die bisherigen Berichte zum Gebührenrecht
von Beck-Bever an.1

1 Zuletzt Beck-Bever, BRAK-Mitt. 2021, 153.

I. GESETZGEBUNG

Im Berichtsjahr stehen die Gesetzesänderungen in den
Bereichen Inkasso und KI-gestützte Rechtsdienstleistun-
gen im Vordergrund.

1. GESETZ ZUR FÖRDERUNG VERBRAUCHERGERECHTER
ANGEBOTE IM RECHTSDIENSTLEISTUNGSMARKT
a) HINTERGRUND DER NEUREGELUNG

Der Rechtsdienstleistungsmarkt hat sich durch den Ein-
satz künstlicher Intelligenz spürbar verändert. In weiten
Bereichen werden standardisierbare Fallbearbeitungen
durch Rechtsdienstleister, zumeist Inkassounterneh-
men, angeboten. Sie finden zunehmend Akzeptanz
auch bei Verbraucherinnen und Verbrauchern. Beson-
ders in den Bereichen Fluggastrechte und Mietrecht

sind Angebote zu finden, bei denen Verbraucherinnen
und Verbraucher online unter Eingabe ihrer Daten Auf-
träge für den Einzug von Fluggastentschädigungen
oder die Prüfung von Mieterhöhungsverlangen verge-
ben können. Ist die Mandatsbearbeitung erfolgreich, er-
hält der Rechtsdienstleister ein Entgelt in Höhe eines
Anteils des erstrittenen Vorteils.

Problematisch an dem Geschäftsmodell ist die u.a.
mangelnde Überprüfbarkeit der Algorithmen zur Prü-
fung der Erfolgswahrscheinlichkeit und die Frage, ab
welchem Wahrscheinlichkeitsgrad ein Auftrag der Ver-
braucherin bzw. des Verbrauchers durch den Rechts-
dienstleister angenommen wird. Der Rechtsdienstlei-
ster ist dabei in keiner Weise verpflichtet, der Verbrau-
cherin bzw. dem Verbraucher Aufklärung über (mögli-
cherweise sogar überwiegende) Restwahrscheinlichkei-
ten zur Durchsetzbarkeit zu geben, die nur für die be-
triebswirtschaftliche Kalkulation des Rechtsdienstlei-
sters nicht hoch genug sind. Gewerbliche Rechtdienst-
leister sind schließlich nicht, wie Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälte, den Mandanteninteressen ver-
pflichtet.

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten war dieses Ge-
schäftsmodell bislang aufgrund des grundsätzlichen
berufsrechtlichen Verbots des Erfolgshonorars ver-
schlossen. Aufgrund des Erlaubnisvorbehalts war das
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Erfolgshonorar nur im Einzelfall und unter Beachtung
erheblicher Form- und Inhaltsvorschriften zulässig.

Der Gesetzgeber hat hierin eine Inkohärenz zwischen
gewerblichen und freiberuflichen Rechtsdienstleistern
gesehen. Sein erklärtes Ziel im Rahmen des Gesetzes
zur Förderung verbrauchergerechter Angebote im
Rechtsdienstleistungsmarkt2

2 BGBl. 2021 I 3415.

war, die Chancengleich-
heit für Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte in die-
sem Marktsegment zu eröffnen. Das grundsätzliche
Verbot mit Erlaubnisvorbehalt für das Erfolgshonorar
hat der Gesetzgeber beibehalten. Faktisch hat er das
Verbot durch die Ausweitung der Erlaubnisse in § 4a I
RVG aufgehoben.

So ist in § 4a I Nr. 1 RVG ein Erfolgshonorar bei Geld-
forderungen im Wert bis 2.000 Euro zulässig, soweit es
sich nicht um Forderungen handelt, die der Pfändung
nicht unterliegen. Im Ergebnis dürfte bei einer nicht KI-
unterstützten anwaltlichen Dienstleistung in diesem Be-
reich die Möglichkeit des Erfolgshonorars für den
Rechtsanwalt keinen wirtschaftlichen Anreiz bieten.3

3 Zu den Einzelheiten s. Hinne, BRAK-Mitt. 2021, 278.

In § 4a I Nr. 2 RVG wird das Erfolgshonorar für Inkasso-
dienstleistungen im außergerichtlichen und im mahnge-
richtlichen Bereich eröffnet; erst bei der streitigen Ge-
richtsbarkeit endet die Berechtigung der Erfolgshono-
rarvereinbarung. Der Gesetzgeber hat es jedoch ver-
säumt, den Begriff der Inkassodienstleistung sachge-
recht zu definieren. Der BGH4

4 BGH, Urt. v. 13.7.2021 – II ZR 84/20.

hat zur Definition der
Rechtsdienstleistung auf die ungenaue Definition des
RDG zurückgegriffen und festgestellt, dass jegliche
Rechtsverfolgung einschließlich der klageweisen
Rechtsdurchsetzung Inkasso darstellt. Umgekehrt wird
damit bei jeder Rechtsverfolgung ein Erfolgshonorar
möglich sein.

Zugleich ist in diesen Fällen auch die Prozessfinanzie-
rung für Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte eröff-
net, denn § 49b II 2 BRAO hebt das Verbot der Prozess-
finanzierung in den Fällen des erlaubten Erfolgshono-
rars nach § 4a I 2 RVG auf.

b) PRAKTISCHE PROBLEME

Ob ein Erfolgshonorar sinnvoll ist, wird im Einzelfall zu
entscheiden sein. Zu bedenken ist allerdings, dass die
Anforderungen an die vertragliche Vereinbarung in den
Fällen des neu eröffneten Erfolgshonorars noch unsi-
cher sind.

Zudem handelt es sich bei Verträgen über rechtsanwalt-
liche Dienstleistungen um Verträge über Dienste höhe-
rer Art, bei denen die jederzeitige Kündigungsmöglich-
keit nicht eingeschränkt werden darf. Der BGH sieht die
jederzeitige grundlose Kündigungsmöglichkeit in § 627
BGB als einen unverzichtbaren Baustein im Synallagma
der Dienste höherer Art an. Er hat daher in der bisheri-
gen Rechtsprechung alle Vertragsgestaltungen für un-

zulässig gehalten, bei denen die Kündigungsmöglich-
keit wirtschaftlich erschwert wird. Bei Erfolgshonorar-
vereinbarungen ist auch die Kündigung kurz vor Errei-
chen des wirtschaftlichen Zieles von § 627 BGB erfasst.
Wie unter diesen Umständen ein Erfolgshonorar gesi-
chert werden kann, ohne die Kündigungsmöglichkeit zu
beschränken, ist noch ungeklärt.

2. GESETZ ZUR VERBESSERUNG DES
VERBRAUCHERSCHUTZES IM INKASSORECHT
a) HINTERGRÜNDE

Im Inkasso sind eine Reihe von Rechtsmissbräuchen der
Grund für eine gesetzgeberische Einschränkung der er-
stattbaren Kosten durch das Gesetz zur Verbesserung
des Verbraucherschutzes im Inkassorecht.5

5 BGBl. 2020 I 3320; dazu Halm, BRAK-Mitt. 2021, 282.

Insbesonde-
re bei kleinen Forderungen übersteigen die (teils mehr-
fach geltend gemachten) Inkassokosten bei Einschal-
tung gewerblicher Inkassodienstleister die eigentliche
Forderung schnell um ein Vielfaches. Für manches Un-
ternehmen ist das Inkasso lukrativer als die eigentliche
Dienstleistung.

Dem Gesetzgeber reichte der inzwischen effektiv ausge-
übte strafrechtliche Schutz vor missbräuchlichen
Rechtsgestaltungen im Inkassobereich nicht aus. Er hat
die erstattbaren Kosten durch neue einschränkende Re-
gelungen der Inkassovergütung verringert. Dabei ist so-
wohl das einfache Inkasso durch gewerbliche Rechts-
dienstleister als auch das qualifizierte Inkasso durch
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte betroffen. Das
scheint auf den ersten Blick eine Gleichbehandlung zu
sein; jedoch sind die Sachverhalte unterschiedlich. In-
kassounternehmen sind berufsrechtlich nicht verpflich-
tet, die Berechtigung der Inkassoforderung zu prüfen.
In der Regel werden Datensätze vom Auftraggeber
übermittelt, die in Forderungsschreiben umgesetzt wer-
den. Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte sind berufs-
rechtlich verpflichtet, vor der Geltendmachung die Be-
rechtigung der Forderung rechtlich zu überprüfen. Hier
werden also ungleiche Sachverhalte gleich geregelt.

b) INHALT DER NEUREGELUNG

Durch die Neuregelung in der Anm. 2 zu Nr. 2300 VV-
RVG besteht bei unbestrittenen Forderungen nicht
mehr der allgemeine Gebührenrahmen von 0,5 bis 2,5
der Wertgebühr, sondern nur noch ein Rahmen von 0,5
bis 1,3. Die Mittelgebühr von 0,9 kann dabei nur noch
überschritten werden, wenn die Bearbeitung besonders
umfangreich oder besonders schwierig ist. Diese Anfor-
derung ist höher als die zur Überschreitung der Schwel-
lengebühr nach der Anm. 1 zu Nr. 2300 VV-RVG in all-
gemeinen Rechtsangelegenheiten, denn hier ist nur er-
forderlich, dass die Bearbeitung umfangreich oder
schwierig ist.

In einfachen Fällen ist die Gebühr sogar auf 0,5 der
Wertgebühr beschränkt. Ob ein Fall einfach ist, ist da-
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bei nach dem Willen des Gesetzgebers u.a. danach zu
beurteilen, wie erfolgreich die Rechtsverfolgung ist. Ist
sie erfolgreich, weil der säumige Schuldner sofort nach
der Aufforderung zahlt, vermindert sich die Gebühr auf
0,5. Bleibt der säumige Schuldner unbeeindruckt, kann
für dieselbe Tätigkeit eine höhere Gebühr entstanden
sein.

Daneben hat der Gesetzgeber auch die Wertstufen
gem. § 13 RVG verändert. Bisher gab es eine einheit-
liche Wertstufe bis zu 500 Euro; die Gebühr beträgt da-
bei gem. § 13 I RVG 49,00 Euro. In § 13 II RVG hat der
Gesetzgeber ausschließlich für unbestrittene Forderun-
gen eine weitere Wertstufe bis zu 50,00 Euro einge-
führt, bei der die Gebühr 30,00 Euro beträgt.

3. ANRECHNUNG VON ZAHLUNGEN
BEI PROZESSKOSTENHILFE
Bereits zum 1.1.2021, also vor dem Berichtszeitraum,
ist die Anrechnungsvorschrift in § 58 II RVG geändert
worden. Die Änderung ist aber kaum beachtet worden;
zudem ist die Handhabung erläuterungsbedürftig. Da-
her soll sie noch einmal vorgestellt werden.

Nach der Vorschrift sind Zahlungen, die der Rechtsan-
walt erhält, zunächst auf die Wahlanwaltsgebühren zu
verrechnen und nicht auf die Prozesskostenhilfe. Das
war zuvor umstritten. Fraglich ist aber, ob die Verrech-
nung im Festsetzungsverfahren von Amts wegen so vor-
zunehmen ist. Nach dem Grundsatz ne ultra petita wird
die Verrechnung wohl nur bei ausdrücklicher Beantra-
gung so vorzunehmen sein. Es empfiehlt sich daher, bei
der Prozesskostenhilfeliquidation eine Parallelberech-
nung der Wahlanwaltsgebühren vorzunehmen und die
Verrechnung ausdrücklich auf den Überhang der Wahl-
anwaltsgebühren zu beantragen.

II. RECHTSPRECHUNG

1. ALLGEMEINES GEBÜHRENRECHT
a) ANGELEGENHEIT IM SINNE DES GEBÜHRENRECHTS

Irritation hat eine Entscheidung des BGH6

6 BGH, Urt. v. 29.10.2020 – IX ZR 264/19.

zum Begriff
der Angelegenheit ausgelöst. Danach stellte die Beauf-
tragung für die außergerichtliche Tätigkeit in Bezug auf
verschiedene Gegenstände im Zusammenhang von
Trennung und Scheidung nur eine Angelegenheit dar.
Nach der mehrheitlichen Rechtsprechung der Oberlan-
desgerichte stellen Scheidung und Folgesachen jedoch
verschiedene Angelegenheiten dar. Die Entscheidung
des BGH stellt klar, dass es für die Frage des Vorliegens
einer oder mehrerer Angelegenheiten auf den Auftrag
im Einzelfall ankommt. Die Entscheidung lässt sich da-
her nicht verallgemeinern. Leider findet sich in der
Rechtsprechung keine fassbare Definition des Begriffs
der Angelegenheit. Der Ansatz des BGH, eine Angele-
genheit liege vor, wenn ein einheitlicher Auftrag erteilt
worden sei, hilft dabei nicht wirklich weiter.

b) FÄLLIGKEIT DER ANWALTSVERGÜTUNG

Die Frage, wann die Fälligkeit der Anwaltsvergütung
eintritt, stellte sich im Zusammenhang mit der COVID-
bedingten zeitweiligen Verminderung des Umsatzsteu-
ersatzes. Nach § 8 I 1 RVG ist das der Fall, wenn die An-
gelegenheit erledigt ist.

Das LG Itzehoe7

7 LG Itzehoe, Beschl. v. 18.2.2021 – 2 Qs 209/20.

vertritt dazu die Auffassung, das sei
bereits dann der Fall, wenn das Rechtsschutzziel er-
reicht worden sei. Im zu entscheidenden Fall war das
das freisprechende Urteil. Diese Auffassung greift zu
kurz. Nach § 19 RVG gehören auch vor- und nachberei-
tende Tätigkeiten zum Rechtszug.

Das VG Berlin8

8 VG Berlin, Beschl. v. 28.4.2021 – 14 KE 21/21.

stellt dazu auf den Zugang der Kosten-
entscheidung ab. Entscheidend ist die Frage der Fällig-
keit auch insoweit, als mit ihr (und nicht erst mit der
Rechnungserstellung) auch der Lauf der Verjährungs-
frist beginnt.

c) BEIORDNUNG EINES AUSWÄRTIGEN
RECHTSANWALTS

Die Beiordnung eines Rechtsanwalts oder einer Rechts-
anwältin, der bzw. die nicht im Gerichtsbezirk ansässig
ist, kann nach dem OLG Frankfurt am Main9

9 OLG Frankfurt, Beschl. v. 4.5.2021 – 7 WF 135/20.

mit der Be-
schränkung versehen werden, dass Reisekosten nur bis
Höhe der Kosten eines Verkehrsanwalts aus der Lan-
deskasse zu übernehmen sind.

Nach dem LAG Nürnberg10

10 LAG Nürnberg, Beschl. v. 8.3.2021 – 4 Ta 125/20.

sind anwaltliche Reisekos-
ten eines nicht am Prozessort ansässigen Rechtsan-
walts bzw. einer nicht ansässigen Rechtsanwältin in Hö-
he der fiktiven Reisekosten der von ihm bzw. ihr vertre-
tenen Partei erstattungsfähig.

Nach bisher herrschender Ansicht nicht erstattungsfä-
hig waren die Kosten einer Bahncard, weil deren Nut-
zungsmöglichkeit nicht auf den Rechtsstreit beschränkt
ist. Im Sinne einer Kostenersparnis der Landeskassen
hat das OLG Celle11

11 OLG Celle, Beschl. v. 21.12.2020 – 4 StE 1/17.

nunmehr anders entschieden. So-
weit die Anschaffung der Bahncard in einem Verfahren
bereits nach wenigen Terminen zu einer Kostenvermin-
derung führt, sind ihre Kosten erstattungsfähig. Dabei
ist es nicht erforderlich, dass der Rechtsanwalt diese
Kosten zuvor bei dem Gericht anmeldet oder sich ge-
nehmigen lässt.

2. ZIVILRECHT
a) VERGÜTUNG BEI GEMEINSCHAFTLICHEM
TESTAMENT

Ob der Entwurf eines gemeinschaftlichen Testaments
die Geschäftsgebühr nach Nr. 2300 VV-RVG auslöst,
war umstritten. Der BGH12

12 BGH, Urt. v. 15.4.2021 – IX ZR 143/20.

hat das jetzt geklärt. Es han-
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delt sich nur um eine Beratungstätigkeit, weil beide Ehe-
leute Auftraggeber des Rechtsanwalts sind und die Tä-
tigkeit im Form der Erstellung des Entwurfs sich aus-
schließlich an sie und nicht an außenstehende Dritte
richtet. Bei einem solchen Auftrag ist daher der Ab-
schluss einer Vergütungsvereinbarung unverzichtbar.

b) ANWALTSWECHSEL ZWISCHEN GESCHÄFTS-
UND VERFAHRENSFÜHRUNG

Ob ein Anwaltswechsel zwischen Geschäfts- und Ver-
fahrensführung zu einer Verminderung des Erstattungs-
anspruchs um die fiktive Anrechnung der Geschäftsge-
bühr entsprechend Vorbem. 3 IV VV-RVG führen kann,
beschäftigte das AG Stuttgart.13

13 AG Stuttgart, Urt. v. 21.5.2021 – 35 C 998/21.

Grundsätzlich ist dem
Auftraggeber der Wechsel des Rechtsanwalts möglich.
Wenn dadurch eine Anrechnung der Geschäfts- auf die
Verfahrensgebühr unterbleibt, mindert das den Erstat-
tungsanspruch des Gläubigers nicht.14

14 BGH, Beschl. v. 10.11.2009 – VIII ZB 60/09, AGS 2010, 51.

Ist es jedoch ein
Geschäftsmodell des Gläubigers, regelhaft andere
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte mit der Ge-
schäfts- und der Verfahrensführung zu beauftragen,
verstößt das gegen die Schadensminderungspflicht
nach § 254 BGB.

c) FIKTIVE TERMINSGEBÜHR

Die Regelung der fiktiven Terminsgebühr nach den Vor-
bem. 3 III i.V.m. Nr. 3104 VV-RVG ist weit auszulegen.
Eine Erledigungsbesprechung ist nach dem OLG Berlin-
Brandenburg15

15 OLG Brandenburg, Beschl. v. 10.8.2021 – 6 W 42/21.

zwar noch nicht gegeben, wenn der
Rechtsanwalt die Ankündigung einer Zahlung durch
den Gegner nur entgegennimmt. Erklärt der Rechtsan-
walt aber, dass er eine Erledigungserklärung abgeben
werde, wenn eine Zahlung in einer bestimmten Frist ein-
gehe, liegt eine Erledigungsbesprechung vor.

d) AUSSCHLUSS DER KOSTENERSTATTUNG

§ 12a I 1 ArbGG schließt die Kostenerstattung zuguns-
ten der obsiegenden Partei aus. Es handelt sich hierbei
um eine gegenüber § 91 II 1 ArbGG speziellere Rege-
lung. Ob diese Regelung über ihren Wortlaut hinaus
auch die Erstattung der Kosten eines Streithelfers er-
fasst, hat das LAG Berlin-Brandenburg16

16 LAG Berlin-Brandenburg, Beschl. v. 7.6.2021 – 16 Ta (Kost) 6023/21.

positiv ent-
schieden. Der Zweck, arbeitsgerichtliche Rechtsstreite
ohne Furcht vor einem Kostenrisiko führen zu können,
rechtfertigt die ausweitende Auslegung der Vorschrift.

e) KOSTEN EINER NICHT EXISTIERENDEN PARTEI

Einen merkwürdigen Fall hatte das OLG Saarbrücken17

17 OLG Saarbrücken, Beschl. v. 29.3.2021 – 9 W 9/21.

zu entscheiden. Geltend gemacht wurden Rechtsan-
waltskosten einer nicht existierenden Partei. Verklagt
war eine vermeintliche, tatsächlich aber nicht existie-
rende Gesellschaft bürgerlichen Rechts zusammen mit

den vermeintlichen Gesellschaftern. Nach dem OLG
Saarbrücken hat die nicht existierende Partei Anspruch
auf Erstattung ihrer Rechtsverteidigungskosten.

3. STRAF- UND BUSSGELDRECHT
a) HAFTZUSCHLAG

Der Haftzuschlag nach Vorbem. 4 IV VV-RVG fällt nach
dem BGH18

18 BGH, Beschl. v. 10.3.2021 – 2 BGs 751/20.

unabhängig davon an, ob die Haft in
Deutschland oder aufgrund deutscher gerichtlicher Ent-
scheidungen besteht. Die Entscheidung des BGH ist
zwar nicht zu Vorbem. 4 IV VV-RVG ergangen, sondern
zu § 147 V 2 StPO. Die Begrifflichkeit „nicht auf freiem
Fuß“ ist jedoch gleich. Auch dem Sinn der Vorschrift
nach ist die Entscheidung übertragbar, denn bei Vor-
bem. 4 IV VV-RVG geht es darum, einen Mehraufwand
pauschal auszugleichen, der durch die erschwerte Er-
reichbarkeit des inhaftierten Mandanten entsteht.19

19 So auch Burhoff, AGS 2021, 555 ff.

b) BEGRÜNDUNG DER BEMESSUNG
DER TERMINSGEBÜHR

Wie bei allen Rahmengebühren ist auch die Bemessung
der Terminsgebühr durch den Rechtsanwalt zu begrün-
den; eine unterlassene Begründung führt nach dem LG
Aachen20

20 LG Aachen, Beschl. v. 20.9.2021 – 60 Qs 46/21.

dazu, dass das Gericht eine eigene Gebühren-
bestimmung vornehmen kann, die ausschließlich die
dem Gericht erkennbaren Umstände berücksichtigt.

c) PAUSCHGEBÜHR DES WAHLVERTEIDIGERS

Die Pauschgebühr des Wahlverteidigers gem. § 42 RVG
betrifft eine Entscheidung des OLG Jena.21

21 OLG Jena, Beschl. v. 21.5.2021 – (S) AR 104/20.

Der Verteidi-
ger hatte zunächst seine gesetzlichen Gebühren zur
Festsetzung angemeldet und danach einen Antrag auf
Pauschvergütung gestellt. Dieser Antrag war erfolglos,
weil der Verteidiger durch die Anmeldung seiner gesetz-
lichen Gebühren bereits sein Bestimmungsermessen
gem. § 14 I RVG ausgeübt hat und an dieses Ermessen
gebunden ist. Für den Antrag auf eine Pauschgebühr
war daher kein Raum mehr.

Für die Praxis bedeutet das, dass zunächst der Antrag
gem. § 42 RVG gestellt werden muss. Der Antrag auf
Festsetzung der gesetzlichen Gebühren vorab muss so
gestaltet sein, dass es klar wird, dass damit das Bestim-
mungsrecht nicht ausgeübt wird, sondern nur die Fest-
setzung eines Abschlags verlangt wird. Das ist sinnvoll,
weil die Festsetzungsverfahren bezüglich der Pauschge-
bühr übermäßig lang dauern.

d) PAUSCHGEBÜHR DES PFLICHTVERTEIDIGERS

Mit der Pauschgebühr des Pflichtverteidigers musste
sich der VerfGH Berlin22

22 VerfGH Berlin, Beschl. v. 12.5.2021 – 175/20.

zum wiederholten Male befas-
sen. Das LG Berlin hatte den Verteidiger für eine letzt-
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lich 71-tägige (!) Hauptverhandlung bestellt und das
Kammergericht den Antrag auf eine Pauschgebühr ab-
gelehnt. Der VerfGH Berlin23

23 VerfGH Berlin, Beschl. v. 22.4.2020 – 177/19.

hatte die unzureichende
Vergütung als Eingriff in die Berufsausübungsfreiheit
gerügt. Daraufhin hatte das KG anstatt der Festsetzung
der beantragten Pauschgebühr von rund 100.000 Euro
die gesetzlichen Höchstgebühren um 127,50 Euro (!) er-
höht.

Der VerfGH Berlin hat nunmehr klargestellt, dass die
Bestellung zum Pflichtverteidiger bereits in die Berufs-
ausübungsfreiheit eingreift und dass eine aufgrund des
Umfangs oder der Schwierigkeit des Verfahrens unan-
gemessene Vergütung des Pflichtverteidigers ein Son-
deropfer darstellt. In diesem Fall hat ein angemessener
Ausgleich des Sonderopfers stattzufinden. Diesem An-
spruch ist das KG mit einer nur unmerklichen Erhöhung
der Wahlverteidigergebühren nicht gerecht geworden.

e) VERGLEICH ÜBER KOSTEN DES
ADHÄSIONSVERFAHRENS

Mit der instanziellen Zuständigkeit und der Rechts-
grundlage für die Festsetzung der Kosten eines durch
Vergleich abgeschlossenen Adhäsionsverfahrens be-
schäftigt sich eine Entscheidung des OLG Celle24

24 OLG Celle, Beschl. v. 21.9.2021 – 2 Ws 270/21.

. Die
Parteien hatten sich über die Kosten des Adhäsionsver-
fahrens dahingehend geeinigt, dass das Gericht gem.
§ 91a ZPO über die Kosten entscheiden solle. Das LG
hat in einem gesonderten Beschluss über die Kosten
entschieden. Das Strafurteil und den Beschluss hat der
Angeklagte jeweils mit Rechtsmitteln (Revision zum
BGH und sofortige Beschwerde zum OLG) angefochten.

Das OLG Celle hat zunächst klargestellt, dass die Par-
teien grundsätzlich die Dispositionsfreiheit über die
Kosten des Adhäsionsverfahrens haben. Üben sie die
Freiheit nicht aus, hat das Gericht über die Kosten im
Urteil zwingend gem. § 472a II StPO (und nicht durch
Beschluss nach § 91a ZPO) zu entscheiden. Damit ist
auch der Rechtsmittelweg vorgezeichnet. Die fehlerhaf-
te Entscheidung durch Beschluss ist nicht durch das
OLG, sondern gem. § 464 III 3 StPO durch den BGH zu
prüfen.

f) VERFAHRENSGEBÜHREN BEI EINZIEHUNG

Dass in Strafverfahren bei der Einziehung Verfahrensge-
bühren nach Nr. 4142 VV-RVG anfallen, wird häufig
vergessen. Das AG Bremen25

25 AG Bremen, Beschl. v. 4.3.2021 – 87 Ds 310 JS 53638/15 (29/18).

hatte über den besonde-
ren Fall eines selbstständigen Einziehungsverfahrens zu
entscheiden. Das AG stellt hierzu fest, dass die beson-
dere Verfahrensgebühr Nr. 4142 VV-RVG nicht isoliert
entstehen kann sondern dass im isolierten Einziehungs-
verfahren immer auch die allgemeine Verfahrensge-
bühr entsteht, sowie ggf. auch die Grundgebühr und
Terminsgebühren entstehen können. Die Grundgebühr
kann jedoch nur dann entstehen, wenn der Bevollmäch-

tigte den Betroffenen nicht bereits im Hauptverfahren
vertreten hat.

Welche Qualität die Tätigkeit des Rechtsanwalts für
den Anfall der Gebühr Nr. 4142 VV-RVG erfüllen muss,
hatte das KG26

26 KG, Beschl. v. 30.6.2021 – 1 WS 16/21.

zu entscheiden. Das KG stellt dazu fest,
dass für den Anfall der Gebühr keine spezifische, z.B.
gerichtliche Tätigkeit erforderlich ist. Es reicht jede Tä-
tigkeit mit Bezug zur Einziehung (also auch eine reine,
nach außen nicht in Erscheinung tretende Beratungstä-
tigkeit) aus.

g) BEMESSUNG DER GEBÜHR IN BUSSGELDSACHEN

Ein ständiges Ärgernis ist die gerichtliche Praxis, in Buß-
geldsachen die Bemessung nicht von der Mittelgebühr,
sondern von einer herabgesetzten Mittelgebühr ausge-
hend vorzunehmen, wie es z.B. das AG Bad Salzungen27

27 AG Bad Salzungen, Urt. v. 30.9.2021 – 1 C 121/21.

entschieden hat. Diese Praxis ist ein Anachronismus. Sie
stammt aus der Zeit der BRAGO, also vor 2004, als das
Gesetz zwischen Gebühren in Straf- und Bußgeldsachen
nicht differenzierte. Durch das RVG wurde nicht nur die
Differenzierung zwischen Gebühren in Straf- und Buß-
geldsachen, sondern sogar eine Differenzierung zwi-
schen verschieden bedeutsamen Bußgeldsachen einge-
führt. Jeder Grund für herabgesetzte Gebühren in Buß-
geldsachen ist damit entfallen. Der Ansatz von herab-
gesetzten Gebühren in Bußgeldsachen ist als willkür-
liche und damit ungesetzliche „Recht“sprechung zu be-
zeichnen.

4. SOZIALRECHT
a) GEBÜHREN IM WIDERSPRUCHSVERFAHREN

Im Sozialrecht sind erfreuliche Entscheidungen selten.
Eine Ausnahme ist die Entscheidung des LSG Schleswig-
Holstein28

28 LSG Schleswig-Holstein, Urt. v. 19.2.2021 – L 3 AL 18/18.

zur Erstattungsfähigkeit von Beratungskos-
ten im Widerspruchsverfahren. Die Partei hatte sich im
sozialrechtlichen Widerspruchsverfahren selbst vertre-
ten, jedoch im Hintergrund zuvor eine rechtsanwalt-
liche Beratung in Anspruch genommen. § 63 I SGB X
spricht von den Kosten einer zweckentsprechenden
Rechtsverfolgung, bzw. Abs. 2 von den Gebühren eines
hinzugezogenen Rechtsanwalts. Vom engen Wortlaut
der Vorschrift ist die rechtsanwaltliche Beratung daher
nicht umfasst. Da aber die höheren Kosten der rechts-
anwaltlichen Geschäftstätigkeit erstattungsfähig sind,
sind es jedenfalls nach § 63 I SGB X auch die niedrige-
ren Beratungskosten.

b) GEBÜHRENBEMESSUNG NACH TERMINSDAUER –
DER EIN-MINUTEN-TERMIN

Mit einem seltenen Fall beschäftigt sich das LSG Thürin-
gen.29

29 LSG Thüringen, Beschl. v. 27.10.2020 – L 1 SF 285/19 B.

Im zu entscheidenden Fall fand nämlich nur ein
Ein-Minuten-Termin statt.
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Nach einer weit verbreiteten Rechtsprechungspraxis
der Landessozialgerichte soll bei der Bemessung der
Terminsgebühr lediglich auf die Terminsdauer abgestellt
werden. Der vorliegende Fall zeigt auf, dass diese
Rechtsprechungspraxis nicht angemessen sein kann,
denn zum Termin gehört natürlich auch dessen Vorbe-
reitung, also das eigene Einlesen des Rechtsanwalts in
den Verfahrensstand, nachdem seit der Hauptverhand-
lungsreife wegen der Belastung der Sozialgerichte
durchschnittlich mehr als ein Jahr vergangen ist, sowie
die Vorbereitung des Mandanten auf den anstehenden
Hauptverhandlungstermin. Richtigerweise hat das LSG
Thüringen die Terminsgebühr deshalb auch nicht im un-
tersten Bereich des Gebührenrahmens angesetzt.

c) DAUER DES FESTSETZUNGS- UND ERINNERUNGS-
VERFAHRENS

In vielen Fällen unerträglich ist die Festsetzungsdauer
in sozialrechtlichen Angelegenheiten. Bereits die von
der Verwaltung gesetzten Fristen sind ein Ärgernis, die
vielfachen Fristverlängerungen und die Dauer der Ent-
scheidung erst recht.

Das LSG Berlin-Brandenburg30

30 LSG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 17.2.2021 – L 37 SF 156/20 EK SF.

hatte über einen Antrag
auf Entschädigung wegen überlanger Dauer eines Fest-
setzungs- und anschließenden Erinnerungsverfahrens
zu entscheiden. Beide Verfahren stellen ein Gerichtsver-
fahren i.S.v. § 198 VI Nr. 1 GVG dar, sind also entschä-
digungsfähig. Das LSG gesteht dem Gericht für das
Festsetzungsverfahren eine Vorbereitungs- und Bedenk-
zeit von regelmäßig drei Monaten zu. Für das Erinne-

rungsverfahren soll dagegen eine Vorbereitungs- und
Bedenkzeit von zwölf Monaten noch angemessen sein.

Das ist schon kaum nachzuvollziehen. Schließlich handelt
es sich um ein Verfahren, bei dem kein erheblicher Prü-
fungs- und Ermittlungsaufwand gegeben ist. Unglaublich
ist der dann folgende Teil der Entscheidung, nach der eine
finanzielle Entschädigung nicht gewährt wird, weil die Be-
deutung des Festsetzungs- und Erinnerungsverfahrens
nur untergeordnet sei und keine erhebliche wirtschaft-
liche Belastung des Antragstellers vorläge. Die in der so-
zialgerichtlichen Rechtsprechung zur Rechtsanwaltsver-
gütung zu beobachtende geradezu verachtende Einstel-
lung treibt hier eine neue, herausragende Blüte.

III. AUSBLICK

Die Besprechung der gerichtlichen Entscheidungen kann
keinen Anspruch auf Vollständigkeit erheben, es handelt
sich um Entscheidungen, die dem Autor bedeutsam er-
scheinen. Die weitere Entwicklung der Gesetzgebung
wird durch die Auswirkungen des Einsatzes von künst-
licher Intelligenz in der Rechtsberatung und -vertretung,
sowie in der Rechtsprechung beeinflusst sein. Hier gilt es
die Entwicklungen kritisch zu beobachten und Fehlent-
wicklungen schnell zu begegnen. Es bleibt zu hoffen,
dass der Gesetzgeber erkennt, dass die Pflichten des an-
waltlichen Berufsrechts auch bei dem Einsatz neuer Tech-
nik nicht verzichtbar sind und dass der dem Rechtsan-
walt im Verhältnis der gewerblichen Konkurrenz durch
das Berufsrecht auferlegte Mehraufwand nicht nur
durch den Schutz der Rechtsuchenden gerechtfertigt ist,
sondern auch angemessen zu entgelten ist.

PFLICHTEN UND HAFTUNG DES ANWALTS –
EINE RECHTSPRECHUNGSÜBERSICHT
RECHTSANWÄLTIN ANTJE JUNGK, RECHTSANWÄLTE BERTIN CHAB UND HOLGER GRAMS*

* Die Autorin Jungk ist Leitende Justiziarin, der Autor Chab ist Leitender Justiziar bei
der Allianz Deutschland AG, München; der Autor Grams ist Rechtsanwalt und
Fachanwalt für Versicherungsrecht in München.

In jedem Heft der BRAK-Mitteilungen kommentieren die
Autoren an dieser Stelle aktuelle Entscheidungen zum
anwaltlichen Haftungsrecht.

HAFTUNG

KONTAKT PER E-MAIL, VERJÄHRUNG
GESAMTSCHULDNERAUSGLEICH
1. Ein Rechtsanwalt schuldet dem Mandanten eine
umfassende und erschöpfende Unterrichtung über

den Verlauf eines für diesen geführten Prozesses.
Hierzu muss er, sofern Probleme bei der Kontaktauf-
nahme auftreten, alle ihm bekannten Möglichkeiten
ausschöpfen. Hierzu gehört auch die Verwendung
einer E-Mail-Adresse.

2. Ein Ausgleichsanspruch aus einem Gesamt-
schuldverhältnis gem. § 426 I 1 BGB entsteht mit
der Entstehung der Gesamtschuld im Außenverhält-
nis, also regelmäßig zum Zeitpunkt des schädigen-
den Ereignisses. Unabhängig von der Ausprägung
als Mitwirkungs-, Befreiungs- oder Zahlungsan-
spruch handelt es sich um einen einheitlichen An-
spruch, der einer einheitlichen Verjährung unter-
liegt. Die Anspruchsentstehung ist demgemäß nicht

JUNGK/CHAB/GRAMS, PFLICHTEN UND HAFTUNG DES ANWALTS – EINE RECHTSPRECHUNGSÜBERSICHT
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an den Zeitpunkt der Zahlung des ausgleichsberech-
tigten Gesamtschuldners an den Gläubiger ge-
knüpft. Denn mit der Zahlung entsteht kein neuer
Anspruch. Vielmehr kann und muss der Ausgleichs-
anspruch dann nur in anderer Form als zuvor erfüllt
werden.

3. Kenntnis i.S.v. § 199 I Nr. 2 BGB hat der gem.
§ 426 BGB Ausgleichsberechtigte nur, wenn er
Kenntnis von den Umständen hat, die einen An-
spruch des Gläubigers gegen den Ausgleichsver-
pflichteten begründen, weiterhin von denjenigen
Umständen, die einen Anspruch des Gläubigers ge-
gen ihn selbst begründen, sowie von denjenigen
Umständen, die das Gesamtschuldverhältnis be-
gründen und schließlich von den Umständen, die im
Innenverhältnis eine Ausgleichspflicht begründen.
OLG Düsseldorf, Hinweisbeschl. v. 15.3.2022 – I-24 U 37/21

In dem Hinweisbeschluss behandelt das OLG Düssel-
dorf zwei ganz unterschiedliche, aber gleichermaßen in-
teressante Aspekte.

Zum einen geht es um die Frage, welche Bemühungen
ein Rechtsanwalt unternehmen muss, wenn der Kontakt
mit dem Mandanten „hakt“. Das Problem kennen sicher
die meisten Kolleginnen und Kollegen. In früheren Zei-
ten, als Korrespondenz mit dem Mandanten regelmä-
ßig auf dem Postweg erfolgte, durfte man grundsätzlich
davon ausgehen, dass die Post den Mandanten unter
der von diesem bekanntgegebenen Adresse auch er-
reicht. Wenn Post als „unzustellbar“ zurückkam, war
das ein Zeichen, das Mandat niederzulegen, wobei die-
se Erklärung notfalls durch öffentliche Zustellung erfol-
gen musste. Heutzutage spielt die tatsächliche Wohn-
adresse nicht mehr die alleinige Rolle, denn häufig wird
mit den Mandanten per E-Mail kommuniziert.

Hier hatte sich der beklagte Rechtsanwalt auf den
Standpunkt gestellt, nach seiner Kenntnis sei der Man-
dant in Südamerika „untergetaucht“, weshalb er ihn
nicht weiter unterrichtet habe. Das LG hielt das für
nachvollziehbar. Das OLG meint hingegen, dass eine
Verpflichtung bestand, sämtliche bekannten Kommuni-
kationsmittel zu nutzen. Da die E-Mail-Adresse unwider-
sprochen weiter funktionierte, hätte er den Mandanten
pflichtgemäß unterrichten müssen. Dem ist zuzustim-
men. Im digitalen Zeitalter ist das sicher zumutbar.

Der zweite Aspekt betrifft die aus der fehlenden Unter-
richtung resultierende Verjährungsfrage. Der Kläger
war nämlich mit zwei weiteren Verwaltungsräten einer
schweizerischen AG verklagt worden und wollte nach
seiner Verurteilung als Gesamtschuldner einen Gesamt-
schuldnerausgleichsanspruch geltend machen. Er mein-
te, bei pflichtgemäßer Information durch den Beklagten
hätte er entsprechend agieren bzw. einen Verjährungs-
verzicht erreichen können. Der im Jahr 2010 durch die
Inanspruchnahme begründete Gesamtschuldneraus-
gleichsanspruch sei aber bereits Ende 2013 verjährt ge-
wesen, so dass nach dem Urteil im Jahr 2018 kein Ge-
samtschuldnerausgleich mehr habe stattfinden können.

Das OLG führt aus, dass zwar nach ständiger BGH-
Rechtsprechung der Gesamtschuldnerausgleichsan-
spruch mit der Entstehung der Gesamtschuld im Außen-
verhältnis gleichläuft. Anspruchsentstehung i.S.d. § 199
I Nr. 1 BGB ist daher regelmäßig der Zeitpunkt des schä-
digenden Ereignisses. Auch für den Gesamtschuldner-
ausgleich gilt jedoch, dass der Ausgleichsberechtigte
„Kenntnis“ i.S.d. § 199 I Nr. 2 BGB haben muss. Das sei
zum einen die Kenntnis von den Umständen, die über-
haupt einen Anspruch des Gläubigers gegen die aus-
gleichsverpflichteten Gesamtschuldner sowie gegen
sich selbst begründeten, des Weiteren aber auch von
den Umständen, die im Innenverhältnis die Ausgleichs-
pflicht begründen. Beides sei hier zunächst nicht der Fall
gewesen, sondern erst mit Kenntnisnahme des Urteils
im Jahr 2018. Die Verjährungsfrist lief also noch min-
destens bis Ende 2021. Zu diesem Zeitpunkt war der Be-
klagte nicht mehr mandatiert, sondern eine andere
Kanzlei, die sich ggf. hierum hätte kümmern müssen.

Verjährungsfragen sind häufig knifflig. Im Haftungsfall
lohnt regelmäßig eine Prüfung, ob überhaupt und,
wenn ja, wann tatsächlich Verjährung eingetreten ist.
(ju)

UMFANG EINES MANDATS „WEGEN VERKEHRSUNFALL“
1. Ein Mandat, das einem Rechtsanwalt „wegen Ver-
kehrsunfall“ erteilt wird, erstreckt sich nicht auf die
Geltendmachung von Ansprüchen gegenüber einem
privaten Unfallversicherer, auch wenn dieser mit
dem Haftpflichtversicherer des Unfallgegners iden-
tisch ist.

2. Hat ein Unfallversicherer den Mandanten mehr-
fach verständlich über eine Ausschlussfrist belehrt
und hat der Mandant den Hinweis verstanden, be-
steht keine Pflicht des Anwalts, diesen Hinweis zu
wiederholen.
OLG Schleswig, Urt. v. 10.2.2022 – 11 U 73/21, MDR 2022, 528;
r+s 2022, 172

Der Mandant wurde bei einem Verkehrsunfall schwer
verletzt. Er erteilte seinem Anwalt eine Vollmacht „we-
gen Verkehrsunfall“. Der Anwalt machte für ihn Ansprü-
che gegen den Unfallgegner und dessen Kfz-Haftpflicht-
versicherer geltend. Bei derselben Versicherung hatte
der Mandant auch eine private Unfallversicherung, der
er den Unfall selbst meldete. Der Versicherer wies ihn
mehrfach darauf hin, dass für die Erbringung einer In-
validitätsleistung eine ärztliche Feststellung der Invalidi-
tät innerhalb einer bestimmten Frist erforderlich sei.
Diese Schreiben leitete der Mandant an den Anwalt
weiter, der jedoch insofern nicht tätig wurde. Nach Ab-
lauf der Ausschlussfrist lehnte der Unfallversicherer sei-
ne Leistungspflicht ab. Der Mandant nimmt deswegen
den Anwalt in Regress. Der Anwalt bestreitet, insofern
mandatiert worden zu sein. Die Klage wurde in zwei In-
stanzen abgewiesen.

Dem OLG zufolge habe der Mandant nicht bewiesen,
dass sich das dem Anwalt erteilte Mandat auch auf die
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Unfallversicherung bezogen habe. Der Mandant sei für
den Mandatsumfang darlegungs- und beweispflichtig.1

1 St. Rspr., z.B. BGH, NJW 1996, 2929, 2931; NJW 2006, 3496.

Die Vollmacht „wegen Verkehrsunfall“ könne zwar vom
Wortlaut auch die Unfallversicherung umfassen.
Üblicherweise stehe jedoch bei Unfallmandaten die
Auseinandersetzung mit dem Unfallgegner und dessen
Haftpflichtversicherung im Vordergrund. Eine weite
Auslegung der Vollmacht könne auch Rechtsverhältnis-
se mit einem Krankenversicherer, der Kaskoversiche-
rung und der Werkstatt umfassen und sei daher kaum
eingrenzbar. Für die Anmeldung von Ansprüchen gegen
eine Unfallversicherung bedürfe es im Regelfall zu-
nächst auch keiner anwaltlichen Beratung. Es sei daher
zu erwarten, dass insofern ausdrücklich ein gesonderter
Auftrag erteilt werde.

Die Schilderung des Anwalts, er sei mit dem Mandan-
ten wegen der Kosten eines etwaigen Mandats gegen
die Unfallversicherung telefonisch so verblieben, dass
der Mandant sich zunächst selbst um eine ärztliche In-
validitätsbescheinigung kümmere, wofür es keiner an-
waltlichen Tätigkeit bedurfte, sei plausibel. Damit sei
der Anwalt seiner sekundären Darlegungslast nachge-
kommen. Damit sei der Kläger beweispflichtig und be-
weisfällig geblieben.

Der Anwalt hafte auch nicht wegen Verletzung einer
vertraglichen Nebenpflicht zum Hinweis oder zur War-
nung wegen der in der Unfallversicherung geltenden
Ausschlussfrist, da bereits der Unfallversicherer den
Mandanten gem. § 186 VVG zweimal schriftlich über
die Ausschlussfrist belehrt habe. Der Anwalt habe kei-
nen Grund zu der Annahme gehabt, dass der Mandant
diese Hinweise nicht verstanden habe oder vergessen
werde.

Das Urteil entspricht der ständigen Rechtsprechung
des BGH. Eine Hinweispflicht auf außerhalb des Man-
datsgegenstands liegende Umstände besteht nach der
Rechtsprechung nur bei einer für den Anwalt offenkun-
digen, sich aufdrängenden Gefahr, derer der Mandant
sich nicht bewusst ist.2

2 Z.B. BGH, NJW 2018, 2476.

(hg)

ABGRENZUNG ZWISCHEN ANWALTSPFLICHTEN UND
NOTARHAFTUNG
Der Anwalt hat den Mandanten über die Formbe-
dürftigkeit eines Vertrages zu belehren. Ihn trifft die
Pflicht, auf das „Ob“ der Beurkundungsbedürftigkeit
hinzuweisen, nicht aber in allen Einzelheiten hinzu-
weisen, wie die Beurkundung zu erfolgen hat. Das
„Wie“ der Beurkundung fällt in den Pflichtenkreis
des Notars.
LG Bremen, Urt. v. 25.2.2022 – 4 O 2013/20

Kurz vor der geplanten Beurkundung eines Grund-
stückskaufvertrags nebst eines Miet- und eines Bürg-
schaftsvertrags ließ die Klägerin den Kaufvertragsent-
wurf durch die hier beklagten Anwälte prüfen. Der Ent-

wurf wurde drei Tage vor der Beurkundung in der Kanz-
lei der Beklagten besprochen; im Anschluss daran über-
sandten diese der Klägerin noch einige Änderungsvor-
schläge. So wurde insb. aufgenommen, dass dem Kauf-
vertrag zu Nachweiszwecken der Mietvertrag und die
Bürgschaftsurkunde als Anlagen und als wesentlicher
Bestandteil des Kaufvertrags beigefügt sind. Im endgül-
tigen Vertragstext wurde vom Notar noch der Schluss-
satz eingefügt, dass das Protokoll den Erschienenen
vorgelesen, die Anlagen zur Durchsicht vorgelegt, ge-
nehmigt und unterschrieben worden seien.

Im Rahmen eines gut ein Jahr danach von der Verkäufe-
rin gestellten Antrags auf Erlass einer einstweiligen Ver-
fügung mit dem Ziel, die Eigentumsübertragung des
Grundstücks zu verhindern, stellte sich heraus, dass die
Urkunde aus zwei Gründen unwirksam war. Zum einen
hätte die Wirksamkeit nach § 311b I 1 BGB vorausge-
setzt, dass auch die Anlagen in vollem Umfang vorgele-
sen und nicht nur zur Durchsicht vorgelegt werden. Eine
solche Vorlage zur Durchsicht kann nur beim Verweis
auf Karten, Zeichnungen und Abbildungen genügen,
nicht aber bei Dokumenten, die einen Text zum Inhalt
haben. Zum zweiten war eine der Beteiligten auf Käu-
ferseite nicht anwesend und auch nicht ordnungsge-
mäß vertreten gewesen.

Die Klägerin meinte nun, es sei Aufgabe der beklagten
Anwälte, darauf hinzuweisen, dass für die Wirksamkeit
der Beurkundung auch die Verlesung der Anlagen not-
wendig gewesen wäre. Ein solcher Hinweis hätte zur
Wirksamkeit der Urkunde geführt und die beklagten
Schäden i.H.v. über 1 Mio. Euro verhindert. Dem beur-
kundenden Notar wurde der Streit verkündet; er trat
auf Klägerseite bei.

Nach Ansicht des LG war die Klage schon deshalb un-
begründet, weil es an einer Pflichtverletzung der beklag-
ten Anwälte fehlte. Grundsätzlich seien Anwälte aller-
dings gehalten, auf die eventuelle Formbedürftigkeit
eines Vertrages hinzuweisen und dann auch nähere
Hinweise dazu zu geben, welche Risiken dem Mandan-
ten bei Nichtbeachtung von Formvorschriften drohen.
Es stand aber bei der Beratung für die Parteien schon
außer Frage, dass das Vertragswerk beurkundet wer-
den sollte. Eines gesonderten Hinweises darauf, dass
auch die Anlagen hätten beurkundet werden müssen,
habe es aber nicht bedurft. Grundsätzlich müsse näm-
lich nur über das „Ob“ der Beurkundung, nicht aber
über das „Wie“ belehrt werden. Ein Anwalt dürfe darauf
vertrauen, dass der später beurkundende Notar die Re-
geln des BeurkG kennt und korrekt anwendet. Ausnah-
men davon könne man allenfalls dann annehmen,
wenn die vom Anwalt vorgenommene Vertragsgestal-
tung atypisch sei und versteckte bzw. komplizierte Beur-
kundungsfragen aufwerfen könnten. Das sei aber vor-
liegend keinesfalls so gewesen; vielmehr ging es um
Standardwissen zur Beurkundung.

Anders liegt der Fall – auch das führt das LG aus –
dann, wenn sich der Mangel, der zur Unwirksamkeit
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führt, gerade aus der Urkunde selbst ergibt. Wenn eine
derart mangelbehaftete Urkunde vom Anwalt erstellt
oder geprüft werde, hafte letztlich der Anwalt. Zwar sei
auch der Notar verpflichtet, den Willen der Parteien zu
erforschen, den Sachverhalt zu klären und die Beteilig-
ten über die rechtliche Tragweite des Geschäfts zu be-
lehren. Die Haftungsprivilegierung des § 19 I BNotO
schütze ihn allerdings in solchen Konstellationen regel-
mäßig vor erfolgreichen Inanspruchnahmen. Das war
hier nicht der Fall, weil keine anwaltliche Pflichtverlet-
zung vorlag. Die Abgrenzungen, die das LG Bremen
hier vornimmt, sind sachgerecht. Anwälte sind nicht
„Kindermädchen“ der Notare in Bezug auf deren urei-
gene Aufgaben. (bc)

FRISTEN

KEINE WIEDEREINSETZUNG BEI ANSCHLUSSBERUFUNG
In die versäumte Frist zur Einlegung der Anschluss-
berufung gem. § 524 II 2 ZPO findet eine Wiederein-
setzung nach den Vorschriften der §§ 233 ff. ZPO
nicht statt.
BGH, Beschl. v. 25.1.2022 – VIII ZR 359/20

Gegen ein teilweise stattgebendes Urteil hatte der Klä-
ger Berufung eingelegt, die Beklagte sodann Anschluss-
berufung. Diese wurde jedoch fälschlich an das Aus-
gangsgericht gerichtet und erst nach Fristablauf an das
zuständige Berufungsgericht weitergeleitet. Das OLG
München gewährte keine Wiedereinsetzung, weil es ein
Verschulden des Prozessbevollmächtigen an der Frist-
versäumung sah.

Der BGH befasst sich inhaltlich nicht mit der Wiederein-
setzung, sondern weist darauf hin, dass „eine Wieder-
einsetzung der Beklagten in die versäumte Frist zur Ein-
legung der Anschlussberufung – was das Berufungsge-
richt übersehen hat – bereits von Gesetzes wegen nicht
eröffnet“ ist, da es sich nicht um eine in § 233 ZPO auf-
geführte Frist handele.

Das liegt an sich auch auf der Hand. Der BGH zitiert al-
lerdings umfangreiche Rechtsprechung und Literatur,
die eine analoge Anwendung der §§ 233 ff. ZPO beja-
hen, lehnt dies jedoch im Ergebnis mit sehr ausführ-
licher Begründung (über 30 Randziffern) ab. (ju)

SIGNATUR BEI SCHRIFTFORMERFORDERNIS
1. Der Versand auf einem sicheren Übermittlungs-
weg mit einfacher Signatur gem. § 46c III 1 Alt. 2
ArbGG (bzw. § 130a III 1 Alt. 2 ZPO) wahrt – anders
als die qualifizierte elektronische Signatur – die
elektronische Form gem. § 126a BGB als Ersatz der
Schriftform gem. § 126 BGB nicht.

2. § 278 VI 1 Alt. 1 ZPO enthält kein materielles
Schriftformerfordernis i.S.v. §§ 126, 126a BGB. Viel-
mehr ist die prozessuale Schriftsatzform ausrei-
chend.

3. Auch ohne qualifizierte elektronische Signatur
können Vergleichsvorschläge deshalb gem. § 278 VI
1 Alt. 1 ZPO durch die Parteien bzw. ihre Vertreter
als elektronisches Dokument auf dem Wege des
§ 46c III 1 Alt. 2 ArbGG (bzw. § 130a III 1 Alt. 2 ZPO)
– d.h. mit einfacher Signatur auf einem sicheren
Übermittlungsweg – unterbreitet werden.
ArbG Stuttgart, Beschl. v. 25.2.2022 – 4 Ca 688/22

Im elektronischen Rechtsverkehr wird die Schriftsatz-
form durch Übermittlung eines einfach signierten
Schriftsatzes aus dem beA gewahrt. Aufpassen muss
man, wenn in dem Schriftsatz auch materiell-rechtliche
Erklärungen enthalten sind, für die die Schriftform des
§ 126 bzw. § 126a BGB vorgeschrieben ist: Denn hier-
für reicht die einfache Signatur nicht aus, man benötigt
eine qualifizierte elektronische Signatur (qeS).

Welche materiell-rechtlichen Erklärungen kommen in
Schriftsätzen vor? Hier ging es um den ganz häufigen
Fall eines Prozessvergleichs. Ein gerichtlicher Vergleich
kann auch dadurch geschlossen werden, dass die Par-
teien dem Gericht einen schriftlichen Vergleichsvor-
schlag unterbreiten oder einen gerichtlichen Vergleichs-
vorschlag durch Schriftsatz annehmen (§ 278 VI ZPO).
Aus Anlass einer Literaturmeinung (zum Fax), die hier
ein echtes materiell-rechtliches Schriftformerfordernis
sieht, lehnt das ArbG Stuttgart das – zurecht – ab.
§ 278 VI ZPO sei zwar sprachlich missglückt, jedoch sei
nicht anzunehmen, dass der Gesetzgeber die Einfüh-
rung eines materiellen Schriftformerfordernisses beab-
sichtigt habe.

Ob eine materiell-rechtliche Erklärung im Schriftsatz
enthalten ist, die eine qeS erfordert, sollte man jedoch
immer im Blick behalten. Wichtig auch: Für bestimmte
Erklärungen ist die elektronische Form gänzlich im Ge-
setz ausgeschlossen, da nützt auch eine qeS nichts, so
z.B. in §§ 766 S. 2, 780 S. 2 und § 781 S. 2 BGB und
– ganz wichtig – § 623 BGB (Kündigung von Arbeitsver-
hältnissen)! (ju)

PRÜFPFLICHTEN VOR SIGNIERUNG
Bei der Signierung eines ein Rechtsmittel oder eine
Rechtsmittelbegründung enthaltenden fristwahren-
den elektronischen Dokumentes gehört es zu den
nicht auf das Büropersonal übertragbaren Pflichten
eines Rechtsanwalts, das zu signierende Dokument
zuvor selbst sorgfältig auf Richtigkeit und Vollstän-
digkeit zu prüfen.
BGH, Beschl. v. 8.2.2022 – VI ZB 78/21

Die Berufungsbegründung zum OLG wurde verspätet
eingelegt. Rechtzeitig war beim OLG lediglich ein aus
dem beA der Prozessbevollmächtigten gesendeter, qua-
lifiziert signierter Schriftsatz mit der Bezeichnung „Beru-
fungsbegründung“ eingegangen, der allerdings nur aus
einer Seite bestand. Im Wiedereinsetzungsantrag trug
die Prozessbevollmächtigte vor, sie habe am Morgen
des Tages, an dem die Frist ablief, ihre Sekretärin ange-
wiesen die bereits fertiggestellte Berufungsbegrün-
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dung, bestehend aus fünf Seiten, in die Anwaltssoft-
ware einzustellen. Unmittelbar vor dem Signierungsvor-
gang habe sie den Schriftsatz noch einmal sorgfältig
und vollständig überprüft und dabei einen Tippfehler
auf S. 1 festgestellt und deshalb die Sekretärin angewie-
sen, diesen Fehler noch auszubessern und das Doku-
ment dann abschließend zur Signatur einzustellen. Un-
mittelbar vor erneuter Signatur habe sie den Schriftsatz
nochmals geöffnet und überprüft, ob der Fehler verbes-
sert wurde. Nach der Signatur habe die Büroangestellte
dann das Dokument per beA verschickt. Erst später ha-
be sich herausgestellt, dass die Sekretärin den Fehler
zwar ausgebessert habe, dann aber versehentlich nur
die erste Seite als PDF-Dokument generiert und einge-
stellt habe. Allein diese Seite hatte die Anwältin sich
noch einmal angesehen, weshalb die Unvollständigkeit
unbemerkt blieb.

Die Prozessbevollmächtigte vertrat die Ansicht, sie ha-
be bei erneuter Prüfung nicht mehr den gesamten
Schriftsatz durchsehen, sondern sich auf die Prüfung
der Fehlerkorrektur beschränken dürfen. Diese Ansicht
teilte weder das OLG noch nunmehr der BGH.

Grundsätzlich handele ein Rechtsanwalt schuldhaft,
wenn er eine Rechtsmittelbegründungsschrift unter-
schreibe, ohne sie zuvor auf Richtigkeit und Vollständig-
keit zu überprüfen. Das gelte auch nach einer zweiten
Vorlage nach Korrektur, wobei im elektronischen
Rechtsverkehr entsprechend vorgegangen werden müs-
se. Der hier vorliegende Fall unterscheide sich von den
für die reine Papierbearbeitung schon entschiedenen
Fällen, in denen Schriftsätze unterzeichnet, aber einzel-
ne Seiten noch zu korrigieren waren. Wenn dann eine
Einzelweisung erging, die betreffenden Seiten auszutau-
schen und anschließend zu versenden, liege darin
grundsätzlich kein Organisationsfehler. Anders sei es
hier, weil durch weitere Scan-, Kopier- und Speichervor-
gänge letztlich ein neues elektronisches Dokument –
und damit eine gänzlich neue Gefahrenquelle – ge-
schaffen werde.

Diese Unterscheidung leuchtet nicht ohne Weiteres ein.
Denn auch bei der Bearbeitung in Papierform konnte
der Anwalt das Dokument unterzeichnen und durch die
Einzelanweisung, einzelne Blätter austauschen und das
Dokument dann zu versenden, seinen Pflichten genü-
gen, ohne das Dokument überhaupt noch einmal anzu-
sehen. Dadurch wurde aber letztlich ebenfalls ein neues
Dokument geschaffen, denn die oft schon geklammer-
ten Seiten mussten wieder entklammert und neu zu-
sammengesetzt werden, so dass auch hier eine neue
entsprechende Gefahrenquelle eröffnet war. Der Unter-
schied besteht also lediglich darin, dass das Dokument
zur Eingabe der qualifizierten Signatur ins beA noch
einmal in den Einflussbereich des Anwalts gelangt.
Letztlich scheinen die Gerichte die Gefahren, die durch
etwas „flüchtigere“ elektronische Verarbeitung beste-
hen, doch etwas höher einzuschätzen als es bei der Ar-
beit mit Papier der Fall war. (bc)

TÄGLICHE POSTDURCHSICHT DURCH EINEN ANWALT
MUSS GEWÄHRLEISTET SEIN
Ein Rechtsanwalt muss Posteingänge selbst voll-
ständig daraufhin durchsehen, ob der Ablauf von
Fristen droht, und daher durch eine allgemeine An-
weisung an sein Büropersonal sicherstellen, dass
ihm Posteingänge gesondert vorgelegt werden. (ei-
gener Ls.)
BGH, Beschl. v. 23.2.2022 – IV ZB 24/21, RFamU 2022, 179

Gegenstand des Beschwerdeverfahrens vor dem BGH
war die Erteilung eines Testamentsvollstreckerzeugnis-
ses. Allerdings wurde die Rechtsbeschwerde zu spät
eingelegt, weil nach dem Vortrag der Verfahrensbevoll-
mächtigten zweiter Instanz eine Mitarbeiterin der Kanz-
lei den per Telefax übersandten und über ein E-Mail-Pro-
gramm eingegangenen Beschwerdebeschluss in einen
Ablageordner verschoben habe, ohne ihn einem Anwalt
vorgelegt zu haben; dies gegen die allgemeine Wei-
sung, eingehende Telefaxe und E-Mails stets sofort
einem Anwalt weiterzuleiten, damit dieser überprüfen
kann, ob Fristen oder Termine zu notieren seien. Der
BGH gab deshalb dem Wiedereinsetzungsantrag statt,
allerdings hatte die Rechtsbeschwerde in der Sache
dann doch keinen Erfolg.

Was hier so kurz und bündig durch den BGH abgehan-
delt wurde, sollte in der Praxis nicht geringgeschätzt
werden. Die Pflicht, dass stets und jeden Tag die Post
durch eine Anwältin oder einen Anwalt durchzusehen
und auf mögliche Fristen zu prüfen ist, ist nicht immer
ganz leicht umzusetzen, schon gar nicht in Einzelkanz-
leien. Bei Verhinderung – und sei es auch nur wegen
einer Fortbildungsmaßnahme, ganztägigen auswärti-
gen Terminen oder ähnlichem – muss für eine solche
qualifizierte Durchsicht der Post Sorge getragen wer-
den. Kann diesbezüglich keine klare Organisation vor-
getragen werden, wird Wiedereinsetzung schwierig.
(bc)

ZUSTELLUNG „DEMNÄCHST“ ZUR
VERJÄHRUNGSHEMMUNG
1. Bei der Prüfung, ob die Klage „demnächst“ zuge-
stellt worden ist, sind bis zum Fristablauf eingetrete-
ne Versäumnisse des Klägers in die für die Bewer-
tung als unmaßgebliche Verzögerung bedeutsame
Frist nicht mit einzurechnen.

2. Hat der Kläger alle von ihm geforderten Mitwir-
kungshandlungen für eine ordnungsgemäße Klage-
zustellung erbracht, insbesondere den Gerichtskos-
tenvorschuss eingezahlt, sind er und sein Prozessbe-
vollmächtigter im Weiteren grundsätzlich nicht
mehr gehalten, das gerichtliche Vorgehen zu kon-
trollieren und durch Nachfragen auf die beschleu-
nigte Zustellung hinzuwirken.
BGH, Urt. v. 21.3.2022 – VIa ZR 275/21, WM 2022, 745 = MDR
2022, 557

Es geht hier um „Diesel-Ansprüche“ für einen 2012 ge-
kauften Neuwagen. Die Klage wurde Ende 2018 einge-
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reicht. Der Kläger macht geltend, dass eine im Januar
2019 erstellte Gerichtskostenvorschussrechnung sei-
nem Anwalt nicht zugegangen sei. Im Juli 2019 erhielt
der Kläger persönlich eine Vorschussrechnung und
zahlte die Gerichtskosten ein. Danach wurden die Ak-
ten bei Gericht irrtümlich weggelegt. Im April 2020
fragte der Anwalt bei Gericht an, wann mit einer Termi-
nierung zu rechnen sei. Daraufhin wurde die Klage der
Beklagten im Mai 2020 zugestellt. Die Beklagte erhob
u.a. die Einrede der Verjährung. Das LG wies die Klage
deswegen ab; die Berufung des Klägers blieb erfolglos.
Der BGH hob das Berufungsurteil auf und verwies die
Sache zurück.

Zugunsten des Klägers sei für das Revisionsverfahren
davon auszugehen, dass Kenntnis i.S.v. § 199 I BGB erst
im Laufe des Jahres 2016 vorgelegen habe, so dass
Verjährung nicht vor Ende 2019 eingetreten sein könne.
Die Zustellung der Klage im Mai 2020 habe gem. § 167
ZPO noch auf den Zeitpunkt der Einreichung der Klage
zurückgewirkt; sie sei noch als „demnächst“ erfolgt an-
zusehen.

Der Begriff „demnächst“ sei im Wege einer wertenden
Betrachtung auszulegen. Der Kläger habe den Gerichts-
kostenvorschuss 2019 und damit rechtzeitig einbezahlt.
Verzögerungen vor dem rechnerischen Verjährungsein-
tritt seien nicht zu berücksichtigen. Verzögerungen, die
durch fehlerhafte Sachbehandlung seitens des Gerichts
(Weglegen der Akte) bewirkt wurden, seien der Partei
nicht zuzurechnen. Zu einer Nachfrage, ob die Zustel-
lung der Klage erfolgt sei, seien der Kläger und sein An-
walt nicht verpflichtet gewesen, nachdem der Kläger
durch die Vorschusseinzahlung alle von ihm zu fordern-
den Mitwirkungshandlungen erbracht habe.3

3 Vgl. BGH, NJW 2016, 568; NJW-RR 2018, 461; NJW-RR 2019, 976.

(hg)

BERUFSHAFTPFLICHTVERSICHERUNG

VORWEGGENOMMENE DECKUNGSKLAGE IN DER
HAFTPFLICHTVERSICHERUNG; WISSENTLICHE
PFLICHTVERLETZUNG
1. Im vorweggenommenen Deckungsprozess in der
Haftpflichtversicherung ist hinsichtlich des maßgeb-
lichen Pflichtenverstoßes auf den Vortrag des Ge-
schädigten, hier des Mandanten des Anwalts, abzu-
stellen.

2. Der Vortrag des Mandanten, der von ihm in An-
spruch genommene Rechtsanwalt habe entgegen
ausdrücklicher Weisung gehandelt, indem er mehre-
re Berufungen ohne das Vorliegen von Deckungszu-
sagen der Rechtsschutzversicherung eingelegt ha-
be, impliziert – seine Richtigkeit für das Deckungs-
verhältnis unterstellt – eine Verletzung elementarer
beruflicher Pflichten eines Rechtsanwalts, die den
versicherungsvertraglichen Ausschlusstatbestand
der wissentlichen Pflichtverletzung erfüllt.
OLG Düsseldorf, Urt. v. 10.12.2021 – 4 U 252/20

Ein Rechtsanwalt begehrt von seiner Berufshaftpflicht-
versicherung Versicherungsschutz für einen gegen ihn
gerichtlich anhängigen Haftpflichtanspruch einer vor-
maligen Mandantin. Im Haftpflichtprozess wird dem
Anwalt vorgeworfen, in mehreren von ihm für die Man-
dantin geführten Ausgangsverfahren entgegen der
Weisung der Mandantin Berufung eingelegt zu haben,
obwohl diese ihn angewiesen habe, Berufung jeweils
nur dann einzulegen, wenn eine Deckungszusage ihrer
Rechtsschutzversicherung vorliege, was nicht der Fall
gewesen sei. Der Versicherer beruft sich insofern auf
den Ausschlusstatbestand der wissentlichen Pflichtver-
letzung gem. § 4 Nr. 5 AVB. Die Klage des Anwalts
blieb in zwei Instanzen erfolglos.

In der Haftpflichtversicherung werde, so das OLG, die
im Deckungsprozess versicherungsrechtlich zu prüfen-
de Pflichtverletzung im Regelfall durch ein rechtskräfti-
ges Haftpflichturteil vorgegeben, das hinsichtlich des
Haftungstatbestands, soweit Voraussetzungsidentität
bestehe, für das Versicherungsvertragsverhältnis bin-
dend sei.4

4 St. Rspr., z.B. BGH, r+s 2006, 149.

Lägen, wie hier, mangels eines rechtskräfti-
gen Haftpflichturteils noch keine für das Deckungsver-
hältnis bindenden Feststellungen vor (sog. vorwegge-
nommener Deckungsprozess), sei bei der Beurteilung
der Frage, ob der Versicherer seinem Versicherungsneh-
mer Deckungsschutz für eine Inanspruchnahme durch
einen Dritten zu gewähren hat, vom Vortrag des Ge-
schädigten und damit von dem von ihm gegen den
Haftpflichtversicherten erhobenen Vorwurf auszuge-
hen. Über den Haftpflichtanspruch als solchen sei da-
bei nicht zu entscheiden. Eine Aussetzung des De-
ckungsprozesses nach § 148 I ZPO komme nicht in Be-
tracht, da es gerade der Wunsch des versicherten An-
walts sei, den Deckungsschutz im Wege der vorwegge-
nommenen Deckungsklage zu klären.

Die Voraussetzungen des vom Versicherer erhobenen
Deckungseinwands der wissentlichen Pflichtverletzung,
bei dem es sich um einen wirksamen subjektiven Risiko-
ausschluss handle, müsse grundsätzlich der Versicherer
darlegen und beweisen. Eine Ausnahme bestehe dann,
wenn es sich um eine Verletzung elementarer beruflicher
Pflichten, sog. „Kardinalpflichten“ handle. Um eine sol-
che Kardinalpflicht handle es sich bei der Pflicht eines
Anwalts, Weisungen der Mandantschaft, unter welchen
Voraussetzungen eine Berufung eingelegt werden soll, zu
beachten. Jedem Anwalt sei bewusst, dass die Kostenfra-
ge, insb. die Frage, ob der Mandant die Anwaltsgebüh-
ren und Gerichtskosten aus eigenem Vermögen zu be-
gleichen hat oder ob ein Kostendeckungsanspruch ge-
genüber einem Rechtsschutzversicherer besteht, für je-
den rechtsschutzversicherten Mandanten regelmäßig
von großem Interesse sei. Angesichts dessen sei – ausge-
hend vom Vortrag der Klägerin im Haftpflichtprozess –
für den vorweggenommenen Deckungsprozess von wis-
sentlichen Pflichtverletzungen des haftpflichtversicherten
Anwalts auszugehen, so dass die Deckungsklage unbe-
gründet und die Berufung zurückzuweisen sei.
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Das OLG wies allerdings darauf hin, dass sich die
Rechtskraft seiner Entscheidung nur auf die im vorweg-
genommenen Deckungsprozess streitgegenständlichen
Pflichtverletzungen erstrecke. Würde der Anwalt im
Haftpflichtprozess schlussendlich etwa wegen anderer
Pflichtverletzungen zu Schadenersatz verurteilt werden,
stehe seinem Deckungsanspruch die jetzige Entschei-
dung nicht entgegen. Vielmehr müsse dann die versi-

cherungsvertragliche Einstandspflicht des Versicherers
insoweit neu geprüft werden. Die Entscheidung ent-
spricht gefestigter Rechtsprechung.5

5 Zum Prüfungsmaßstab im Deckungsprozess s. BGH, NJW 2017, 2466; NJW-RR
2001, 316. Zur wissentlichen Pflichtverletzung bei beruflichen Kardinalpflichten s.
z.B. BGH, NJW 2015, 947; OLG Köln, r + s 2012, 172.

(hg)

AUS DER ARBEIT DER BRAK
DIE BRAK IN BERLIN
RECHTSANWÄLTIN DR. TANJA NITSCHKE, MAG. RER. PUBL., BRAK, BERLIN

Der Beitrag gibt einen Überblick über die Tätigkeit der
BRAK auf nationaler Ebene im März und April 2022.
Angesichts der Entwicklungen im Ukraine-Krieg lag ein
Fokus der BRAK auf der Unterstützung für die ukraini-
sche Anwaltschaft und für Geflüchtete. Die bankseiti-
gen Kündigungen von Sammelanderkonten beschäftig-
ten die BRAK weiterhin; hier konnten erste Fortschritte
erzielt werden. Daneben arbeitete die BRAK an einer
Reihe weiterer berufspolitischer Themen sowie an der
Entwicklung des elektronischen Rechtsverkehrs.

UKRAINE
Den von Russland geführten Angriffskrieg in der Ukrai-
ne hat die BRAK in einer gemeinsamen Erklärung mit
dem DAV als völkerrechtswidrig verurteilt.1

1 Gemeinsame Presseerklärung von BRAK und DAV v. 1.3.2022.

Sie fordern
die sofortige Beendigung des Krieges und betonen ihre
Solidarität mit den ukrainischen Juristinnen und Juris-
ten.

Informationen für betroffene ukrainische Kolleginnen
und Kollegen und für Geflüchtete bündelt die BRAK auf
einer Sonderseite.2

2 https://www.brak.de/anwaltschaft/tipps-und-leitfaeden/ukraine-aktuelle-hinweise/.

Neben tagesaktuellen Informatio-
nen zur politischen Entwicklung gibt es dort eine um-
fangreiche Liste mit Links zu Informationen für Geflüch-
tete etwa zu Einreise, Aufenthaltsrecht und Unterkünf-
ten sowie zu verschiedenen Möglichkeiten, Geflüchtete
etwa mit rechtlicher Beratung, Unterkunft, Arbeitsplät-
zen o.ä. zu unterstützen.

Die Rechtsanwaltskammern haben ihrerseits eine gan-
ze Reihe von Unterstützungsangeboten organisiert,3

3 Dazu auch Wessels, BRAK-Mitt. 2022, 63.

u.a. ein Jobportal der Rechtsanwaltskammer Berlin für
geflüchtete ukrainische Anwältinnen und Anwälte.4

4 https://www.rak-berlin.de/rak-berlin/jobs_for_ukrainian_refugees.php.

Auch hierüber finden sich Informationen im Ukraine-
Portal der BRAK.

Der Rat der Europäischen Anwaltschaften (CCBE) hat
eine Liste von Anlaufstellen in insgesamt 32 europäi-
schen Staaten veröffentlicht, die Geflüchteten aus der
Ukraine Rechtshilfe vermitteln oder anbieten. Die An-
laufstellen sind in den einzelnen Ländern unterschied-
lich organisiert, in Deutschland sind dies u.a. viele
Rechtsanwaltskammern. An die auf der Liste aufgeführ-
ten Kammern können sich auch Anwältinnen und An-
wälte wenden, die rechtliche Unterstützung anbieten
möchten.5

5 CCBE Liste von Rechtshilfe-Anlaufstellen in Europa.

In zwei Sonderausgaben des Newsletters „Nachrichten
aus Berlin“ zum Ukraine-Krieg6

6 Sondernewsletter v. 1.3.2022 und v. 29.3.2022.

wurden u.a. ein Spen-
denaufruf der ukrainischen nationalen Anwaltsassozia-
tion7

7 https://www.brak.de/newsroom/newsletter/nachrichten-aus-berlin/2022/sondern
ewsletter-1/ukrainische-anwaltschaft-bittet-um-unterstuetzung/.

sowie Hinweise auf Unterstützungsmöglichkeiten
und Benefiz-Veranstaltungen publiziert. Auch der Pod-
cast „(R)ECHT INTERESSANT!“ widmete sich in einer
Sonderausgabe dem Krieg in der Ukraine und stellte
darin auch Hilfsangebote der Rechtsanwaltskammern
vor.8

8 https://www.brak.de/newsroom/podcast/podcast-recht-interessant/sonderfolge-st
andwithukraine-von-anwaltschaft-zu-anwaltschaft/.

Anfang Mai startete der Bundesverband der Freien Be-
rufe e.V., dem die BRAK angehört, ein Jobportal für uk-
rainische Geflüchtete.9

9 https://freieberufe-jobportal.de.

Dort können alle freien Berufe,
auch die Anwaltschaft, Stellen anbieten; zudem gibt es
Informationen zum Arbeiten in Deutschland.

ANDERKONTEN
Nachdem seit Ende Januar zahlreichen10

10 Zur Zahl der Betroffenen s. die Umfrage der BRAK, vgl. Presseerkl. Nr. 3/2022 v.
16.2.2022.

Anwältinnen
und Anwälten durch ihre Banken die Sammelanderkon-
ten gekündigt wurden, hat sich die BRAK im Berichts-
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zeitraum weiterhin intensiv darum bemüht, in Gesprä-
chen mit dem Bundesministerium der Finanzen (BMF),
dem Bundesministerium der Justiz (BMJ), der Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BaFin) sowie
der Kreditwirtschaft eine für die Anwaltschaft gangbare
Lösung zu erreichen. Erste Fortschritte konnten dabei
erzielt werden.11

11 S. hierzu Paul, BRAK-Magazin 2/2022, 3 (Editorial) sowie ausführlich BRAK-News v.
24.3.2022 sowie v. 5.4.2022.

Die BRAK wird sich auch weiterhin en-
gagieren.

Anlass für die Banken, anwaltliche Sammelanderkonten
zu kündigen, waren im Wesentlichen die Nationale Risi-
koanalyse (NRA) sowie eine Änderung der Auslegungs-
und Anwendungshinweise (AuA) – Allgemeiner Teil der
BaFin. Die BaFin bekräftigte nachdrücklich, dass die
Streichung der Privilegierung von Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälten in ihren AuA die Kündigungen der
Banken weder bedinge noch intendiert gewesen sei. Die
Anwendung vereinfachter Sorgfaltspflichten sei keines-
wegs ausgeschlossen. Entscheidend bleibe nach wie vor
eine von der Bank vorzunehmende konkrete Risikoana-
lyse der Sammelanderkonten unter Heranziehung kon-
kreter Risikofaktoren.

Mit dem Thema befasste sich auch die Satzungsver-
sammlung in ihrer Sitzung am 29./30.4.2022. Sie be-
schloss, durch Streichung von § 4 I BORA klarzustellen,
dass nicht jede Anwältin und jeder Anwalt grundsätz-
lich und stets verpflichtet ist, ein (Sammel-)Anderkonto
zu unterhalten.12

12 Dazu BRAK-News v. 30.4.2022 sowie Nachr. aus Berlin 9/2022 v. 4.5.2022.

Die Vorschrift werde in der Literatur
unterschiedlich ausgelegt, § 43a V 2 BRAO lasse An-
wältinnen und Anwälten aber gerade die Wahl zwi-
schen unverzüglicher Weiterleitung der Gelder oder
Verwaltung auf einem Anderkonto. Der Beschluss der
Satzungsversammlung tritt gem. § 191e BRAO drei Mo-
nate nach seiner Veröffentlichung auf der Website der
BRAK in Kraft, sofern keine Beanstandung durch das
Bundesministerium der Justiz erfolgt.

SATZUNGSVERSAMMLUNG
Die 7. Satzungsversammlung kam am 29./30.4.2022
zu ihrer dritten Sitzung zusammen.13

13 Tagesordnung, Anträge und Beschlüsse unter https://www.brak.de/die-brak/satzun
gsversammlung/amtszeit-der-7-satzungsversammlung/#c9744.

Neben der eben
erwähnten Streichung von § 4 I BORA beschloss das
Plenum, einen neuen § 5a BORA einzuführen, der die in
§ 43f BRAO zum 1.8.2022 eingeführte Pflicht ausge-
staltet, innerhalb eines Jahres ab Zulassung zur Rechts-
anwaltschaft Kenntnisse im Berufsrecht nachzuweisen.

Ein Antrag zur Einführung eines Fachanwalts für Opfer-
rechte wurde intensiv und kontrovers diskutiert. Er er-
hielt – wie bereits in der letzten Legislaturperiode –
zwar eine Mehrheit, verfehlte jedoch das für eine Sat-
zungsänderung erforderliche Quorum.

Die Satzungsversammlung schuf außerdem einen neu-
en Ausschuss 8 – Modernisierung der BORA und der
FAO.14

14 Vgl. https://www.brak.de/die-brak/satzungsversammlung/ausschuesse-der-7-satzu
ngsversammlung/ausschuss-8-modernisierung-der-bora-und-der-fao.Seine Hauptaufgabe ist, die Regelungen ge-

schlechtergerecht zu formulieren, redaktionelle Anpas-
sungen einzuarbeiten und die aus der „großen BRAO-
Reform“ folgenden Änderungen im Recht der Berufs-
ausübungsgesellschaften zu integrieren.15

15 S. die Berichte in Nachr. aus Berlin 9/2022 v. 4.5.2022 sowie bei Nitschke, BRAK-
Magazin 3/2022, 9.

Die Beschlüsse der Satzungsversammlung werden nun
zunächst durch das Bundesjustizministerium geprüft.
Erfolgt von dort keine Beanstandung, treten sie drei
Monate nach ihrer Veröffentlichung auf der Website
der BRAK in Kraft (vgl. § 191e BRAO).

beA UND ERV
Die Bereitstellung und Weiterentwicklung des besonde-
ren elektronischen Anwaltspostfachs (beA) sowie des
elektronischen Rechtsverkehrs (ERV) bildeten auch im
Berichtszeitraum einen Arbeitsschwerpunkt der BRAK.

Weiterentwicklung des beA-Systems

Zum 1.4.2022 wurden die bisher geltenden Größen-
und Mengenbeschränkungen für Anhänge, die mit
einer beA-Nachricht versandt werden können, angeho-
ben: Seitdem können in einer Nachricht bis zu 200 An-
hänge mit insgesamt 100 MB versandt werden.16

16 Bislang gem. Ziff. 3 ERVB 2022 max. 100 Dateien und max. 60 MB; s. dazu beA-
Newsletter 3/2022 v. 3.3.2022.

Dies
regelt Ziff. 3 der 2. Bekanntmachung zu § 5 der Elektro-
nischer-Rechtsverkehr-Verordnung (2. ERVB 2022).17

17 BAnz AT 26.11.2021 B2.

Mit der Ende März ausgerollten beA-Version 3.11 wur-
de die beA-Webanwendung hieran angepasst.18

18 S. beA-Sondernewsletter 6/2022 v. 28.3.2022.

Per-
spektivisch sollen die Beschränkungen ab dem 1.1.
2023 nochmals angehoben werden, und zwar auf max.
2.000 Dateien und max. 200 MB in einer Nachricht
(vgl. Ziff. 3 S. 2 der 2. ERVB 2022).

Mit der beA-Version 3.11 wurden zugleich eine Reihe
von Verbesserungen für Nutzerinnen und Nutzer umge-
setzt.19

19 Dazu beA-Sondernewsletter 6/2022 v. 28.3.2022.

Eine wichtige Neuerung ist, dass beA-Nachrich-
ten in der Kommunikation unter Anwältinnen und An-
wälten nunmehr als „persönlich/vertraulich“ gekenn-
zeichnet werden können. Auf so gekennzeichnete Nach-
richten können nur die Inhaberin oder der Inhaber des
Postfachs selbst und von ihr/ihm ausdrücklich auch für
persönlich/vertrauliche Nachrichten berechtigte Perso-
nen zugreifen.

Vereinfacht wurde zudem die Anmeldung in der beA-
Webanwendung. Zudem werden nunmehr Signaturkar-
ten der Generation D-Trust 4.1 unterstützt.

Das beA-System wurde außerdem mit der Version 3.11
auf die Umstellung auf eine neue Generation von Chip-
karten durch die Bundesnotarkammer (BNotK) vorbe-
reitet. Die Zertifizierungsstelle der BNotK wird im Laufe
des Jahres sämtliche beA-Karten austauschen. Der wei-
teren Vorbereitung hierauf – u.a. durch die Implemen-
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tierung von Fernsignaturen20

20 Vgl. https://portal.beasupport.de/neuigkeiten/information-der-bundesnotarkammer.

– dient auch die Anfang
Mai ausgerollte beA-Version 3.12.21

21 Vgl. beA-Newsletter 5/2022 v. 2.5.2022 sowie beA-Newsletter 4/2022 v. 8.4.2022.

Über den bevorste-
henden Austausch der beA-Karten durch die Zertifizie-
rungsstelle der BNotK informierte die BRAK Anfang Mai
auch in einem an alle Anwältinnen und Anwälte gerich-
teten Schreiben.

Informationen zu beA und ERV für
Nutzerinnen und Nutzer

Um die Nutzung des verpflichtenden elektronischen
Rechtsverkehrs (ERV) durch Anwältinnen und Anwälte
sowie ihr Kanzleipersonal zu unterstützen, hat die BRAK
auch in diesem Berichtszeitraum eine Reihe von Informa-
tionsmaterialien rund um das beA und den ERV bereitge-
stellt.22

22 S. u.a. den beA-Newsletter sowie Nitschke, BRAK-Magazin 2/2022, 10 und BRAK-
Magazin 2/2022, 11.

Neu sind Video-Anleitungen, in denen wichtige
praktische Themen wie z.B. das Einräumen von Rechten
für eine Vertretung, die Abgabe eines elektronischen
Empfangsbekenntnisses oder die Ersatzeinreichung bei
technischen Störungen Schritt für Schritt erklärt werden.
Die Videos sind in der Mediathek des beA-Supportpor-
tals23

23 https://portal.beasupport.de/videos.

verfügbar; weitere Videos sind geplant.

Gesetzgebung zum ERV:
Online-Beglaubigungen und -Registeranmeldungen

Mit einer Ergänzung des Gesetzes zur Umsetzung der
Digitalisierungsrichtline sollen Online-Beglaubigungen
für Anmeldungen im Handelsregister künftig für alle
Rechtsträger und auch in weiteren Registern möglich
sein. Die bis zum 1.8.2022 umzusetzende Richtlinie (RL
(EU) 2019/1151) sieht u.a. die Verpflichtung zur Einfüh-
rung der Online-Gründung der GmbH und zu Online-
Verfahren bei Registeranmeldungen für Kapitalgesell-
schaften und Zweigniederlassungen vor. Entsprechende
Änderungen beinhaltet das zum 1.8.2022 in Kraft tre-
tende Gesetz zur Umsetzung der Digitalisierungsrichtli-
nie (DiRUG).24

24 S. dazu BRAK-Stn.-Nr. 4/2021 sowie Nachr. aus Berlin 2/2021 v. 27.1.2021.

Mit den nunmehr vorgeschlagenen ergänzenden Rege-
lungen soll die durch das DiRUG ermöglichte Online-
Gründung einer GmbH auch auf Sachgründungen er-
weitert werden. Zudem sollen Online-Beglaubigungen
zum Handelsregister nicht mehr nur für bestimmte, son-
dern für alle Rechtsträger und darüber hinaus auch für
Anmeldungen zum Partnerschafts-, Genossenschafts-
und Vereinsregister möglich sein. Die vorgeschlagenen
ergänzenden Regelungen befürwortet die BRAK in einer
aktuellen Stellungnahme.25

25 BRAK-Stn.-Nr. 15/2022; dazu Nachr. aus Berlin 7/2022 v. 6.4.2022.

BERUFS- UND RECHTSPOLITISCHE AKTIVITÄTEN
Anlässlich der Gründung des Bundesverbands der Wirt-
schaftskanzleien in Deutschland e.V. (BWD) Ende März
hat BRAK-Präsident Dr. Ulrich Wessels klargestellt,26

26 Statement des BRAK-Präsidenten v. 20.4.2022.

dass
er durch die Gründung des neuen Interessenverbands die

Einheit der Anwaltschaft nicht gefährdet sieht. Es gebe
noch weitere derartige Verbände innerhalb der Anwalt-
schaft, die sich speziellen Interessen widmen; aber alle
Anwältinnen und Anwälte, gleich wo sie arbeiten, seien
Organe der Rechtspflege, sicherten den Zugang zum
Recht und seien in ihrer Berufsausübung frei. Eine Kon-
kurrenz des neuen Verbands zur BRAK sieht Wessels
nicht: Die BRAK vertrete die Interessen der gesamten
deutschen Anwaltschaft, also auch der Kolleginnen und
Kollegen, die in Wirtschaftskanzleien tätig seien.

Außer zu dieser Entwicklung innerhalb der Anwalt-
schaft hat die BRAK im Berichtszeitraum auch zu einer
Reihe von Gesetzesvorhaben Stellung genommen.

Gewalt gegen Frauen und Mädchen

Die BRAK hat kritisch zu im Auftrag der Justizminister-
konferenz durch eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe erar-
beiteten Vorschlägen Stellung genommen,27

27 BRAK-Stn.-Nr. 10/2022; dazu auch Nachr. aus Berlin 5/2022 v. 9.3.2022.

mit denen
strafrechtliche und strafprozessuale Vorschriften ange-
passt werden sollen, um Gewalt gegen Frauen und
Mädchen besser bekämpfen zu können. Sie begrüßt
ausdrücklich, dass die anwaltliche Beratung bei der Ne-
benklage verbessert und erweitert werden soll und dass
die psychosoziale Prozessbegleitung von Zeugen und
Zeuginnen ausgebaut werden soll, die mutmaßlich Op-
fer von Gewalt- oder Sexualstraftaten wurden. Zu man-
chen Regelungsvorschlägen äußert die BRAK jedoch Be-
denken, die sie im Detail ausführt.

Virtuelle Hauptversammlungen für Aktiengesellschaften

Virtuelle Hauptversammlungen für Aktiengesellschaf-
ten sollen über die Corona-Pandemie hinaus dauerhaft
eingeführt werden. Den entsprechenden Referentenent-
wurf28

28 Referentenentwurf.

des BMJ begrüßt die BRAK in ihrer ausführlichen
Stellungnahme.29

29 BRAK-Stn.-Nr. 12/2022.

Die virtuelle Hauptversammlung ha-
be sich in der Praxis bewährt und sollte daher auch
über den 31.8.2022 hinaus lückenlos möglich sein. Zur
Ausgestaltung nimmt sie im Detail Stellung und äußert
dabei an einzelnen Stellen auch Kritik. Zwischenzeitlich
liegt auch der Regierungsentwurf des Gesetzes30

30 Regierungsentwurf; dazu Nachr. aus Berlin 9/2022 v. 4.5.2022.

vor, in
dem die Aktionärsrechte – etwa Rede- und Auskunfts-
rechte – im Vergleich zum Referentenentwurf deutlich
gestärkt wurden.

Abschaffung des Güterrechtsregisters

Zu den Plänen des BMJ, die Güterrechtsregister abzu-
schaffen, hat sich die BRAK in einer aktuellen Stellung-
nahme31

31 BRAK-Stn.-Nr. 13/2022; dazu Nachr. aus Berlin 7/2022 v. 6.4.2022.

positiv geäußert. In die bei den Amtsgerichten
geführten Güterrechtsregister werden auf Antrag von
Ehegatten Eintragungen über deren güterrechtliche
Verhältnisse vorgenommen. Von dem damit verbunde-
nen Schutz des Rechtsverkehrs wird jedoch in der Praxis
nur noch selten Gebrauch gemacht. Bei einer Beibehal-
tung des Güterrechtsregisters wäre eine Zentralisierung
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und Digitalisierung unabdingbar, aber angesichts um-
fangreicher und lang aufzubewahrender Altbestände
von Papierakten sehr aufwändig.

Wiederaufnahme nach Freispruch

Das umstrittene Gesetz zur Herstellung materieller Ge-
rechtigkeit ist am 30.12.2021 in Kraft getreten. § 362
Nr. 5 StPO erlaubt nunmehr die Wiederaufnahme eines
bereits durch Freispruch abgeschlossenen Strafverfah-
rens bei Mord und bestimmten völkerstrafrechtlichen
Delikten auch dann, wenn neue Beweismittel eine Ver-
urteilung hoch wahrscheinlich erscheinen lassen; dies
ergänzt die nur in Härtefällen eingreifenden Wiederauf-
nahmegründe.

Der Bundespräsident hatte nach Unterzeichnung des
Gesetzes erhebliche verfassungsrechtliche Bedenken an
dem Gesetz geäußert und angeregt, dieses erneut im
Bundestag zu prüfen. Auch Bundesjustizminister Dr.
Marco Buschmann sprach sich für eine erneute Überprü-
fung des Gesetzes aus.32

32 Vgl. Nachr. aus Berlin 1/2022 v. 12.1.2022.

Mit Blick auf die im Raum ste-
hende Überprüfung des Gesetzes hat die BRAK in einer
ausführlichen Stellungnahme33

33 BRAK-Stn.-Nr. 14/2022; dazu Nachr. aus Berlin 7/2022 v. 6.4.2022 und zum Ge-
setzgebungsverfahren Presseerkl. Nr. 7/2022 v. 2.6.2021.

dargelegt, weshalb sie
den neuen § 362 Nr. 5 StPO für verfassungswidrig hält.

GUTACHTEN FÜR BUNDESGERICHTE
Auf Anfrage des BVerfG34

34 Vgl. § 177 II Nr. 5 BRAO.

hat die BRAK zu einer Vorla-
gefrage des BFH35

35 BFH, Beschl. v. 11.12.2013 – I R 4/13.

zur Behandlung von Zinsen auf Ge-
sellschafterdarlehen im Rahmen von Doppelbesteue-
rungsabkommen Stellung36

36 BRAK-Stn.-Nr. 9/2022.

genommen. Der BFH hält
§ 50d X 1 EStG für verfassungswidrig, weil danach Zin-
sen für Gesellschafterdarlehen zum Zwecke der Anwen-
dung von Doppelbesteuerungsabkommen (hier: zwi-
schen Deutschland und Italien) ausschließlich als Unter-
nehmensgewinne gelten, obwohl das Besteuerungs-
recht für die Vergütungen in solchen Abkommen völker-
rechtlich dem Ansässigkeitsstaat des Zahlungsempfän-
gers zugewiesen wird und Deutschland nach Auffas-
sung des BFH lediglich ein Quellensteuerrecht zusteht.

Die BRAK hält den Teil der Vorlage des BFH, der die un-
terschiedlichen Fassungen von § 50d X 1 EStG betrifft,
für nicht zulässig, weil insoweit ein treaty override vor-
liege; jedenfalls aber sei die Vorlage insoweit nicht be-
gründet. Soweit die Vorlage des BFH § 52 LIXa 8 EStG
in der 2009 geltenden Fassung des Amtshilferichtlinien-
Umsetzungsgesetzes betrifft, hält die BRAK sie für zu-
lässig und begründet, weil die Vorschrift aus ihrer Sicht
gegen das Rückwirkungsverbot verstößt.

INFORMATIONEN DER BRAK
Versicherungspflicht für Berufsausübungsgesellschaften

Mit dem Gesetz zur Neuregelung des Berufsrechts der
anwaltlichen und steuerberatenden Berufsausübungs-

gesellschaften sowie zur Änderung weiterer Vorschrif-
ten im Bereich der rechtsberatenden Berufe treten zum
1.8.2022 umfassende Änderungen des anwaltlichen
Berufsrechts in Kraft. Einer der Kernpunkte der Reform
ist, dass Berufsausübungsgesellschaften dann auch
selbst Träger berufsrechtlicher Pflichten sein werden
und ein eigenes besonderes elektronisches Anwalts-
postfach (beA) erhalten. Die BRAK hat dazu Antworten
zu häufig gestellten Fragen (FAQ) veröffentlicht.37

37 FAQ zur Versicherungspflicht für Berufsausübungsgesellschaften; dazu auch
Dahns, BRAK-Magazin 3/2022, 14; zur Versicherungspflicht von LLPs s. Zimmer-
mann/Dörne, BRAK-Mitt. 2022, 74.

Facebook Fanpages von Kanzleien

Aus Sicht der Datenschutzkonferenz ist ein datenschutz-
konformer Betrieb von Facebook Fanpages nicht mög-
lich. Sie haben daher angekündigt, bei öffentlichen Stel-
len darauf hinzuwirken, dass diese ihre entsprechenden
Angebote einstellen. Mittelfristig könnte es auch zu Be-
anstandungen gegenüber privaten Verantwortlichen
kommen, und damit auch gegenüber Anwältinnen und
Anwälten, die für ihre Kanzleien Facebook Fanpages be-
treiben, etwa aufgrund von Beschwerden Betroffener.
Die BRAK hat Informationen für Kanzleien in einem
Merkblatt zusammengestellt.38

38 Merkblatt der BRAK zu Facebook Fanpages; s. auch Nachr. aus Berlin 8/2022 v.
20.4.2022.

Corona-Arbeitsschutzverordnung

Die BRAK hat ihre Informationen für Anwältinnen und An-
wälte zur Ende März geänderten Corona-Arbeitsschutz-
verordnung aktualisiert. Sie berücksichtigen nunmehr u.a.
Basisschutzmaßnahmen und den Wegfall der Homeoffice-
Pflicht. Die Informationen sind damit auf dem Stand der
vom Bundesministerium für Arbeit und Soziales zum 20.3.
2022 neu gefassten SARS-CoV-2-Arbeitsschutzverordnung
(Corona-ArbSchV). Die Verordnung gilt auch für Anwältin-
nen und Anwälte, soweit sie Arbeitgeber sind.39

39 BRAK-Informationen zur Corona-Arbeitsschutzverordnung (Stand: März 2022).

PODCASTS DER BRAK
Im Berichtszeitraum erschienen mehrere neue Folgen
des Podcasts „(R)ECHT INTERESSANT“.40

40 S. die Übersicht auf S. XIV (Aktuelle Hinweise).

Der internationale Podcast „One World – one Legal Pro-
fession“ veröffentlichte im Berichtszeitraum keine neu-
en Folgen. Dafür erschien ein 15-minütiger Beitrag im
algerischen Fernsehsender Echorouk News. Riad Khalil
Hassanain, Leiter des Referats Nordafrika in der inter-
nationalen Abteilung der BRAK, und Fayçal Drioueche,
Berater der Rechtsanwaltskammer Algier, erläutern die
Aufgaben ihrer jeweiligen Organisation und geben
einen Einblick in die Situation der Anwaltschaft in ihren
Ländern sowie in geplante gemeinsame Projekte. Dabei
geht es u.a. um Digitalisierung und um berufliche Aus-
und Weiterbildung. Der Beitrag ist in arabischer Spra-
che mit deutschen Untertiteln auf der Website der
BRAK abrufbar.41

41 TV-Beitrag auf Echorouk News (arabisch mit deutschen Untertiteln).
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https://www.brak.de/newsroom/newsletter/nachrichten-aus-berlin/2022/ausgabe-8-2022-v-2042022/facebook-fanpages-merkblatt-der-brak-zur-nutzung-durch-anwaltskanzleien/
https://www.brak.de/fileadmin/01_ueber_die_brak/aus-der-arbeit-der-ausschuesse/BRAK-AS_ArbR_Hinweise_Corona-ArbSchV_Stand_M%C3%A4rz_2022_2022-04-07.pdf
https://www.brak.de/newsroom/news/nordafrika-anwaltlicher-erfahrungsaustausch-zwischen-algerien-und-deutschland/


SCHLICHTUNGSSTELLE DER RECHTSANWALTSCHAFT
In seiner konstituierenden Sitzung am 25.4.2022 hat
der neu formierte Beirat der Schlichtungsstelle der
Rechtsanwaltschaft BRAK-Schatzmeister Michael Then
erneut zum Vorsitzenden gewählt. Then hatte dieses
Amt bereits seit 2018 inne. Zum stellvertretenden Vor-
sitzenden des Beirats wurde DAV-Vizepräsident Martin
Schafhausen gewählt.41

41 Pressemitteilung der Schlichtungsstelle v. 25.4.2022; s. auch Nachr. aus Berlin 9/
2022 v. 4.5.2022.

Der Beirat der Schlichtungsstelle berät diese in allen für
das Schlichtungsverfahren wesentlichen Fragen. Ihm
gehören neun Mitglieder an, die aus der BRAK, den
Rechtsanwaltskammern, Verbänden der Anwaltschaft
und der Verbraucher sowie aus der Versicherungswirt-
schaft und der Politik stammen.

STAR-UNTERSUCHUNG
Das Statistische Berichtssystem für Rechtsanwältinnen
und Rechtanwälte (STAR) hat Anfang Mai eine neue

Umfrage gestartet; Thema ist der Einsatz von nicht-ju-
ristischem Fachpersonal in Kanzleien. STAR wurde im
Jahr 1993 im Auftrag der BRAK vom Institut für Freie
Berufe (IFB) in Nürnberg ins Leben gerufen. Ziel der in
regelmäßigen Abständen42

42 Zu den Ergebnissen von STAR 2020 erschien ein Schwerpunkt in BRAK-Mitt. und
BRAK-Magazin 2/2022, die Beiträge sind hier verlinkt.

durchgeführten empiri-
schen Erhebung ist es, die berufliche und wirtschaft-
liche Lage in der deutschen Anwaltschaft zu ergründen
und neue Entwicklungen zu erkennen. Die Umfrage
wurde neu gestaltet: In diesem Jahr wird ausschließlich
nicht-juristisches Fachpersonal thematisiert, wirtschaft-
liche Kennzahlen werden in der folgenden Umfrage wie-
der erhoben.

Die Umfrage erfolgt anonym und komplett digital. Eine
Teilnahme ist bis zum 31.7.2022 möglich.43

43 https://ww3.unipark.de/uc/wfunk_Friedrich-Alexander-Univer/3847/.

DIE BRAK IN BRÜSSEL
RECHTSANWÄLTIN ASTRID GAMISCH, LL.M. UND ASS. JUR. SARAH PRATSCHER, BRAK, BRÜSSEL

Der nachfolgende Beitrag gibt einen Überblick über die
Tätigkeit der BRAK auf europäischer Ebene im März
und April 2021.

RICHTLINIENVORSCHLAG FÜR EIN
LIEFERKETTENGESETZ
Die Europäische Kommission hat am 23.2.2022 einen
Richtlinienvorschlag für ein EU-Lieferkettengesetz veröf-
fentlicht.1

1 https://ec.europa.eu/commission/presscorner/detail/de/ip_22_1145.

Mithilfe des Richtlinienvorschlags sollen Un-
ternehmen Rechtssicherheit in Bezug auf ihre Nachhal-
tigkeitspflichten im Binnenmarkt erlangen und dem ge-
stiegenen Interesse der Verbraucherinnen und Verbrau-
cher an Nachhaltigkeit und Fairness Rechnung getra-
gen werden. Insbesondere Kinder- und Zwangsarbeit
sollen verringert oder abgestellt werden. Die Strategie
orientiert sich an den vier Elementen des universellen
Konzepts menschenwürdiger Arbeit der Internationalen
Arbeitsorganisation. Die EU will so eine Vorreiterrolle
weltweit in Bezug auf Unternehmensverantwortung
und Transparenz erreichen. Die BRAK erwägt, dazu Stel-
lung zu nehmen.

AUSSERGERICHTLICHTE BEILEGUNG VON
VERBRAUCHERRECHTSSTREITIGKEITEN UND
GRENZÜBERSCHREITENDE DURCHSETZUNG
Die Europäische Kommission hat am 4.4.2022 eine öf-
fentliche Konsultation zu dem Thema außergerichtliche

Beilegung von Verbraucherrechtsstreitigkeiten2

2 https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13417-A
u%C3 %9Fergerichtliche-Beilegung-von-Verbraucherrechtsstreitigkeiten-Bericht-/p
ublic-consultation_de.

und
grenzüberschreitende Durchsetzung im Verbraucher-
schutz veröffentlicht.3

3 https://ec.europa.eu/info/law/better-regulation/have-your-say/initiatives/13430-Ver
braucherschutzrecht-grenzuberschreitende-Durchsetzung/public-consultation_de.

Die Kommission beabsichtigt, mit
Hilfe der Ergebnisse aus der Konsultation jeweils einen
Bericht über die Umsetzung von EU-Rechtsvorschriften
über die alternative Streitbeilegung und die Online-
Streitbeilegung sowie über die Verordnung über die Zu-
sammenarbeit im Verbraucherschutz (CPC-Verordnung)
zu verfassen. Es soll ermittelt werden, wie diese Instru-
mente in Zukunft für die Anwendung auf Verbraucher-
rechtsstreitigkeiten mit geringem Wert verbessert wer-
den können und die CPC-Verordnung effektiver gestal-
tet und umgesetzt werden kann. Die BRAK erwägt, da-
zu Stellung zu nehmen.

EU-KONSULTATION ÜBER DIE ZWANGSLIZENZIERUNG
VON PATENTEN
Die BRAK hat sich an der Konsultation der Europäi-
schen Kommission über eine Initiative für die Zwangsli-
zenzierung von Patenten beteiligt. Diese zielt darauf ab,
die den Rahmen für Zwangslizenzierungen von Paten-
ten in den Mitgliedstaaten und der EU einheitlicher zu
regeln und umzusetzen. Dadurch sollen effizient EU-
weite Krisen einschließlich Gesundheitskrisen bewältigt
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werden. Geprüft werden soll zudem die Effizienz des
derzeitigen EU-Verfahrens für die Zwangslizenzierung
von Patenten für die Ausfuhr in Länder mit Problemen
im Bereich der öffentlichen Gesundheit (Verordnung
(EG) Nr. 816/2006). Die Kommission schlägt nun nicht-
legislatives oder legislatives Tätigwerden vor, was ggf.
kombiniert werden kann.

In ihrer Stellungnahme4

4 BRAK-Stn.-Nr. 19/2022.

unterstreicht die BRAK zu-
nächst die Gemeinwohlorientierung des Patentschut-
zes. Dieser dürfe nicht erodiert werden. Das Patentsys-
tem sei nicht der einzige, aber ein maßgeblicher und
bewährter Anreiz für Innovation. Es dürfe bei allen Be-
mühungen um eine Neubestimmung der Grenzen nicht
in seiner Substanz gefährdet werden. Daher müsse zu-
nächst eine Zielsetzung der Initiative geschaffen wer-
den, dazu werden Überlegungen zum Verständnis von
Krisenbewältigung angestellt. Als enteignungsgleicher
Eingriff dürfte eine staatliche Nutzungsanordnung nur
in besonderen, krisenhaften Situationen als letztes Mit-
tel zur Anwendung kommen. Sie könne daher nicht als
rechtliches Mittel in Betracht gezogen werden, um ge-
nerell wünschenswerte neue Technologien zum Einsatz
zu bringen.

Gegeneinander abgewogen werden müssten zudem
zur EU-weiten Harmonisierung der Regulierung einer-
seits die Fixierung materiell-rechtlich bindender einheit-
licher Standards für die Bejahung etwa eines öffent-
lichen Interesses durch die EU und die anschließende
Ratifikation durch die Mitgliedstaaten und andererseits
der Rekurs auf die Möglichkeit der einheitlichen Fest-
stellung eines öffentlichen Interesses durch eine überre-
gionale Behörde. Bei allen Überlegungen zugunsten
einer Harmonisierung auf EU-Ebene dürfe schließlich
die Relevanz dieser Frage für das internationale Patent-
system und den internationalen Erfindungsschutz nicht
übersehen werden. Jede Harmonisierung sollte auch

nicht-europäische Patentrechtsordnungen berücksichti-
gen, um Wettbewerbsnachteile von Wettbewerbern in
der EU zu vermeiden.

VORSCHLÄGE DER EUROPÄISCHEN KOMMISSION FÜR
ÜBERARBEITETE HORIZONTAL-GRUPPENFREISTELLUNGS-
VERORDNUNGEN
Die BRAK hat sich zudem an der Konsultation der Euro-
päischen Kommission über ihre Vorschläge für überar-
beitete Horizontal-Gruppenfreistellungsverordnungen
(HGVO), nämlich die Verordnung (EU) Nr. 1217/2010
(Gruppenfreistellungsverordnung für Vereinbarungen
für Forschung und Entwicklung – FuE-GVO) und die Ver-
ordnung (EU) Nr. 1218/2010 (Gruppenfreistellungsver-
ordnung für Spezialisierungsvereinbarungen – Spezial-
isierungs-GVO) und über die horizontalen Leitlinien be-
teiligt. Die im Vorfeld von der Kommission durchgeführ-
te öffentliche Konsultation, an der die BRAK teilgenom-
men hatte,5

5 Dazu BRAK-Stn.-Nr. 12/2019.

hat Handlungsbedarf offengelegt. Gestei-
gert werden sollen nun die Effektivität, Relevanz und
Kohärenz der Verordnungen.

Die BRAK setzt sich in ihrer Stellungnahme6

6 BRAK-Stn.-Nr. 17/2022.

mit F&E-
(Forschung und Entwicklungs-)Vereinbarungen sowie
mit Standardentwicklung im IPR-Kontext auseinander.
In Bezug auf die F&E-Vereinbarungen thematisiert sie
die Dauer der Ausnahme des Entwurfs und die Anwen-
dung des Innovationswettbewerbs in diesem Zusam-
menhang. Letzteres hält die BRAK für praktisch kaum
anwendbar. Hinsichtlich der Standardentwicklung be-
grüßt die BRAK die Neuerungen, welche auf die Recht-
sprechung des EuGH zurückgehen. Diese seien jedoch
noch nicht ausreichend. Besonders problematisch er-
scheint hier die Beschränkung der Verantwortung von
Standardentwicklungsorgansationen für das Verhalten
ihrer Mitglieder hinsichtlich Art. 101 AEUV.

DIE BRAK INTERNATIONAL
RECHTSANWÄLTINNEN DR. VERONIKA HORRER, LL.M., UND SWETLANA SCHAWORONKOWA, LL.M., UND
RECHTSANWALT RIAD KHALIL HASSANAIN, BRAK, BERLIN

Der nachfolgende Beitrag gibt einen Überblick über die
Tätigkeit der BRAK im internationalen Bereich im März
und April 2022.

ZWEITES BMZ-GESPRÄCH ZUR RECHTSSTAATS- UND
DEMOKRATIEFÖRDERUNG
Am 9.3.2022 richtete das Bundesministerium für wirt-
schaftliche Entwicklung und Zusammenarbeit (BMZ)
eine virtuelle Gesprächsrunde aus. Eröffnet wurde die
Gesprächsrunde durch die Referatsleiterin Martina
Metz (BMZ) sowie Achim Johannsen (BMZ). Sodann

wurden Impulsvorträge zum Thema „Empfehlungen für
deutsche Demokratieförderung von morgen“ gehalten.

An der Gesprächsrunde nahm für die BRAK Riad Khalil
Hassanain teil. Teilnehmer waren u.a. Akteure der Ent-
wicklungszusammenarbeit wie etwa der GIZ Governan-
ce Fonds sowie auch politische Stiftungen, die sich im
Bereich der Rechtsstaatsförderung engagieren. Die Ge-
sprächsrunde war inhaltlich stark von der Machtüber-
nahme der Taliban in Afghanistan und das damit ein-
hergehende Erliegen der Entwicklungszusammenarbeit
in dem Land geprägt. Insoweit wurde versucht, selbst-
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kritisch zu hinterfragen, ob die Ansätze der Entwick-
lungszusammenarbeit noch zeitgemäß sind oder einer
Reform bedürfen. Auch wurde versucht, Ansätze für Sy-
nergieeffekte bei der Zusammenarbeit der verschiede-
nen staatlichen und nichtstaatlichen Institutionen he-
rauszuarbeiten. Darüber hinaus wurden Einschätzun-
gen der Entwicklungszusammenarbeit durch die Ge-
sprächsteilnehmer zusammengetragen. Ein wichtiges
Fazit war die bessere Abstimmung durch die Akteure
sowie eine vielfältigere Zusammenarbeit unter stärke-
rer Berücksichtigung der Zivilgesellschaft.

BRAK/IRZ ONLINE-WORKSHOP VIETNAM
Am 14. und 15.3.2022 richteten die BRAK und die
Deutsche Stiftung für internationale rechtliche Zusam-
menarbeit e.V. (IRZ) gemeinsam mit der Vietnam Bar
Federation einen Online-Workshop zum Thema „Law-
yers‘ consultancy skills on negotiating and drafting
M&A contracts and transfer of real estate projects in
the context of market economy and international inte-
gration” aus.

Die Veranstaltung traf mit 170 Teilnehmenden aus der
vietnamesischen Anwaltschaft auf große Resonanz.
Rechtsanwalt Truong Nhat Quang, Mitglied des Natio-
nalen Anwaltrats von Vietnam, stellte zunächst den
M&A-Markt in Vietnam vor und sprach dann über
Trends und aktuelle Rechtsfragen in diesem Zusammen-
hang. Die deutsche Perspektive stellte Rechtsanwalt Dr.
Jan Valentin Deichsel vor. Am zweiten Veranstaltungs-
tag präsentierte der vietnamesische Experte Rechtsan-
walt Tran Tuan Phong zunächst zum Thema „Foreign in-
vestment and transactions of land and real estate in Vi-
etnam“. Die deutschen Regelungen erläuterte Rechts-
anwalt beim BGH Prof. Dr. Volkert Vorwerk, Honorar-
professor an der Universität Hannover und Vorsitzen-
der des Schuldrechtsausschusses der BRAK. Das Gruß-
wort sprach BRAK-Vizepräsident Dr. Christian Lemke.

KROATISCHER ANWALTSTAG
Am 17. und 18.3.2022 hat der 38. kroatische Anwalts-
tag stattgefunden, an dem Geschäftsführerin Dr. Vero-
nika Horrer für die BRAK teilnahm. Zum kroatischen An-
waltstag kommen traditionell zahlreiche Vertreterinnen
und Vertreter der Anwaltschaften aus Mittel- und Ost-
europa sowie aus dem Westbalkan. Auch in diesem
Jahr waren Präsidentinnen und Präsidenten bzw. Mit-
glieder der Präsidien der Kammern Sloweniens, der Slo-
wakei, der Tschechischen Republik, Mazedoniens, Po-
lens sowie Serbiens anwesend. Auch der amtierende
CCBE-Präsident James MacGuill nahm an der Veran-
staltung teil.

Das Thema der Konferenz war „Continuing Legal Edu-
cation – a precondition and a guarantee of the succes-
sful practice of the legal profession”. Die kroatische An-
waltskammer setzt sich aktuell für die Einführung der
allgemeinen sanktionierten Fortbildungspflicht für kroa-
tische Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte ein. In
einer Podiumsdiskussion mit Vertreterinnen und Vertre-

tern des kroatischen Justizministeriums, der Präsidentin
der kroatischen Anwaltsakademie und Mitgliedern des
Präsidiums der kroatischen Kammer wurden die Moda-
litäten der möglichen Fortbildungspflicht diskutiert. Ver-
treterinnen und Vertreter der Anwaltschaften aus der
Tschechischen Republik und aus der Slowakei berichte-
ten über die Fortbildungspflicht in ihren Ländern, Dr.
Veronika Horrer (BRAK) berichtete über die deutsche
Rechtslage.

BRAK/LAWASIA ONLINE-VERANSTALTUNG „ADVOCACY
IN TIMES OF POLITICAL CHANGE”
Am 24.3.2022 luden die BRAK und die LAWASIA zu
einer weiteren gemeinsam organisierten Online-Veran-
staltung. Das Grußwort sprach BRAK-Vizepräsident Dr.
Christian Lemke. Knapp 150 Teilnehmende aus über 20
Jurisdiktionen schalteten sich zu. Es war die erste Ver-
anstaltung, bei der die Max Planck Foundation for Inter-
national Peace and the Rule of Law sowie LexisNexis als
Partnerorganisationen mitwirkten.

Fünf Panelistinnen und Panelisten aus Malaysia, Polen,
Nepal, Myanmar und Sri Lanka stellten ihre Sichtweise
und Situation in den jeweiligen Jurisdiktionen vor. Zu-
nächst sprachen Mandira Sharma, International Com-
mission of Jurists, und Miriam Chinnappa, Internatio-
nal Bridges to Justice, über die derzeitige Situation des
Rechtssystems und der Anwaltschaft in Myanmar und
stellten die Arbeit ihrer Organisationen vor Ort vor. Im
Anschluss berichtete Agata Bzdyn, Menschenrechtsan-
wältin aus Polen und Mitglied des Ausschusses für
Menschenrechte des Council of Bars and Law Societies
of Europe (CCBE), über die Situation in Polen. Steven
Thiru, ehemaliger Präsident der Malaysian Bar und Vi-
zepräsident der LAWASIA führte aus, wie wichtig eine
Vernetzung der Anwaltschaft auf nationaler und inter-
nationaler Ebene ist. Er erläuterte die Aufgaben und
Rollen von nationalen und internationalen Anwaltsor-
ganisationen in diesem Zusammenhang.

UKRAINE-KRIEG: DIE BRAK UND DIE TSCHECHISCHE
ANWALTSKAMMER TAUSCHEN SICH ÜBER DIE
ANWALTLICHEN INITIATIVEN AUS
Am 13. und 14.4.2022 haben die BRAK-Geschäftsführe-
rinnen Dr. Veronika Horrer und Kristina Trierweiler am
Fachgespräch mit den Mitgliedern des Vorstandes der
tschechischen Rechtsanwaltskammer teilgenommen.
Von der tschechischen Seite waren anwesend: Toni Mo-
kri (Vorstandsmitglied, ehem. CCBE-Präsident), Lucie
Dolanska Banyaiova (Vorstandsmitglied), Eva Indrucho-
va (Leiterin Internationales) und Lenka Vojirova (Infor-
mation Officer der tschechischen Delegation beim
CCBE).

Ziel des Treffens war der Austausch über die anwalt-
lichen Initiativen zu Hilfsmaßnahmen für die ukraini-
sche Anwaltschaft und zur Bewältigung der Flüchtlings-
krise in Folge des Ukraine-Krieges. Themen waren dabei
die Implementierung der CCBE-Initiative der „contact
points“ sowie die einzelnen Initiativen der regionalen
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deutschen Rechtsanwaltskammern. Die tschechische
Kammer hat Fortbildungsveranstaltungen für ihre Mit-
glieder zum Thema juristische Erste Hilfe für Flüchtlinge
erfolgreich durchgeführt und sieht gerade einen Bedarf
an der Fortbildung ihrer Mitglieder zum Thema Doku-
mentierung von Menschenrechtsverletzungen und Be-
weissicherung für die spätere Verfolgung. Die BRAK
wurde angefragt, ob von deutscher Seite solche Überle-
gungen auch angestellt werden und ob sich ein deut-
scher Kollege finden würde, um an einer solchen
deutsch-tschechischen Schulung teilzunehmen.

Die tschechische Kammer stellte das Online-Portal HELP
des Europarats vor. Die Kammer hat dazu einen umfas-
senden Beitrag zum Asylrecht erarbeitet, der in viele
Sprachen übersetzt werden soll. Schließlich wurde über
die Aufnahme ukrainischer Kolleginnen und Kollegen in
die tschechische bzw. deutsche Anwaltschaft diskutiert
sowie das Prinzip der Law/Legal Clinics, die in Deutsch-
land in die Ukraine-Hilfe eingebunden sind, erläutert.

RECHTSSTAATSPROGRAMM FÜR SÜDOSTEUROPA
DER KONRAD-ADENAUER-STIFTUNG
Am 19. und 20.4.2022 haben Ilona Treibert, Präsidentin
der Rechtsanwaltskammer Bamberg, und BRAK-Ge-
schäftsführerin Dr. Veronika Horrer das Büro der Kon-
rad-Adenauer-Stiftung (KAS) und die rumänische
Rechtsanwaltskammer in Bukarest im Rahmen des

Rechtsstaatsvorhabens der KAS in Südosteuropa be-
sucht. Sie trafen sich mit den Teilnehmenden des Lea-
ders-for-Justice-Programms der KAS und führten Ge-
spräche zur Juristenausbildung, zum Kammersystem,
zu Kammer- und Satzungsversammlungswahlen in
Deutschland und Rumänien, zu den Wünschen der jun-
gen rumänischen Anwältinnen und Anwälte an ihre
Kammer, zu der Anwaltsausbildung in Rumänien und
Deutschland etc.

Die jungen Kolleginnen und Kollegen brennen darauf,
sich in der Selbstverwaltung zu engagieren und ihre
Sicht auf den Anwaltsberuf dort einzubringen. Zwei der
Teilnehmenden haben sich bereits in die rumänische
Satzungsversammlung wählen lassen und setzen sich
dort für die Veränderung der Anwaltsausbildung ein.
Die deutschen Vertreterinnen besuchten gemeinsam
mit der KAS auch das Büro der rumänischen Kammer,
das sich im Justizpalast gemeinsam mit einem OLG be-
findet und führten das Gespräch mit dem Vizepräsiden-
ten, Dr. Ion Dragne, und dem Leiter der Anwaltsakade-
mie, Dr. Dan Oancea.

Die Vertreter der rumänischen Kammer haben es sehr
begrüßt, dass die KAS nun auch Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälte in das Rechtsstaatsprogramm auf-
genommen hat und äußerten ihre Bereitschaft, sich ger-
ne an den gemeinsamen Projekten der KAS und der
BRAK in Rumänien zu beteiligen.

AMTLICHE BEKANNTMACHUNGEN
BESCHLÜSSE DER 2. SITZUNG DER 7. SATZUNGSVERSAMMLUNG
BEI DER BUNDESRECHTSANWALTSKAMMER AM 6.12.2021

Beschlüsse zur Fachanwaltsordnung
I. § 1 FAO wird wie folgt geändert:
Fachanwaltsbezeichnungen können gemäß § 43c I 2
Bundesrechtsanwaltsordnung für Verwaltungsrecht,
Steuerrecht, Arbeitsrecht und Sozialrecht verliehen wer-
den. Weitere Fachanwaltsbezeichnungen können für Fa-
milienrecht, Strafrecht, Insolvenz- und Sanierungsrecht,
Versicherungsrecht, Medizinrecht, Miet- und Woh-
nungseigentumsrecht, Verkehrsrecht, Bau- und Archi-
tektenrecht, Erbrecht, Transport- und Speditionsrecht,
gewerblichen Rechtsschutz, Handels- und Gesell-
schaftsrecht, Urheber- und Medienrecht, Informations-
technologierecht, Bank- und Kapitalmarktrecht, Agrar-
recht, Internationales Wirtschaftsrecht, Vergaberecht,
Migrationsrecht sowie Sportrecht verliehen werden.
Wer die Erlaubnis zur Führung der Fachanwaltsbezeich-
nung für Insolvenzrecht besitzt, darf alternativ die Fach-
anwaltsbezeichnung für Insolvenz- und Sanierungsrecht
führen.

II. § 5 I Buchst. g) FAO wird wie folgt neu gefasst:
g) Insolvenz- und Sanierungsrecht
1. Mindestens 5 eröffnete Verfahren aus dem ersten bis
sechsten Teil der InsO als Insolvenzverwalter oder als
Verfahrenskoordinator gemäß § 269e InsO; in zwei Ver-
fahren muss der Schuldner bei Eröffnung mehr als fünf
Arbeitnehmer beschäftigen;
2. 60 Fälle aus mindestens sieben der in § 14 Nr. 1 und
2 bestimmten Gebiete.
3. Die in Nr. 1 bezeichneten Verfahren können wie folgt
ersetzt werden:
a) Jedes Verfahren mit mehr als fünf Arbeitnehmern
durch sechs Verfahren als Sachwalter nach § 270 InsO,
als vorläufiger Insolvenzverwalter, als vorläufiger Sach-
walter gemäß § 270b InsO, als Restrukturierungsbeauf-
tragter gemäß § 74 StaRUG oder § 78 StaRUG, als Sa-
nierungsmoderator gemäß § 94 StaRUG, als Sanie-
rungsgeschäftsführer bzw. Sanierungsgeneralbevoll-
mächtigter oder als Vertreter des Schuldners im Insol-
venz- oder gerichtlichen Restrukturierungsverfahren.
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b) Jedes andere Verfahren durch zwei der in Buchstabe
a) genannten Verfahren.
4. Außerdem sind für jedes zu ersetzende Verfahren
weitere acht Fälle aus den in § 14 Nr. 1 und 2 bestimm-
ten Gebieten nachzuweisen.

III. § 14 FAO wird wie folgt neu gefasst:

§ 14 Nachzuweisende besondere Kenntnisse im
Insolvenz- und Sanierungsrecht

Für das Fachgebiet Insolvenz- und Sanierungsrecht sind
besondere Kenntnisse nachzuweisen in den Bereichen:

1. Materielles Insolvenz- und Sanierungsrecht
a) Insolvenzgründe und Wirkungen des Insolvenzantrags
b) Wirkungen der Verfahrenseröffnung
c) Das Amt des vorläufigen Insolvenzverwalters und des
Insolvenzverwalters, des vorläufigen Sachwalters und
des Sachwalters, des Verfahrenskoordinators, des Re-
strukturierungsbeauftragten sowie des Sanierungsmo-
derators
d) Vermögenssicherung und Stabilisierung sowie Ver-
waltung der Masse
e) Aussonderung, Absonderung und Aufrechnung im In-
solvenzverfahren
f) Abwicklung und Gestaltung von Rechtsverhältnissen
g) Insolvenzgläubiger
h) Insolvenzanfechtung
i) Arbeits- und Sozialrecht in der Insolvenz
j) Steuerrecht in der Insolvenz
k) Gesellschaftsrecht in der Insolvenz
l) Insolvenzstrafrecht
m) Grundzüge des internationalen Insolvenzrechts

2. Verfahrensrecht
a) Insolvenzeröffnungsverfahren
b) Regelverfahren
c) Restrukturierungs- und Insolvenzplan
d) Verbraucherinsolvenz
e) Restschuldbefreiungsverfahren
f) Sonderinsolvenzen

3. Betriebswirtschaftliche Grundlagen
a) Buchführung, Bilanzierung und Bilanzanalyse
b) Rechnungslegung in der Insolvenz
c) Betriebswirtschaftliche Fragen des Restrukturierungs-
und Insolvenzplans, der Sanierung, der übertragenden
Sanierung sowie der Liquidation.

IV. § 5 I lit. l FAO wird wie folgt geändert:
l) Bau- und Architektenrecht: 80 Fälle, davon mindes-
tens 40 gerichtliche Verfahren (davon mindestens 3
selbstständige Beweisverfahren). Mindestens jeweils 5
Fälle müssen sich auf die Bereiche des § 14e Nr. 1 und
2 beziehen.

Beschlüsse zur Berufsordnung
I. § 3 BORA wird mit Wirkung zum 1.8.2022 wie
folgt neu gefasst:

§ 3 Interessenwiderstreit

(1) Der Rechtsanwalt darf keine widerstreitenden Inte-
ressen vertreten. Der Rechtsanwalt darf in einem lau-

fenden Mandat auch keine Vermögenswerte von dem
Mandanten und/oder dem Anspruchsgegner zum
Zweck der treuhänderischen Verwaltung oder Verwah-
rung für beide Parteien entgegennehmen.

(2) Wer erkennt, dass er entgegen § 43a IV bis VI BRAO
tätig geworden ist, hat unverzüglich seine(n) Mandan-
ten zu informieren und alle Mandate in derselben
Rechtssache zu beenden.

(3) Eine gemeinschaftliche Berufsausübung i.S.v. § 43a
IV 2 BRAO liegt bei Bürogemeinschaften (§ 59q BRAO)
nicht vor. Eine Sozietätserstreckung gilt auch für indivi-
duell erteilte Mandate.

(4) Der Rechtsanwalt darf in einem Mandat nach § 43a
IV 4 BRAO (Befreiung von der Sozietätserstreckung mit
Zustimmung der Mandanten) nur tätig werden, wenn
durch getrennte Bearbeitung die Einhaltung der Ver-
schwiegenheitspflicht sichergestellt ist. Dafür ist, über
die allgemeinen Anforderungen des § 2 hinaus, insbe-
sondere erforderlich.

a) die inhaltliche Bearbeitung der widerstreitenden
Mandate ausschließlich durch verschiedene Personen,
b) der Ausschluss des wechselseitigen Zugriffs auf Pa-
pierakten sowie auf elektronische Daten einschließlich
des besonderen elektronischen Anwaltspostfachs, und
c) das Verbot an die mandatsbearbeitenden Personen,
wechselseitig über das Mandat zu kommunizieren.

Die Einhaltung dieser Vorkehrungen ist zum jeweiligen
Mandat zu dokumentieren.

II. § 5 BORA wird wie folgt geändert:

§ 5 Kanzlei, weitere Kanzlei und Zweigstelle

Der Rechtsanwalt ist verpflichtet, die für seine Berufs-
ausübung erforderlichen sachlichen, personellen und
organisatorischen Voraussetzungen in Kanzlei, weiterer
Kanzlei und Zweigstelle vorzuhalten.

Ausfertigung

Die vorstehenden Beschlüsse werden hiermit ausgefer-
tigt.

Berlin, 23.12.2021 Markt Diedorf, 31.12.2021
gez. Dr. Ulrich Wessels
Vorsitzender der Sat-
zungsversammlung

gez. Anne Riethmüller
Schriftführerin

Nichtbeanstandung und In-Kraft-Treten

Die Beschlüsse der Satzungsversammlung wurden vom
Bundesministerium der Justiz geprüft und nicht bean-
standet.

Die Beschlüsse wurden am 25.3.2022 auf der Home-
page der Bundesrechtsanwaltskammer veröffentlicht
und traten mit Ausnahme der Änderung des § 3 BORA
am 1.6.2022 in Kraft. Die Neufassung des § 3 BORA
tritt am 1.8.2022 in Kraft.
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SITZUNG DER SATZUNGSVERSAMMLUNG

Die 4. Sitzung der 7. Satzungsversammlung findet am
5.12.2022 in Berlin statt.

Hinweis: Die 7. Satzungsversammlung hat in ihrer
3. Sitzung am 29./30.4.2022 eine Änderung ihrer
Geschäftsordnung beschlossen. Die Geschäftsord-
nung ist abrufbar unter https://www.brak.de/die-bra
k/satzungsversammlung/geschaeftsordnung-der-sat
zungsversammlung/.

BERUFSRECHTLICHE RECHTSPRECHUNG
EUROPA
*LEITSATZ DER REDAKTION (ORIENTIERUNGSSATZ)

UNIONSRECHTSKONFORME DECKELUNG DES
STREITWERTS FÜR ABMAHNKOSTEN

UrhG § 97a III 2; RL 2004/48/EG Art. 14

1. Art. 14 der Richtlinie 2004/48/EG des Europäi-
schen Parlaments und des Rates v. 29.4.2004 zur
Durchsetzung der Rechte des geistigen Eigentums
ist dahin auszulegen, dass die Kosten, die einem In-
haber von Rechten des geistigen Eigentums für sei-
ne Vertretung durch einen Beistand im Hinblick auf
die außergerichtliche Durchsetzung dieser Rechte
entstanden sind, wie z.B. die mit einer Abmahnung
verbundenen Kosten, unter den Begriff „sonstige
Kosten“ im Sinne dieser Bestimmung fallen.

2. Art. 14 der Richtlinie 2004/48 ist dahin auszule-
gen, dass er einer nationalen Regelung nicht entge-
gensteht, die vorsieht, dass in einem Fall, in dem die
Verletzung eines Rechts des geistigen Eigentums von
einer natürlichen Person außerhalb ihrer beruflichen
oder gewerblichen Tätigkeit begangen wurde, die Er-
stattung der „sonstigen Kosten“ im Sinne dieser Be-
stimmung, auf die der Inhaber dieses Rechts An-
spruch hat, pauschal auf der Grundlage eines durch
diese Regelung begrenzten Streitwerts berechnet
wird, sofern nicht das nationale Gericht der Ansicht
ist, dass die Anwendung einer solchen Begrenzung
unter Berücksichtigung der spezifischen Merkmale
des ihm vorgelegten Falles unbillig sei.
EuGH, Urt. v. 28.4.2022 – C-559/20

Volltext unter www.brak-mitteilungen.de

BERUFSRECHTE UND PFLICHTEN

BERUFSRECHTSWIDRIGE REAKTION AUF
GOOGLE-BEWERTUNGEN VON MANDANTEN

BRAO §§ 43, 43a II; BORA § 2; StGB § 356

* 1. Wenn sich ein Rechtsanwalt berufsrechtlichen
Vorwürfen seines Mandanten ausgesetzt sieht,
kann für ihn eine Befugnis bestehen, Mandatsge-
heimnisse zu offenbaren.
* 2. Allerdings darf der Berufsträger Mandatsge-
heimnisse nur dann offenbaren, soweit dies für ihn
zur Wahrung seiner Rechte erforderlich ist.

Bayerischer AGH, Urt. v. 1.2.2022 – BayAGH II 3-9/21 n.rkr.

Volltext unter www.brak-mitteilungen.de

HINWEISE DER REDAKTION:
Die anwaltliche Verschwiegenheitspflicht (§ 43 II
BRAO) betrifft grundsätzlich auch Zufallswissen, das
die Anwältin oder der Anwalt im Rahmen beruflicher
Tätigkeit erlangt hat. Abzugrenzen hiervon ist, was
der Anwältin oder dem Anwalt nur anlässlich ihrer
bzw. seiner beruflichen Tätigkeit zur Kenntnis kommt,
ohne dass ein innerer Zusammenhang mit dem Man-
dat besteht (vgl. BGH, BRAK-Mitt. 2011, 90).

BERUFSRECHTE UND PFLICHTEN
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ZWANGSGELD WEGEN
UNTERLASSENER AUSKUNFT

BRAO §§ 56, 57

* Das Auskunftsverweigerungsrecht eines Rechtsan-
walts entsteht nur, wenn sich dieser ausdrücklich
hierauf beruft.
Niedersächsischer AGH, Beschl. v. 28.4.2022 – AGH 2/22 (I 6)

Volltext unter www.brak-mitteilungen.de

HINWEISE DER REDAKTION:
Kommt ein Rechtsanwalt einem Auskunftsverlangen
des Vorstands oder eines beauftragten Vorstandsmit-
glieds nicht nach, liegt eine sanktionsbewehrte Berufs-
pflichtverletzung nicht vor, wenn ihm ein Hinweis über
sein Recht, die Auskunft nach § 56 I 2 BRAO zu verwei-
gern und seine Pflicht, sich ggf. darauf zu berufen,
nicht vom Vorstand oder von einem beauftragten Mit-
glied erteilt worden ist. Dies gilt unabhängig davon,
ob der Rechtsanwalt sein Auskunftsverweigerungs-
recht kannte (vgl. BGH, BRAK-Mitt. 2006, 33).

FACHANWALTSCHAFTEN
KEINE ONLINE-KLAUSUREN FÜR ERWERB
DES FACHANWALTSTITELS

BRAO § 43c; FAO §§ 4, 4a, 6 II

1. Die Online-Klausur unter audiovisueller Überwa-
chung des Rechtsanwalts ist keine Aufsichtsarbeit
i.S.v. § 4a I der Fachanwaltsordnung.
* 2. Die Rahmenbedingungen von Online-Klausuren
bedürften mit Blick auf das Recht der informationel-
len Selbstbestimmung und vor dem Hintergrund da-
tenschutzrechtlicher Bestimmungen einer ausdrück-
lichen normativen Zulassung.
* 3. Beim Schreiben von Online-Klausuren sind so-
wohl die Versuchungen als auch die Möglichkeit,
sich durch Täuschungsversuche einen Vorteil zu ver-
schaffen, gegenüber Prüfungen in Präsenz erheblich
gesteigert.
VG Freiburg, Urt. v. 15.2.2022 – 8 K 183/21

AUS DEM TATBESTAND:

Die Beteiligten streiten über die Anerkennungsfähigkeit
von im Online-Format durchgeführten Prüfungen als
Leistungskontrollen nach der Fachanwaltsordnung.

Der Kl. ist Rechtsanwalt im Ruhestand und organisiert
seit dem Jahr 2004 auf die Fachanwaltsbezeichnung
vorbereitende anwaltsspezifische Lehrgänge i.S.d. § 4 I
1 FAO. Dabei bietet der Kl. auch die Durchführung
schriftlicher Leistungskontrollen nach § 4a FAO an. Im
Zuge der COVID-19-Pandemie und den damit einherge-
henden infektionsschützenden Maßnahmen durch die
Landesregierung war ab dem 17.3.2020 eine Durchfüh-
rung von Präsenzveranstaltungen und -prüfungen vor-
übergehend nicht möglich. Daher bot der Kl. den Lehr-
gang und die schriftlichen Leistungskontrollen mittels
einer Konferenz-Software in einem Online-Format an.

Die Bekl. äußerte gegenüber Teilnehmenden der Lehr-
gänge des Kl., dass sie Online-Prüfungen im Rahmen
des § 4a FAO nicht anerkenne. Auf ihrem Internetauf-

tritt veröffentlichte sie den Hinweis, eine bloße Video-
Aufsicht genüge, zumindest nach den bislang vorgeleg-
ten Konstellationen, den Anforderungen an eine Auf-
sichtsarbeit nicht (vgl. den Hinweis der RAK x zu den
Aufsichtsarbeiten nach § 4a FAO, Stand 5.2.2021, ab-
rufbar unter: x zuletzt abgerufen am 15.2.2022).
Der Kl. stellte die Konzeption der von ihm durchgeführ-
ten Leistungskontrollen in einer der Bekl. am 31.8.2020
zugeleiteten E-Mail wie folgt dar (Bl. 23 d. Verwaltungs-
akte, 3. bis 5. Abs.):
„Dazu haben wir uns des Programms GoToMeeting be-
dient. In diesem Programm ist es möglich, dass wir
durch Verwendung von Webcams jeden einzelnen Teil-
nehmer sehen und hören, dieser kann die anderen Teil-
nehmer und natürlich die Referenten ebenfalls sehen
und hören. Ich habe zu Beginn jeder Sitzung darauf ge-
achtet, dass sich jeder Teilnehmer mit vollem Namen in
diesem Programm anmeldet, sodass wir ständig die An-
wesenheit kontrollieren konnten. Wir haben diese Kon-
trolle dokumentiert durch Bildschirmfotos und Chat-
Logs oder andere Kontrollmechanismen, die das Pro-
gramm vorgibt und die bei uns auf dem Rechner ge-
speichert sind.
Die Klausuren haben wir in der Weise organisiert, dass
jeder Teilnehmer den Aufgabentext jeweils kurz vor
14:00 Uhr (13:58 Uhr) per Mail übermittelt bekommen
hat. Sodann hatte jeder Teilnehmer 2,5 Stunden Zeit zur
Abgabe der Klausur. (Nach unserem System 6 × 2,5 =
15 Stunden Klausur). Während dieser Bearbeitungszeit
haben wir darauf geachtet, dass alle Kameras einge-
schaltet waren. Wir haben durch gelegentliche Rückfra-
gen kontrolliert, dass der Teilnehmer vor der Kamera
sichtbar ist und auch das Klausurpapier. Wir haben
auch diesen Vorgang wieder unangekündigt dokumen-
tiert. Entsprechende Fotos sind dieser Mail beigefügt.
Nach Ablauf der Bearbeitungszeit von 2,5 Stunden hat
jeder Teilnehmer seine Klausur gescannt oder fotogra-
fiert und uns innerhalb der Bearbeitungszeit per Mail
übermittelt. Alle uns so zugegangenen Mails haben wir
hier archiviert. Sodann waren die geschriebenen Arbei-
ten per Post an uns zu übermitteln und sind den Korrek-

FACHANWALTSCHAFTEN
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toren übergeben worden. Wir haben in jedem Fall ver-
glichen, dass die per Post hier eingegangenen Original-
klausuren unverändert den zuvor per Bild oder Scan
übermittelten Texten entsprachen.“

Der Präsident der Bekl. teilte ihm telefonisch mit, die
Bekl. favorisiere eine bundeseinheitliche Lösung für sein
Anliegen und wolle eine solche nicht vorwegnehmen.

Der Kl. hat am 28.1.2021 Klage erhoben. Es bestünde
zwischen ihm und der Bekl. ein feststellungsfähiges
Rechtsverhältnis, welches sich unmittelbar aus der
Fachanwaltsordnung ergebe. Im vorliegenden Fall habe
sich die Bekl. – auch durch den Hinweis auf ihrem Inter-
netauftritt – derart eindeutig positioniert, dass es keiner
rechtsmittelfähigen Entscheidung bedürfe. Es hätten
bereits Interessenten aus dem Kammerbezirk X von An-
meldungen zu Veranstaltungen des Kl. Abstand genom-
men. Sein Klageantrag ziele explizit nicht auf die Aner-
kennungsfähigkeit von Online-Klausuren unter dem Ein-
druck der Pandemie ab, sondern er sei in seiner Genera-
lität zu verstehen. Er habe ein wirtschaftliches Interesse
an dieser Feststellung. Seine wettbewerbsrechtliche
Position werde maßgeblich gestärkt, könnte er die Ab-
solvierung der Prüfung online anbieten. Er sei klagebe-
fugt, da die Rechtauffassung der Bekl. sein Recht auf
Durchführung von Lehrgängen unter Einschluss von
Online-Klausuren unmittelbar betreffe. Die Nachfrage
nach seinen Online-Kursangeboten sei abhängig von
der Anerkennung durch die Bekl., sodass die Verweige-
rung ihn in seinem subjektiven Recht aus § 4a FAO und
Art. 12 I GG verletze. Denn Online-Klausuren genügten
den Anforderungen an „schriftliche Leistungskontrol-
len“ i.S.d. § 4a FAO. Die Bekl. sei bei der Anerkennung
von Leistungskontrollen an die Vorgaben der Fachan-
waltsordnung gebunden. Die genaue Art der Leistungs-
kontrolle sowie der Topos „Online-Klausuren“ seien
nicht geregelt. Für eine Versagung der Anerkennung ge-
be es keine rechtliche Grundlage. Eine Leistungskontrol-
le sei auch dann schriftlich, wenn sie unter Verwendung
technischer Hilfsmittel an den Veranstalter übermittelt
werde, etwa in Form einer E-Mail. Jedenfalls bedürfe es
– mit Verweis auf § 126 I, III BGB – keiner Handschrift-
lichkeit. Abgesehen davon würden die Klausuren den
Vorgaben des § 126 III BGB gerecht. Auch sei die Auf-
sicht bei der Klausurbearbeitung durch den Einsatz von
Kamera und Mikrofon gewährleistet. Es könne sich
zwar hypothetisch eine Person hinter der Kamera posi-
tionieren und nonverbal kommunizieren. Dies würde
dem Beobachter aber auffallen, da die Augen des Bear-
beitenden nicht mehr auf die Klausur gerichtet seien.
Auch das Landesjustizprüfungsamt Baden-Württem-
berg lasse Online-Klausuren für den „Großen Schein“
im Rahmen des Jurastudiums zu und verzichte dabei
sogar auf die Kontrolle der Prüflinge über Kamera und
Mikrofon. Inhaltliche Anforderungen an die Klausur
oder an die zulässigen Hilfsmittel ergäben sich weder
aus der Norm selbst noch aus anderen Rechtsakten.
Das Online-Format könne den Vorgaben der Verord-
nung damit gar nicht widersprechen. Das Fehlen einer
gesetzlichen Reglementierung für die Kontrollen i.S.d.

§ 4a FAO zeige, dass der Verordnungsgeber selbst von
den Fortbildungsteilnehmenden die Einhaltung gewis-
ser Grundsätze erwartet habe, da es sich dabei um zu-
gelassene Rechtsanwälte und Rechtsanwältinnen han-
dele. Es sei daher unvertretbar, auf die persönliche An-
wesenheit der Prüflinge im selben Raum zu bestehen.
Auch Sinn und Zweck der Fachanwaltsordnung stünden
seinem Anliegen nicht entgegen. Denn die Leistungs-
kontrollen dienten dem Nachweis der besonderen
Kenntnisse der angehenden Fachanwälte und Fachan-
wältinnen und damit der Qualitätskontrolle. Dies sei
auch bei den vom Kl. angebotenen Online-Klausuren
möglich. Die Teilnehmenden würden die Prüfungssitua-
tion durchaus sehr ernst nehmen. Täuschungshandlun-
gen ließen sich auch bei Klausuren in Präsenz nicht voll-
ständig verhindern. Bei den Leistungskontrollen im On-
lineformat habe der Prüfende die Bearbeitenden sogar
besser im Blick. Im Übrigen sei die Regelung des § 4a
FAO veraltet: Sie sei im November 2006 eingeführt wor-
den und habe die inhaltsgleiche Vorgängernorm er-
setzt, welche wiederum aus dem Jahr 1999 datiere. Da-
mals habe man sich Online-Seminare noch nicht vor-
stellen können.

Der Kl. beantragt, festzustellen, dass die von dem Kl. im
Rahmen der von ihm organisierten Fachanwaltslehr-
gänge gem. § 4 I FAO nach Maßgabe seiner an die
Bekl. gerichteten E-Mail v. 31.8.2020 (Bl. 23 d. Verfah-
rensakte, 3. bis 5. Absatz) durchgeführten Leistungs-
kontrollen i.S.d. § 4a FAO von der Bekl. als Aufsichtsar-
beiten anzuerkennen sind, hilfsweise festzustellen, dass
die Bekl. verpflichtet ist, durch geeignete Maßnahmen
die Durchführung von Leistungskontrollen als sog. On-
line-Klausuren i.S.d. § 4a FAO zu überwachen und dem
Kl. die ordnungsgemäße Durchführung zu bestätigen.

Die Bekl. beantragt, die Klage abzuweisen.

Zu Begründung trägt sie vor, der Hauptantrag sei be-
reits unzulässig, da er auf eine positive Vorab-Zertifizie-
rung der Lehrgänge des Kl. und der Aufsicht per Video-
Überwachung abziele. Einen solchen Anspruch könne
es aber aufgrund der nachträglichen Prüfungskompe-
tenz des Vorstands der Bekl. bzw. ihrer Vorprüfungsaus-
schüsse auf die Vereinbarkeit der Veranstaltungen mit
der Fachanwaltsordnung hin nicht geben. Ebenso ver-
halte es sich mit dem Hilfsantrag; damit verlange der
Kl. die Beteiligung der Bekl. an seinen kommerziellen
Veranstaltungen. Zudem bestehe zwischen den Beteilig-
ten kein Rechtsverhältnis, das der Kl. gerichtlich fest-
stellen lassen könnte. Zwar begründe die Aufsichtskom-
petenz der Bekl. nach § 43c BRAO eine gewisse Bezie-
hung zu den Leistungen des Kl. Dieses Verhältnis sei
aber keineswegs konkretisiert. Auch genügten unter-
schiedliche Auffassungen zwischen den Beteiligten über
die Auslegung der „schriftlichen Leistungskontrolle“
nicht, um ein konkretes Rechtsverhältnis zu bedingen.
Auf mögliche schriftliche Anfragen des Kl. habe die
Bekl. nie geantwortet. Damit bestehe nur ein allgemei-
nes Rechtsverhältnis. Auch in der Sache könne der Kla-
geantrag keinen Erfolg haben. Unter Bezugnahme auf
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Antwortschreiben an Absolvierende der vom Kl. ange-
botenen Kurse und damit auf Einzelfälle bezogen führt
die Bekl. aus, bei den Online-Klausuren sei nicht über-
prüfbar, ob die geschriebene und die eingereichte Klau-
sur tatsächlich identisch seien. Es bestehe eine Manipu-
lationsmöglichkeit. Eine Aufsichtsarbeit i.S.d. § 4a FAO
liege grundsätzlich nur vor, wenn sie unter persönlicher
Aufsicht erfolge. Auf die Möglichkeit, die Aufsicht durch
einen anderen Rechtsanwalt bzw. Rechtsanwältin
durchführen zu lassen, habe die Bekl. die Teilnehmen-
den der Kurse des Kl. auf deren Anfrage hingewiesen.
Soweit der Kl. sich auf die parallele Entwicklung an
Hochschulen beziehe, hätten diese ihre internen Be-
stimmungen geändert, um andere Formen der Leis-
tungskontrolle zuzulassen. Die Fachanwaltsordnung sei
gerade nicht geändert worden.

Der Kammer liegt neben der Gerichtsakte eine Unterla-
gensammlung der Bekl. mit Dokumenten mit Bezug
zum Verfahren vor (ein Heft). Diese war Gegenstand
der mündlichen Verhandlung. Hierauf sowie auf die von
den Beteiligten vorgelegten Schriftsätze und Urkunden
wird wegen der weiteren Einzelheiten Bezug genom-
men.

AUS DEN GRÜNDEN:

Die Klage hat sowohl mit ihrem in der mündlichen Ver-
handlung präzisierten Hauptantrag als auch mit ihrem
Hilfsantrag keinen Erfolg, denn der Kl. hat im Zeitpunkt
der mündlichen Verhandlung keinen Anspruch auf die
begehrte Feststellung der von ihm geltend gemachten
Rechtsverhältnisse.

I. Die Klage ist in ihrem in der mündlichen Verhandlung
präzisierten Hauptantrag als Feststellungsklage statt-
haft und auch sonst zulässig. Denn es besteht ein hin-
reichend konkretes Rechtsverhältnis zwischen Kl. und
Bekl. (dazu unter 1.). Der Kl. hat ein berechtigtes Inter-
esse an der begehrten Feststellung, § 43 I a.E. VwGO
(dazu unter 2.). Die Feststellungsklage ist zudem gegen-
über anderen Klagearten nicht subsidiär, § 43 II 1
VwGO (dazu unter 3.).

1. Zwischen dem Kl. und der Bekl. besteht ein hinrei-
chend konkretes Rechtsverhältnis.

a) Als Rechtsverhältnis i.S.d. § 43 I VwGO werden die

hinreichend
konkretes
Rechtsverhältnis

rechtlichen Beziehungen
angesehen, die sich aus
einem konkreten Sachver-
halt aufgrund einer diesen
Sachverhalt betreffenden

öffentlich-rechtlichen Norm für das Verhältnis mehrerer
Personen untereinander oder einer Person zu einer Sa-
che ergeben (vgl. BVerwG, Urt. v. 23.1.1992 – 3 C
50.89, juris Rn. 29; v. 23.8.2007 – 7 C 2.07 Rn. 21; v.
25.10.2017 – 6 C 44.16 Rn. 10; Happ, in Eyermann,
VwGO, 15. Aufl., 2019, § 43 Rn. 12). Jede rechtliche Be-
ziehung, jedes subjektive Recht und jede Pflicht stellt
demnach ein Rechtsverhältnis dar (Pietzcker, in Schoch/
Schneider, VwGO, 41. EL Juli, § 43 Rn. 5). Als subjekti-
ves Recht kann in diesem Zusammenhang auch die auf

einen konkreten Sachverhalt bezogene Rechtsmacht
des Staates oder seiner Untergliederungen gegenüber
dem Bürger sowie das Bestehen oder Nichtbestehen
einer Pflicht bezeichnet werden (Sodan, in Sodan/Zie-
kow, VwGO, 5. Aufl., 2018, § 43 Rn. 9 f.). Ein Rechtsver-
hältnis i.S.d. § 43 I VwGO kann etwa durch Rechtsnor-
men, Kompetenz einer Behörde zum Erlass eines Ver-
waltungsakts, öffentlich-rechtlichen Vertrag oder einen
Realakt entstehen (Sodan, in Sodan/Ziekow, VwGO,
5. Aufl., 2018, § 43 Rn. 14).

Gemessen daran besteht zwischen den Beteiligten ein
Rechtsverhältnis i.S.v. § 43 I VwGO. Die Bekl. hat gem.
§ 43c II BRAO die Befugnis, über den Antrag zum Füh-
ren einer Fachanwaltsbezeichnung zu entscheiden. Der
Erwerb theoretischer Kenntnisse kann durch eine erfolg-
reiche Lehrgangsteilnahme dargelegt werden, wobei
der Antragsteller Zeugnisse des Lehrgangsveranstalters
vorzulegen hat (§ 6 II FAO). Diese müssen auch Aus-
kunft über die erfolgreich absolvierten Leistungskontrol-
len geben. Die Fachanwaltsordnung delegiert das ma-
terielle Prüfungsrecht auf die Anbieter des Lehrgangs.

Insofern beschränkt sich die formalisierte Prüfungskom-

beschränkte
Prüfungskompetenz
der Kammern

petenz der Rechtsanwalts-
kammern auf die i.S.v. § 6 II
FAO von den Lehrgangsan-
bietern ausgestellten Zeug-
nisse (BGH, Beschl. v. 21.7.

2008 – AnwZ (B) 62/07 Rn. 6; BGH, Beschl. v. 23.9.
2002 – AnwZ (B) 40/01 Rn. 13; Scharmer, in Hartung/
Scharmer, Berufs- und Fachanwaltsordnung, 7. Aufl.,
2020, § 4 FAO Rn. 52; Offermann-Burckart, in Hens-
sler/Prütting, BRAO, 5. Aufl., 2019, § 4a FAO Rn. 24). In
diesem Rahmen kann der jeweilige Fachausschuss von
dem Lehrgangsveranstalter etwa die Vorlage der Be-
wertungsmaßstäbe verlangen und prüfen, ob diese in
sich richtig und schlüssig angewandt worden sind
(BGH, Beschl. v. 21.7.2008 – AnwZ (B) 62/07 Rn. 6;
Scharmer, in Hartung/Scharmer, BORA/FAO, 7. Aufl.,
2020, § 4 FAO Rn. 52; Kleine-Cosack, in Kleine-Cosack,
BRAO, 8. Aufl., 2020, § 24 FAO Rn. 2; Offermann-Bur-
ckart, in Henssler/Prütting, BRAO, 5. Aufl., 2019, § 4a
FAO Rn. 24 ff.). Angesichts dieser Verflechtungen ist ein
Rechtsverhältnis zu bejahen. Dem steht nicht entgegen,
dass die Fachanwaltsordnung und die Bundesrechtsan-
waltsordnung grundsätzlich vorsehen, dass der Teilneh-
mer eines Lehrgangs – sollte das Zeugnis nicht aner-
kannt werden – gegen diese Ablehnung gerichtlich vor-
gehen kann. Denn auch dem Lehrgangsveranstalter
muss es mit Blick auf das Gebot hinreichender Rechts-
schutzeffektivität (Art. 19 IV GG) angesichts der ein-
schneidenden Befugnis der Rechtsanwaltskammer, von
ihm ausgestellte Zeugnisse nicht anzuerkennen, vor
dem Hintergrund der Berufsfreiheit (Art. 12 I GG) mög-
lich sein, selbst für seine Rechte und Interessen einzu-
treten, ohne auf die Einleitung eines zeit- und kostenin-
tensiven Prozesses durch einen abgelehnten Lehrgangs-
teilnehmer angewiesen zu sein. Zudem ist der Kl. von
dem Hinweis auf der Webseite der Bekl., nach dem Leis-
tungskontrollen, die nicht in Präsenz stattgefunden ha-
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ben, aus ihrer Sicht nicht den Anforderungen des § 4a
FAO gerecht werden, in besonderem Maße betroffen,
da die Mitglieder der Bekl. so jedenfalls mittelbar vor
der Teilnahme an den Online-Klausuren des Kl. gewarnt
werden.
b) Das Rechtsverhältnis zwischen den Beteiligten ist
auch hinreichend konkret. Dafür ist erforderlich, dass
ein bestimmter, bereits überschaubarer Sachverhalt
vorliegt, dessen Rechtsfolgen festgestellt werden sollen,
und dass dieses Rechtsverhältnis zwischen den Beteilig-
ten streitig ist (vgl. BVerwG, Urt. v. 8.6.1962 – VII C
78.61, NJW 1962, 1690 ‹ 1690 8 ; v. 7.5.1987 – 3 C
53.85, juris Rn. 24; v. 23.1.1992 – 3 C 50.89, juris
Rn. 30 f.; v. 23.8.2007 – 7 C 13.06, juris Rn. 21 f.; Hessi-
scher VGH, Urt. v. 17.12.1985 – 9 UE 2162/85, juris
Rn. 53; kritisch zum Erfordernis des Meinungsstreits
Happ, in Eyermann, VwGO, 15. Aufl., 2019, § 43
Rn. 25). Durch das Erfordernis der „Verdichtung“ soll
der Missbrauch der Feststellungsklage als „allgemeine
Auskunftsklage über die Rechtslage“ verhindert wer-
den, da die rechtstheoretische Lösung von Rechtsfra-
gen nur um ihrer selbst willen nicht Aufgabe der Ver-
waltungsgerichte ist (vgl. dazu ausführlich: BVerwG,
Urt. v. 8.6.1962 – VII C 78.61, NJW 1962, 1690
‹ 1690 8 ; Engels, NVwZ 2018, 1001 [1004] m.w.N.

aus der Literatur; Schenke, in Kopp/Schenke, VwGO,
25. Aufl., 2019, § 43 Rn. 14). Ein derartiger Sachverhalt
zeichnet sich dadurch aus, dass Rechtsfragen hinsicht-
lich eines Einzelfalls relevant werden und in Bezug auf
diesen Fall entschieden werden können. Von einem Ein-
zelfall lässt sich erst dann sprechen, wenn das dem Kla-
gevortrag zugrunde gelegte Geschehen zeitlich und ört-
lich festgelegt ist und die Beteiligten individualisiert
sind (Sodan, in Sodan/Ziekow, VwGO, 5. Aufl., 2018,
§ 43 Rn. 44). Als formlose Verdichtung kommen Realak-
te in Betracht, die mit einem Eingriff in ein Grundrecht
einhergehen, wie z.B. ruf- oder geschäftsschädigende
Auskünfte und Warnungen (Sodan, in Sodan/Ziekow,
VwGO, 5. Aufl., 2018, § 43 Rn. 46).
Der Kl. hat in der mündlichen Verhandlung den Antrag
dahingehend gestellt, dass er sich auf Online-Klausuren
bezieht, die anhand des in seiner E-Mail v. 31.8.2020
(Bl. 23 d. Verwaltungsakte, 3. bis 5. Absatz) geschilder-
ten Konzepts durchgeführt werden. Damit hat der Kl.
sein Konzept zur Abnahme virtueller Prüfungen detail-
liert dargelegt. Online-Leistungskontrollen wurden auf
diese Weise vom Kl. bereits durchgeführt und sollen
nach Vorstellung des Kl. auch in Zukunft durchgeführt
werden, während die Bekl. deren Anerkennung ablehnt.
Das der Klage zugrundeliegende Geschehen ist damit
hinreichend deutlich umrissen, sodass sie der Klärung
einer Rechtsfrage anlässlich eines konkreten Streits
dient, um für künftige vergleichbare Sachverhalte
Rechtssicherheit zu bewirken.
2. Der Kl. hat das für die Feststellungsklage erforder-

Feststellungsinteresse
liche berechtigte Interesse
an der baldigen Feststel-
lung des Rechtsverhältnis-

ses (§ 43 I a.E. VwGO). Als Feststellungsinteresse ist je-

des anzuerkennende schutzwürdige Interesse recht-
licher, wirtschaftlicher oder ideeller Art anzusehen. Ent-
scheidend ist, dass die gerichtliche Feststellung geeig-
net erscheint, die Rechtsposition der Kl. zu verbessern
(BVerwG, Urt. v. 6.2.1986 – 5 C 40.84, juris Rn. 28; v.
25.10.2017 – 6 C 46.16, juris Rn. 20; Beschl. v. 20.12.
2017 – 6 B 14.17, juris Rn. 13).

Gemessen daran besteht ein wirtschaftliches Interesse
des Kl. an der Feststellung des Rechtsverhältnisses. Der
Kl. hat dargelegt, dass aufgrund der Entscheidung der
Bekl., Online-Klausuren nicht anzuerkennen, Interessier-
te von der Buchung seiner Lehrgänge abgehalten wur-
den und weiterhin abgehalten werden könnten. Da der
Kl. die Online-Klausuren auch unabhängig von etwai-
gen pandemiebedingten Einschränkungen durchführen
möchte, ist dieses Interesse auch nicht durch die zwi-
schenzeitlich wieder mögliche Durchführung von Prä-
senzklausuren erloschen. Auch soweit die Feststellung
auf Sachverhalte in der Zukunft abzielt, besteht das
Feststellungsinteresse aktuell, da es dem Kl. nicht um
bloß hypothetische Entwicklungen geht, sondern er viel-
mehr an die bereits in der Vergangenheit durchgeführ-
ten Online-Klausuren zeitnah anknüpfen möchte.

3. Das in § 43 II 1 VwGO niedergelegte Erfordernis der
Subsidiarität der Feststellungsklage ist gewahrt, da der
Kl. seine Rechte gegenüber der Bekl. nicht durch Gestal-
tungs- oder Leistungsklage verfolgen kann oder hätte
verfolgen können (Pietzcker, in Schoch/Schneider,
VwGO, 41. EL Juli, § 43 Rn. 40).

II. Die Klage ist mit ihrem Hauptantrag jedoch unbe-
gründet. Denn die von dem Kl. durchgeführten Leis-
tungskontrollen im Online-Format sind von der Bekl.
nicht als Aufsichtsarbeiten i.S.d. § 4a FAO anzuerken-
nen. Ein dahingehender Anspruch des Kl. gegen die
Bekl. besteht nicht.

1. Denn die vom Kl. durchgeführten Online-Klausuren

keine geeigneten
Aufsichtsarbeiten

stellen keine „Aufsichtsar-
beiten“ i.S.d. § 4a I FAO
dar. Nach dieser Bestim-
mung muss der Antragstel-

ler sich mindestens drei schriftlichen Leistungskontrol-
len (Aufsichtsarbeiten) aus verschiedenen Bereichen
des Lehrgangs erfolgreich unterzogen haben.

a) Eine Aufsichtsarbeit ist ihrem herkömmlichen Wort-
sinn nach von der physischen Anwesenheit einer Auf-
sichtsperson geprägt. Entsprechend diesem Verständ-
nis hat der Kl. in der mündlichen Verhandlung einge-
räumt, bis zum 16.3.2020 sei auch er davon ausgegan-
gen, dass eine Aufsichtsklausur eine in Präsenz ge-
schriebene Klausur zu sein hat. Mag auch der Wortlaut
des § 4a I FAO eine weitergehende Lesart nicht zwin-
gend ausschließen, hält die erkennende Kammer ein (al-
lein durch die äußeren Umstände) erweitertes Verständ-
nis des Begriffs der Aufsichtsklausur nach den Regeln
der Auslegung für nicht möglich.

Mit Blick auf die historische Auslegung ist zu berück-
sichtigen, dass § 4a I FAO zwar erst im Jahr 2006 ein-
gefügt wurde, er aber fast wortgleich dem zuvor gelten-
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den § 6 II lit. c) FAO entspricht (Offermann-Burckart, in
Henssler/Prütting, BRAO, 5. Aufl., 2019, § 4a FAO
Rn. 1). Die Vorschrift stammt aus einer Zeit, in der On-
line-Klausuren schon technisch nicht denkbar waren.
Der historische Normgeber konnte Online-Klausuren al-
so gar nicht in seinen Willen aufnehmen und hat dies
ersichtlich nicht getan. Vielmehr hatte er die damals al-
lein mögliche physische Aufsicht vor Augen, wie sie et-
wa auch bei Aufsichtsarbeiten im juristischen Staats-
examen praktiziert wurde und wird und wie sie auch
sonst in berufsbezogenen Prüfungen praktiziert wird.

An diesem überkommenen, auf den Willen des Normge-
bers zurückgehenden Normverständnis hält die erken-
nende Kammer fest. Es geht nicht an, einer Vorschrift
im Wege der Auslegung allein deshalb einen anderen
Inhalt beizumessen, weil das Schreiben von Präsenz-
klausuren für (sehr) kurze Zeit durch die rechtlichen
Rahmenbedingungen einer Pandemie unmöglich oder
jedenfalls erschwert war. Zwar erscheint es der erken-
nenden Kammer von Rechts wegen durchaus möglich,
durch eine entsprechende Beschlussfassung der Sat-
zungsversammlung Online-Klausuren den Aufsichtsar-
beiten nach § 4a FAO gleichzustellen und den hierfür
gebotenen rechtlichen Rahmen normativ vorzuzeich-
nen. Die Satzungsversammlung ist hieran insbesondere
nicht durch zwingendes höherrangiges Recht gehin-
dert. Eine positive Regelung ist allerdings Bedingung
der Anerkennungsfähigkeit; sie kann im Wege der Aus-
legung nicht gleichsam kreiert werden.

Die Richtigkeit des durch Auslegung des § 4a I FAO ge-
wonnenen Ergebnisses zeigt sich auch an dem Um-
stand, dass die Rahmenbedingungen von Online-Klau-
suren mit Blick auf das Recht der informationellen
Selbstbestimmung und vor dem Hintergrund daten-
schutzrechtlicher Bestimmungen einer ausdrücklichen
(normativen) Zulassung bedürften. Insbesondere unter-
liegt die Videoaufsicht strengen verfassungsrechtlichen
Maßstäben. Zu berücksichtigen sind vor allem das
Recht auf informationelle Selbstbestimmung und das
Recht auf Vertraulichkeit und Integrität informations-
technischer Systeme nach Art. 2 I GG i.V.m. Art. 1 I GG
sowie die Unverletzlichkeit der Wohnung (Art. 13 GG).
Diese Gesichtspunkte haben beispielsweise den Landes-
gesetzgeber bewogen (vgl. LT-Drs. 16/9310, 23), On-
line-Klausuren in § 32a LHG auf eine gesetzliche Grund-
lage zu stellen und den rechtlichen Rahmen für solche
Klausuren, auch mit Blick auf den Grundsatz der Erfor-
derlichkeit, auszugestalten, hierbei zugleich einen hin-
reichenden Spielraum für die Prüfungsordnungen der
Hochschulen lassend (§ 32a I 1 LHG). Das Bündel der
vom Landesgesetzgeber getroffenen Regelungen (Iden-
titätskontrolle, vorherige Information über Datenerhe-
bung und -verarbeitung, Verbot der Aufzeichnung und
Speicherung, Aufsichtsregelungen, etc.) macht hand-
greiflich, dass sich für Online-Klausuren eine Vielzahl
von neuen und anders gearteten Fragestellungen er-
gibt, die sich nicht im Wege der Auslegung oder Rechts-
analogie zu den Bestimmungen über die Präsenzklausu-
ren „überspielen“ lassen.

Dem kann nicht entgegengehalten werden, dass die
Teilnehmer – wie der Kl. vorträgt – in die Durchführung
der Online-Klausur und die damit einhergehende Auf-
sicht eingewilligt haben, und der Kl. als Privatperson
handelt. Unabhängig davon, dass auch Private etwa an
die Vorgaben der Datenschutz-Grundverordnung ge-
bunden sein können, was beispielsweise auch die hier
erfolgte Fertigung, Speicherung und Weitergabe von
Screenshots der Klausursituation mit Klarnamen der
Teilnehmer fragwürdig erscheinen lässt, ist das Verhält-
nis von Lehrgangsanbieter und -teilnehmer für die hier
vorliegende Rechtsfrage nicht maßgeblich. Denn für die
Auslegung von § 4a FAO und die Frage, was der Norm-
geber regeln wollte und durfte, bedarf es nicht der Ein-
willigung der Betroffenen, sondern der auf eine demo-
kratische Legitimation durch den Gesetzgeber (vgl.
§ 43c BRAO) zurückzuführenden Bestimmung, die (we-
nigstens) durch die Satzungsautonomie gedeckt ist und
den hinreichenden datenschutzrechtlichen Rahmen ab-
steckt.

b) Einer Gleichstellung der Online-Klausuren mit den
Aufsichtsklausuren (Präsenz-Klausuren) im Wege der
Auslegung oder Rechtsanalogie stehen schließlich auch
die strenge Formalisierung des Verfahrens zur Verlei-
hung des Fachanwaltstitels sowie die – rechtlich nicht
zweifelsfreie – Auslagerung von inhaltlicher Ausgestal-
tung der Fachanwaltslehrgänge und der abschließen-
den Leistungskontrolle an externe Lehrgangsveranstal-
ter entgegen.

Zu Recht wird deshalb angenommen, bei den Klausuren

echte
Qualitätskontrolle

i.S.d. § 4a FAO handele es
sich um die einzig vorhan-
dene Qualitätskontrolle
(Offermann-Burckart, in

Henssler/Prütting, BRAO, 5. Aufl., 2019, § 4a FAO
Rn. 4; Kleine-Cosack, in Kleine-Cosack, BRAO, 8. Aufl.,
2020, § 4a FAO Rn. 1). Sie dient der Überprüfung, ob
die jeweilige Person in der Lage ist, das theoretisch ver-
mittelte Wissen aus dem Fachanwaltskurs auf einen zu
begutachtenden Fall oder entsprechende Fragen anzu-
wenden (Günther, in BeckOK, FAO, 16. Edition, § 4a
Rn. 1). Dabei rechtfertigt das Fehlen eines materiellen
Prüfungsrechts von Seiten der Bekl., an die Leistungs-
kontrolle Maßstäbe zu stellen, welche das höchste Maß
an Qualitätssicherung erwarten lassen.

Beim Schreiben von Online-Klausuren sind jedoch so-
wohl die Versuchung als auch die Möglichkeit, sich
durch Täuschungsversuche einen Vorteil zu verschaffen,
gegenüber Prüfungen in Präsenz erheblich gesteigert.

Der Kl. selbst räumt ein, es sei nicht auszuschließen,

Gefahr von
Täuschungsversuchen

dass Dritte hinter der Ka-
mera stehen und non ver-
bal am Bearbeitungspro-
zess teilnehmen. Darüber

hinaus bestehen zahlreiche von den Beteiligten nicht
bedachte Täuschungsmöglichkeiten. Denkbar wäre et-
wa eine verbale Unterstützung, wenn zwar in der Soft-
ware das Mikrofon eingeschaltet ist, die Weiterleitung
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akustischer Signale aber durch anderweitige Einstellun-
gen verhindert wird, etwa indem der Zugriff der Soft-
ware auf das Mikrofon unterbunden wird oder das Mik-
rofon selbst keinerlei Aufnahmen tätigt („Mute-Knopf“
am Laptop). Der Ausschluss der Benutzung von nicht
zugelassenen Hilfsmitteln lässt sich ebenfalls nicht si-
cher gewährleisten. Dies ergibt sich bereits aus der Tat-
sache, dass eine persönlich-physische Aufsicht sämt-
liche wahrnehmbare Faktoren mit dem Gegenüber teilt,
während die Online-Aufsicht sich auf einen Ausschnitt
des Sichtfeldes und – in Abhängigkeit von der Qualität
des Mikrofons und der Lautstärkeregulierung – auf
akustische Wahrnehmung beschränkt. Auch könnten
Hilfsmittel in anderen Räumen hinterlegt und bei einem
vorgeblichen Toilettengang konsultiert werden. Dem
kann nicht entgegengehalten werden, dass § 4a FAO
keine Vorgaben zu Hilfsmitteln macht. Denn es steht in
der Verantwortung der Lehrgangsanbieter, die Schwie-
rigkeit der Leistungskontrollen derart an den von ihnen
zugelassenen Hilfsmitteln auszurichten und die Verwen-
dung nicht zugelassener Hilfsmittel zu unterbinden,
dass die oben geschilderte Qualitätskontrolle gewähr-
leistet ist.

Der von der Kammer für zutreffend gehaltenen (engen)
Auslegung des § 4a I FAO steht nicht entgegen, dass
die Durchführung der Lehrgänge nach § 4 FAO auch
online oder im Fernunterricht erfolgen kann (VG Kob-
lenz, Urt. v. 5.8.2013 – 3 K 116/12.KO, juris Rn. 30;
Günther, in BeckOK, FAO, 16. Edition, § 4a Rn. 2; Schar-
mer, in Hartung/Scharmer, BORA/FAO, 7. Aufl., 2020,
§ 4a FAO Rn. 4). Denn diese sind primär auf Wissens-
vermittlung ausgerichtet, während die Leistungskontrol-
len der Qualitätssicherung dienen (vgl. auch zur Zuläs-
sigkeit der reinen Online-Lehre nach dem Landeshoch-
schulgesetz: LT-Drs. 16/9310, 23).

2. Darüber hinaus werden die Klausuren nicht dem Er-
fordernis der Schriftlichkeit i.S.v. § 4a I FAO gerecht.

Unabhängig von der Anwendbarkeit des § 126 BGB be-

Erfordernis der
Schriftlichkeit

zweckt die Vorschrift, dass
eine eindeutige Zuordnung
der Leistungskontrolle zum
jeweiligen Verfasser mög-

lich ist (Scharmer, in Hartung/Scharmer, BORA/FAO,
7. Aufl., 2020, § 4a FAO Rn. 52). Die Leistungskontrol-
len sollen zeigen, dass der Antragsteller selbst erfolg-
reich am Lehrgang teilgenommen hat (Offermann-Bur-
ckart, in Henssler/Prütting, BRAO, 5. Aufl., 2019, § 4a
FAO Rn. 7).

Das vom Kl. geschilderte Klausurverfahren gewährleis-
tet jedoch nicht hinreichend die Identität von Klausur-
verfasser und Person, auf deren Namen am Ende des
Lehrgangs das Zeugnis i.S.v. § 6 II FAO ausgestellt wird.
Zum einen ist nicht ersichtlich, dass eine Identitätskon-
trolle – bei Anmeldung zum Lehrgang oder im Rahmen
der Leistungskontrolle – Teil des Verfahrens ist. Ein Auf-
treten unter einem falschen Namen ist daher nicht aus-
geschlossen. Zum anderen ist denkbar, dass ein Dritter
gleichzeitig und unbeobachtet die Klausur schreibt und

diese Bearbeitung für einen angemeldeten Teilnehmer
sowohl abfotografiert als auch postalisch eingereicht
wird. Auch wenn beide Konstellationen von erheblicher
Energie zur Täuschung des Lehrgangsveranstalters ge-
tragen sind und mit dem Bild eines Rechtsanwalts als
Organ der Rechtspflege (§ 1 BRAO) nicht zu vereinba-
ren sind, reichen sie aus, um die notwendige zweifels-
freie Zuordnung von erbrachter Leistungskontrolle zur
späteren Erteilung des Zeugnisses in Frage zu stellen.

III. Der Kl. vermag auch mit seinem Hilfsantrag, über
den wegen Erfolglosigkeit des Hauptantrags zu ent-
scheiden ist, nicht durchzudringen. Nach der Konzep-
tion des anwaltlichen Berufsrechts im Allgemeinen und
der Fachanwaltsordnung im Besonderen beginnt die
Prüfungskompetenz der Rechtsanwaltskammern nach
§ 43c II BRAO i.V.m. §§ 4 ff., 22 FAO erst mit dem An-
tragsverfahren. Bereits eine generelle Befugnis der Bekl.
zur Überwachung der vorgelagerten Leistungskontrolle
lässt sich de lege lata nicht begründen. Dementspre-
chend kann keine Verpflichtung zur Überwachung be-
stehen. Im Übrigen zielt auch der Hilfsantrag auf die
Anerkennungsfähigkeit von Online-Klausuren ab, an
der es – wie oben gezeigt – mit Blick auf das geltende
Recht fehlt.

HINWEISE DER REDAKTION:
Die Bewertung der in einem Fachlehrgang angefer-
tigten Klausuren ist einer fachlichen Überprüfung
durch die Rechtsanwaltskammern entzogen. Die
Kompetenz des Fachausschusses einer Kammer be-
schränkt sich auf die Prüfung, ob die vom Antragstel-
ler vorgelegten Zeugnisse den Anforderungen des
§ 6 II FAO an eine erfolgreiche Lehrgangsteilnahme
genügen. Der Fachausschuss ist weder berechtigt
noch verpflichtet, einen nach § 6 II FAO unzureichen-
den Nachweis etwa dadurch zu „vervollständigen“,
dass er eine im Fachlehrgang nicht bestandene Klau-
sur selbst erneut fachlich beurteilt und entgegen
dem Lehrgangsveranstalter als „bestanden“ bewer-
tet (vgl. BGH, BRAK-Mitt. 2008, 218).

WIDERRUF DER ERLAUBNIS ZUR FÜHRUNG
EINES FACHANWALTSTITELS

BRAO § 43c IV 2; FAO § 15

* 1. Wenn ein Fachanwalt die nach § 15 FAO vorge-
schriebene Fortbildung nicht absolviert hat und kei-
ne besonderen Gründe vorliegen, die den Verstoß
gegen die Fortbildungspflicht entschuldigen, ist hin-
sichtlich der Entscheidung, ob der Widerruf auszu-
sprechen ist oder nicht regelmäßig von einer Ermes-
sensreduzierung auf Null auszugehen.
* 2. Dass ein Fachanwalt mit digitaler Technik nicht
vertraut ist und ihm die notwendigen Kenntnisse der
Handhabung dieser Technik nicht zur Verfügung ge-
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standen haben, kann nicht als Entschuldigungs-
grund gelten.
AGH Rheinland-Pfalz, Urt. v. 7.4.2022 – 1 AGH 8/21 (1/3)

AUS DEN GRÜNDEN:
I. Der am ... geborene Kl. ist seit dem ...1977 als Rechts-
anwalt zugelassen. Seit dem ...2006 führt er die Be-
zeichnung „Fachanwalt für Erbrecht“.
Der Kl. hat mit Schreiben v. 30.12.2020 die Bekl. darum
gebeten die Frist zur Vorlage der Fortbildungsbescheini-
gungen zum Nachweis der Erfüllung der Pflichtfortbil-
dung für das Jahr 2020 bis zum 30.6.2021 zu verlän-
gern. Er begründete die Bitte damit, dass er für das
Jahr 2020 ursprünglich zwei Präsenzseminare im ers-
ten Halbjahr 2020 geplant hatte, die aufgrund der Co-
rona Pandemie ausgefallen seien. Auch später geplante
Präsenzseminare im November 2020 und Dezember
2020 seien aufgrund der Corona Regelungen nicht
möglich gewesen sein. Online-Veranstaltungen seien
nicht sein Fall. Er verfüge nicht über die notwendigen
Kenntnisse zur Handhabung digitaler Technik.
Mit Schreiben der Bekl. v. 21.1.2021 wurde der Kl. auf-
gefordert mitzuteilen, ob er unverschuldet die Erfüllung
seiner Fortbildungsverpflichtungen verabsäumt habe
und um Darlegung der maßgeblichen Gründe hierfür
gebeten.
Hierauf hat der Kl. mit Schreiben v. 4.2.2021 mitgeteilt,
dass das zunächst für März 2020 gebuchte Präsenzse-
minar abgesagt wurde. Weiterhin sei ein für den De-
zember 2020 gebuchtes Präsenzseminar mit 15 Stun-
den am 30.11.2020 abgesagt worden, was für ihn nicht
absehbar gewesen wäre. In Pandemiezeiten müsse ein
anderer Maßstab für die Erfüllung von Fortbildungsver-
pflichtungen gelten als sonst.
Die Bekl. gab sodann mit Schreiben v. 12.2.2021 noch-
mals Gelegenheit ein unverschuldetes Versäumnis vor-
zutragen. Der Kl. wurde in diesem Zusammenhang da-
rauf hingewiesen, dass im Falle der verschuldeten
Säumnis auch bei einem erstmaligen Verstoß gegen die
Fortbildungsverpflichtung mit einem Widerruf der Be-
rechtigung zur Führung der Fachanwaltsbezeichnung
gerechnet werden müsse.
Die Bekl. wies hierbei darauf hin, dass im Jahre 2020
durchgehend Online-Seminare angeboten wurden,
insb. auch noch im Dezember 2020 entsprechende On-
line-Seminare für die hier interessierende „Fachanwalt-
schaft für Erbrecht“ stattgefunden hätten. Im Übrigen
hätten auch Fortbildungsverpflichtungen in einem Um-
fange von bis zu fünf Stunden durch Selbststudium er-
füllt werden können.
Der Kl. hat hierzu mit Schreiben v. 1.3.2021 wiederholt
vorgetragen, dass er sich 44 Jahre lang nicht mit digita-
len Techniken befasst habe und mangels Vertrautheit
mit diesen Medien das Online-Seminar Angebot im De-
zember 2020 nicht habe nutzen können, obgleich dies
theoretisch möglich gewesen wäre.
Mit weiterem Schreiben v. 13.4.2021 hat der Kl. mitge-
teilt, dass ihm die Teilnahme an einem Online-Seminar im

März 2021 möglich gewesen sei und er sich zwischenzeit-
lich mit dieser Fortbildungsform arrangiert habe.

Mit Bescheid v. 10.11.2021, dem Kl. zugestellt am
19.11.2021, widerrief die Bekl. die Erlaubnis des Kl. zur
Führung des Fachanwaltstitels „Fachanwalt für Erb-
recht“. Dagegen erhob der Kl. mit Schriftsatz v. 20.12.
2021, eingegangen am gleichen Tag, beim AGH Klage.

Die Begründung entspricht den Ausführungen in den
vorgerichtlichen Schriftsätzen.

Der Kl. führt hier aus, dass die Präsenzveranstaltungen
aus pandemischen Gründen von den Veranstaltern ab-
gesagt wurden und er sich im Dezember 2020 in einer
unvorhergesehenen Situation befand.

Im Laufe des Jahres 2020 habe er stets noch damit
rechnen dürfen, dass Präsenzveranstaltungen in ausrei-
chendem Umfange angeboten würden.

Aufgrund seiner Nichtbefassung mit digitaler Technik
habe er sich nicht in der Lage gesehen im Dezember
2020 diese Technik in Anspruch zu nehmen, obgleich
die Teilnahme an einem Online-Fortbildungsseminar
möglicherweise kurzfristig einzurichten gewesen wäre.

Die Bekl. weist mit Schriftsatz v. 18.2.2022 noch auf ih-
ren Kammerreport Nr. 2/2020 vom September 2020
hin, in dem der Hinweis enthalten ist, dass es aufgrund
der COVID-19-Pandemie keine Einschränkungen oder
Ausnahmen bei der kalender-jährlichen Fortbildungs-
pflicht gibt und aufgrund der angebotenen Präsenz-
und Onlineveranstaltungen die Fortbildung im vollem
Umfang nach § 15 FAO erfüllt werden müsse.

II. Die Klage ist zulässig, aber unbegründet. Der vom Kl.
angefochtene Bescheid der Bekl. ist rechtmäßig.

1. Die Klage ist zulässig.

Sie ist als Anfechtungsklage statthaft, über die der AGH
im ersten Rechtszug zu entscheiden hat (§ 112a I BRAO
i.V.m. § 42 VwGO).

Die Klage wurde fristgerecht erhoben (§ 74 I 2 VwGO);
einer Nachprüfung in einem Vorverfahren bedurfte es
nicht (§ 68 I 2 VwGO i.V.m. § 18a I AGVwGO Rhld-Pf).

Der Kl. ist berechtigt, sich vor dem AGH, der einem
Oberverwaltungsgericht gleichsteht (§ 112c I 2 BRAO)
und bei dem gem. § 67 IV 1 VwGO Anwaltszwang be-
steht, selbst zu vertreten (§ 67 II 8 VwGO).

2. Die Anfechtungsklage ist jedoch unbegründet.

Die Bekl. hat die Erlaubnis des Kl. zum Führen des Titels
„Fachanwalt für Erbrecht“ zu Recht widerrufen.

Nach § 43c IV 2 BRAO kann die Erlaubnis zum Führen

Recht zum Widerruf
einer Fachanwaltsbezeich-
nung widerrufen werden,
wenn eine in der Berufsord-

nung vorgeschriebene Ausbildung unterlassen wird.
§ 15 FAO bestimmt hierzu, dass der Fachanwalt kalen-
der-jährlich auf seinem Fachgebiet wissenschaftlich pu-
blizieren oder an anwaltlichen Fortbildungsveranstal-
tungen hörend oder dozierend teilnehmen muss, wobei
die Gesamtdauer der Fortbildung nach § 15 III FAO
15 Zeitstunden nicht unterschreiten darf.
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Mit der Führung der Fachanwaltsbezeichnung nimmt
der Rechtsanwalt gegenüber dem rechtsuchenden Pu-
blikum eine im Vergleich zu anderen Rechtsanwälten
besondere Qualifikation auf diesem Gebiet in An-
spruch. Es entspricht verständiger Erwartung des recht-
suchenden Publikums und damit vernünftigen Gründen
des Gemeinwohls, dass der Rechtsanwalt seine spezifi-
schen Kenntnisse jeweils auf dem neuesten Stand hält.
Lediglich durch regelmäßige Fortbildungen kann ge-
währleistet werden, dass Änderungen der Gesetzeslage
und der höchstrichterlichen Rechtsprechung sowie neu-
erer Literatur Einzug in die Beratung des Fachanwalts
finden. Die Fortbildungspflicht dient deshalb der Siche-
rung eines einheitlichen Qualitätsstandards (BGH,
Beschl. v. 2.4.2001 – AnwZ (B) 37/00, NJW 2001,
1945, 46). Gegen das Regelungsgefüge aus § 43c IV 2
BRAO und § 15 FAO bestehen deshalb auch keine ver-
fassungsrechtlichen Bedenken (vgl. BVerfG, MDR 2002,
299; BGH, NJW 2001, 1571, 73).

Ob der Rechtsanwalt seiner Fortbildungspflicht genügt
hat, steht erst nach Ablauf des jeweiligen Kalenderjah-
res fest. Ist ein Jahr verstrichen, kann er sich in diesem
Jahr nicht mehr fortbilden. Im Hinblick auf die Voraus-
setzungen des § 43c IV 2 BRAO kommt es also weder
auf den Zeitpunkt des Abschlusses des behördlichen
Verfahrens noch auf den Zeitpunkt der letzten münd-
lichen Verhandlung im gerichtlichen Verfahren an. Viel-
mehr ist der Ablauf des jeweiligen Kalenderjahres, in
dem die Fortbildungspflicht erfüllt werden musste,
entscheidend. Mit dessen Ablauf steht die Verletzung
der Fortbildungspflicht fest (BGH, NJW 2013, 2364
Rn.10).

Eine diese Verletzung der Fortbildungspflicht rückwir-

Nachholung der
Fortbildung kann
Verstoß nicht heilen

kend heilende Nachholung
der Fortbildung im Folge-
jahr kommt deshalb nicht
in Betracht.

Eine einmalige Verletzung
der Fortbildungspflicht rechtfertigt den Widerruf der
Erlaubnis zum Führen der Fachanwaltsbezeichnung
zwar nicht zwingend. Dafür spricht bereits der Wort-
laut des § 43c IV 2 BRAO („kann“). Zudem wäre ein
Verständnis der Regelung in § 43c IV 2 BRAO, bei
§ 15 FAO handle es sich um eine „Muss-Regelung“,
mit Art. 12 I GG unvereinbar und würde dem Verhält-
nismäßigkeitsgrundsatz widersprechen (vgl. BGH,
Beschl. v. 2.4.2001, a.a.O., 1945; BGH, Beschl. v. 6.11.
2000, a.a.O., 1572; BGH, Urt. v. 26.11.2012 – AnwZ
(Brfg) 56/11, NJW 2013, 175 Rn. 12; BGH, Urt. v. 8.4.
2013 – a.a.O. Rn. 10).

Bei der Ausübung des der RAK danach zustehenden
Ermessens sind daher sämtliche Umstände des Einzel-
falls zu berücksichtigen, so etwa eine wegen einer Er-
krankung des Rechtsanwalts unverschuldete Versäu-
mung der Fortbildung (vgl. BGH, Beschl. v. 2.4.2001,
a.a.O.).

Die Bekl. ist in dem angefochtenen Bescheid (Seite 3
Mitte) davon ausgegangen, es liege eine Ermessensre-

duzierung auf Null vor, da der Kl. lediglich vorgetra-
gen hat, dass er nicht über die notwendigen Kenntnis-
se zur Handhabung der Technik für ein Online-Seminar
verfügte. Dies sei nicht als ausnahmsweiser Entschul-
digungsgrund anzusehen, zumal der Kl. es im März
2021 gezeigt hatte, dass ihm dies möglich gewesen
sei.

Die Bekl. hat insoweit das ihr nach § 43c II 2 BRAO ob-
liegende Ermessen ausgeübt. Zum einen hat die Bekl.
aus der Sicht des Senats ihr Ermessen bereits vorab
dergestalt ausgeübt, dass sie ihre Mitglieder mit dem
Kammerreport Nr. 2/2020 vom September 2020 auf
exakt dieses Problem hingewiesen und ausdrücklich
mitgeteilt hat, dass der Kammervorstand nach reif-
licher Überlegung und Prüfung der Problematik ent-
schieden hat, dass vor dem Hintergrund des damals
bestehenden Angebotes von Präsenz- und Onlinever-
anstaltungen ausreichende Möglichkeiten für die
Fachanwälte bestehen die Fortbildungsverpflichtung
in 2020 zu erfüllen und die Fortbildungsnachweise
hierfür vorzulegen.

In den beiden Schreiben v. 21.1.2021 und 12.2.2021
gab die Bekl. dem Kl. weitergehend die Gelegenheit vor-
zutragen und nachzuweisen, ob ein unverschuldetes
Säumnis vorliegt. Nachdem diesbezüglich kein Vortrag
erfolgte, hat sie entschieden, dass kein unverschuldetes
Säumnis i.S.d. § 43c IV 2 BRAO vorlag.

Diese Sichtweise der Bekl. ist nicht zu beanstanden.

Wenn der Kl. die nach § 15 FAO vorgeschriebene Fort-
bildung nicht absolviert hat und keine besonderen
Gründe vorliegen, die den Verstoß gegen die Fortbil-
dungspflicht entschuldigen, ist hinsichtlich der Entschei-
dung, ob der Widerruf auszusprechen ist oder nicht re-
gelmäßig von einer Ermessensreduzierung auf Null aus-
zugehen (Offermann-Burckart, in Henssler/Prütting,
BRAO, 4. Aufl., § 43c BRAO Rn. 39; vgl. auch Quaas, in
Gaier/Wolf/Göcken, Anwaltl. Berufsrecht, 2. Aufl., § 43c
BRAO Rn. 56).

Die Entschuldigung des Kl., dass er in seiner Anwaltstä-

fehlende Technik-
kenntnisse kein
Entschuldigungsgrund

tigkeit mit digitaler Technik
nicht vertraut ist und ihm
die notwendigen Kenntnis-
se der Handhabung dieser
Technik im Spätjahr 2020

nicht zur Verfügung gestanden haben, kann nicht als
Entschuldigungsgrund greifen.

Zum einen ist der Kl. in einer größeren mittelständi-
schen Kanzlei mit jüngeren Berufskollegen tätig und be-
schäftigt auch eine Vielzahl von Mitarbeitern, die zwei-
fellos täglich mit digitalen Medien umgehen/umgehen
müssen.

Insoweit hätten dem Kl. schon hausintern eine Vielzahl
von Ansprechpartnern zur Verfügung gestanden, um
sich mit diesem Medium vertraut zu machen. Dies gilt
umso mehr, als die Mehrzahl der Kolleginnen und Kolle-
gen ebenfalls Fachanwälte sind und ihrer Fortbildungs-
pflicht nachgekommen sind.

FACHANWALTSCHAFTEN
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Darüber hinaus gesteht der Kl. selbst zu, dass er theore-
tisch noch im Dezember 2020 die Möglichkeit gehabt
hätte, an einem Online-Seminar teilzunehmen. An
einem solchen Seminar hatte er kurz darauf im März
2021 teilnehmen können.

Weiterhin besteht allein durch die Einführung des be-

Angebot von
Online-Seminaren

sonderen elektronischen
Anwaltspostfachs die Not-
wendigkeit der Rechtsan-
waltschaft, sich selbst pro-

aktiv mit solchen digitalen Medien vertraut zu machen
und das nicht erst seit dem Jahre 2020, sondern bereits
seit 2018.

Zudem musste der Kl. bereits im Laufe des Jahres 2020
durch die Absage der Präsenzveranstaltungen auf-
grund der pandemischen Lage davon ausgehen, dass
es notwendig werden könnte, auf Alternativen auszu-
weichen, um den Fortbildungsverpflichtungen nachzu-
kommen.

Der Kl. wäre verpflichtet gewesen, sich frühzeitig mit
der Handhabung digitaler Medien vertraut zu machen
oder zum Teil auf die Möglichkeit auszuweichen eine ge-
wisse Fortbildungsstundenzahl durch Selbststudium
nachzuweisen. Darüber hinaus wäre es notwendig ge-
wesen, sich bereits während des Jahres 2020 mit der
Bekl. ins Benehmen zu setzen, um vor dem Hintergrund
der pandemischen Gesamtlage frühzeitig deren Hand-
habung hinsichtlich der Fortbildung zu erfragen. Eine
Lektüre des Kammerreports Nr. 2/2020 hätte ebenfalls
frühzeitig bereits im September 2020 Aufschluss über
die Auffassung der Bekl. gegeben.

Anders als bei der RAK ...[Z] gab es bei der Bekl. keine
ausdrückliche Handhabung, im Jahre 2020 versäum-
te Fortbildungsstunden im Jahre 2021 noch nachzu-
holen.

Ein solcher Dispens wurde von der RAK ...[Z] aber auch
nur für solche Fachanwaltschaften gewährt, bei denen
nicht ausreichend Online-Fortbildungen angeboten wur-
den, was vorliegend nicht der Fall war.

Insoweit ist die Bekl. zu Recht nach pflichtgemäßer Aus-
übung des Ermessens zu der Schlussfolgerung gelangt,
dass der Kl. seiner Fortbildungspflicht im Jahre 2020
nicht nachgekommen ist und insoweit auch keine Grün-
de vorliegen, die dies entschuldigen würden.

Letztendlich hätten hier nur Gründe wie z.B. Krankheit
greifen können oder aber dass Online-Veranstaltungen
überhaupt nicht angeboten worden wären, was aber
nicht der Fall war. Andere besondere Gründe, die in die-
sem Fall dem Widerruf entgegenstehen könnten, lassen
sich auch unter Berücksichtigung der konkreten Fallum-
stände somit nicht feststellen (vgl. Scharmer, in Har-
tung/Scharmer, BORA/FAO, 6. Aufl., § 43c BRAO
Rn. 78; Offermann-Burckart, in Henssler/Prütting,
BRAO, 4. Aufl., § 43c BRAO Rn. 39).

Die vom Kl. angesprochenen Verdienste um die Anwalt-
schaft können keine andere Beurteilung der Sache
rechtfertigen.

HINWEISE DER REDAKTION:
Eine Rechtsanwaltskammer darf vor dem Erlass einer
Widerrufsverfügung nach § 43c IV 2 BRAO darauf
verzichten, eine förmliche Rüge gem. § 74 BRAO aus-
zusprechen, wenn ein Fachanwalt auf mehrere Schrei-
ben seiner Kammer mit Widerrufsandrohung nicht
bzw. nicht adäquat reagiert hat. Für diesen Fall darf
die Rechtsanwaltskammer annehmen, dass eine förm-
liche Rüge oder eine weitere Frist keine geeigneten
Mittel sind, den Berufsträger zum Nachweis etwaiger
Fortbildungsmaßnahmen anzuhalten (AGH Mecklen-
burg-Vorpommern, BRAK-Mitt. 2020, 354).

VERGÜTUNG

GESCHÄFTSGEBÜHR FÜR VORPROZESSUALE
ANWALTLICHE ZAHLUNGSAUFFORDERUNG

VV RVG Nr. 2300, 3100; BGB § 280 I, II

Ob eine vorprozessuale anwaltliche Zahlungsauffor-
derung eine Geschäftsgebühr nach Nr. 2300 VV
RVG auslöst oder als der Vorbereitung der Klage

dienende Tätigkeit nach § 19 I 2 Nr. 1 RVG zum
Rechtszug gehört und daher mit der Verfahrensge-
bühr nach Nr. 3100 VV RVG abgegolten ist, ist eine
Frage der Art und des Umfangs des im Einzelfall er-
teilten Mandats (im Anschluss an BGH, Urt. v. 15.8.
2019 – III ZR 205/17, WM 2019, 1833).
BGH, Urt. v. 24.2.2022 – VII ZR 320/21

Volltext unter www.brak-mitteilungen.de

VERGÜTUNG
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PROZESSUALES

BEIORDNUNG EINES NEUEN RECHTSANWALTS
IM PROZESSKOSTENHILFEVERFAHREN

BRAO § 1; SGG §§ 73 IV, 73a

* 1. Ohne dass es eines besonderen Antrags bedarf,
wird im Anwaltsprozess der mit der Bewilligung von
Prozesskostenhilfe beizuordnende Rechtsanwalt
vom Gericht ausgewählt, wenn der Beteiligte von
seinem Recht, einen Rechtsanwalt zu wählen, kei-
nen Gebrauch macht.
* 2. Ein neuer Rechtsanwalt wird nur dann beigeord-
net, wenn ein Grund vorliegt, der auch einen auf ei-
gene Kosten prozessierenden Beteiligten zu einem
Anwaltswechsel veranlasst hätte.
* 3. Dass ein Mandant in einem Prozess Weiteres
vorgetragen wissen möchte, entbindet den beige-
ordneten Rechtsanwalt nicht von seiner Pflicht, im
Interesse des Mandanten von weiterem Vortrag ab-
zusehen, wenn dieser ihn nach eigenverantwort-

licher Prüfung nicht für erheblich oder sogar für
schädlich für das Prozessziel seines Mandanten
hält.
BSG, Beschl. v. 3.2.2022 – B 12 KR 22/21 B

Volltext unter www.brak-mitteilungen.de

HINWEISE DER REDAKTION:
Die Aufhebung einer gem. § 73a I SGG i.V.m. § 121
II ZPO erfolgten Beiordnung eines Rechtsanwalts
führt nicht automatisch zu einem Anspruch auf Bei-
ordnung eines neuen Anwalts. Soweit der Kläger ei-
genmächtig und ohne Rücksicht auf eigene Verpflich-
tungen des Rechtsanwalts Besprechungstermine in
der Erwartung festlegt, dass diese tatsächlich auch
eingehalten werden, erweist sich dies als gänzlich
unangemessen. Ein solches Vorgehen stellt keine all-
gemein übliche und sozial adäquate Verhaltensweise
eines anwaltlich vertretenen Prozessbeteiligten dar
(LSG Baden-Württemberg, BRAK-Mitt. 2020, 242).

ELEKTRONISCHER RECHTSVERKEHR

AKTIVE NUTZUNGSPFLICHT AUCH BEI
MEHRFACHZULASSUNG

BRAO § 31a; FGO § 52d S. 1

* 1. Seit dem 1.1.2022 ist ein Rechtsanwalt auch
dann gem. § 52d S. 1 FGO verpflichtet, einen Antrag
auf finanzgerichtliche Aussetzung der Vollziehung
als elektronisches Dokument zu übermitteln, wenn
er zusätzlich als Steuerberater und Wirtschaftsprü-
fer zugelassen ist. Ein von ihm per Fax beim Finanz-
gericht gestellter Antrag ist unzulässig.
* 2. Soweit teilweise vertreten wird, dass bei einer
Mehrfachzulassung ein Bevollmächtigter als
Rechtsanwalt zwar unter die Nutzungspflicht nach
§ 52d S. 1 FGO falle, er aber „in Eigenschaft als
Steuerberater“ erst ab dem Jahr 2023 unter die ak-
tive Nutzungspflicht falle, kann dem nicht gefolgt
werden.
FG Berlin-Brandenburg, Beschl. v. 8.3.2022 – 8 V 8020/22

AUS DEN GRÜNDEN:
I. Der Ast. war im Streitjahr alleiniger Gesellschafter-Ge-
schäftsführer der im Jahr 2016 gegründeten C... GmbH
(im Weiteren: „GmbH“), die in D... ein Restaurant be-
trieb. Bei der GmbH fand eine Außenprüfung statt, die
zur Feststellung von verdeckten Gewinnausschüttungen
-vGA- führte, die dem Ast. zuzurechnen seien.

Der Ag. erließ am 4.6.2020 einen geänderten Einkom-
mensteuerbescheid für die Ast., in dem er die vGA i.H.v.
142.130 Euro beim Ast. berücksichtigte und dem pro-
gressiven Einkommensteuertarif nach § 32a Einkom-
mensteuergesetz – EStG – unterwarf. Einen Einspruch
gegen den Bescheid wies der Ag. mangels weiterer Be-
gründung seitens der Ast. mit Einspruchsentscheidung
v. 23.11.2020 als unbegründet zurück. Hiergegen ha-
ben die Ast. Klage erhoben, über die der mittlerweile zu-
ständig gewordene Senat noch nicht entschieden hat
(Az. 8 K 13239/20). Im Klageverfahren haben die Ast.
geltend gemacht, dass die vGA zumindest dem fal-
schen Veranlagungszeitraum zugerechnet worden sei.
Ferner sei die Abgeltungsteuer nicht berücksichtigt wor-
den.

Gegen die Berücksichtigung der Abgeltungsteuer hat
der Ag. im Klageverfahren vorgetragen, dass dem
§ 32d II Nr. 4 EStG entgegenstehe. Das Finanzamt E.
hat im Klageverfahren mitgeteilt, dass die GmbH hin-
sichtlich der Prüfungsfeststellungen für 2017 ein Klage-
verfahren betreibe, über das ebenfalls noch nicht ent-
schieden sei (Az. 10 K 10190/20).

Die Ast. haben mit Schriftsatz v. 3.2.2022 Antrag auf
Aussetzung der Vollziehung gestellt. Der Antrag ist dem
Gericht durch den Bevollmächtigten – einem Rechtsan-
walt, Steuerberater und Wirtschaftsprüfer – per Fax am
3.2.2022 um 16:31 Uhr übermittelt worden. Der Bevoll-
mächtigte ist nach der elektronischen Auskunft der
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BRAK seit dem Jahr 1977 als Rechtsanwalt zugelassen
(Abruf unter www. ...).

Mit dem Antrag begehren die Ast. Aussetzung der Voll-
ziehung hinsichtlich des Einkommensteuerbescheides
2017, da die Einkünfte aus Kapitalvermögen um ca.
30.000 Euro zu hoch berechnet worden seien. Da es
sich bei den angesetzten verdeckten Gewinnausschüt-
tungen gem. § 20 I Nr. 1 oder III EStG um Einkünfte aus
Kapitalvermögen handele, blieben gem. § 3 Nr. 40 f.
EStG 40 % der Einnahmen steuerfrei.

Mit der gerichtlichen Eingangsbestätigung v. 8.2.2022
ist dem Bevollmächtigten folgender Hinweis erteilt wor-
den: „Sie haben den Antrag auf Aussetzung der Vollzie-
hung hier am 3.2.2022, 16:31 Uhr per Fax-Schriftsatz
anhängig gemacht. Sie werden darauf hingewiesen,
dass § 52d Finanzgerichtsordnung – FGO – eine Nut-
zungspflicht des sog. elektronischen Rechtsverkehrs
u.a. für Rechtsanwälte vorsieht. Hiernach sind vorberei-
tende Schriftsätze und deren Anlagen sowie schriftlich
einzureichende Anträge und Erklärungen, die durch
einen Rechtsanwalt eingereicht werden, als elektroni-
sches Dokument zu übermitteln.

Damit liegt der Antrag nach § 69 III FGO bisher nicht
formgerecht vor.

Da der Antrag auf Aussetzung der Vollziehung an keine
Frist gebunden ist, wird Ihnen die Möglichkeit einge-
räumt, den Mangel der Form zu heilen, indem der An-
tragsschriftsatz noch in der vorgesehenen elektroni-
schen Form nachgereicht wird.“

Der Bevollmächtigte hat sich hierzu nicht weiter geäu-
ßert. Die Ast. beantragen, die Aussetzung der Vollzie-
hung für einen Teilbetrag der festgesetzten Einkommen-
steuer/Zinsen zur Einkommensteuer/Solidaritätszu-
schlag 2017, welche auf die Steuer zurückzuführen ist,
die auf die zu hoch berechnete Einkünfte aus Kapital-
vermögen entfällt (ca. 30.000 Euro).

Der Ag. hat bisher keinen Antrag gestellt.

II. Der Antrag ist unzulässig, weil es ihm an der gesetz-
lich vorgeschriebenen Form fehlt. Der Antrag auf Aus-
setzung der Vollziehung nach § 69 III FGO ist nicht als
elektronisches Dokument übermittelt worden.

1. Nach § 69 III FGO kann das Gericht nur auf Antrag
entscheiden. Hinsichtlich der Form und des Inhalts des
Antrags gelten §§ 64, 65 FGO sinngemäß (Stapper-
fend, in Gräber, 9. Aufl. 2019, § 69 FGO Rn. 133).

Die Schriftform wird im Anwendungsbereich des § 52d

elektronisches
Dokument
erforderlich

FGO durch die elektroni-
sche Form verdrängt. Gem.
§ 52d S. 1 FGO sind vorbe-
reitende Schriftsätze und
deren Anlagen sowie

schriftlich einzureichende Anträge und Erklärungen, die
durch einen Rechtsanwalt, durch eine Behörde oder
durch eine juristische Person des öffentlichen Rechts
einschließlich der von ihr zur Erfüllung ihrer öffentlichen
Aufgaben gebildeten Zusammenschlüsse eingereicht
werden, als elektronisches Dokument zu übermitteln.

Gemäß § 52a III FGO muss das elektronische Doku-
ment wahlweise mit einer qualifizierten elektronischen
Signatur der verantwortenden Person versehen sein
oder von der verantwortenden Person signiert und auf
einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden.
Als sicheren Übermittlungsweg sieht § 52a IV Nr. 2
FGO bspw. die Übermittlung aus dem besonderen elek-
tronischen Anwaltspostfach nach § 31a BRAO i.V.m.
der Verordnung über die technischen Rahmenbedin-
gungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über
das besondere elektronische Behördenpostfach – ERVV
– v. 24.11.2017 vor.
Hiernach war der Bevollmächtigte verpflichtet, den An-
trag gem. § 69 III FGO als elektronisches Dokument zu
übermitteln; das Fax entsprach dem ersichtlich nicht.
Der Bevollmächtigte ist auch Verpflichteter des § 52d

Anknüpfung an
Anwaltseigenschaft

FGO, denn die Norm
knüpft allein an den Status
(Zulassung) als Rechtsan-
walt an. Dass der Bevoll-

mächtigte zugleich als Steuerberater und Wirtschafts-
prüfer zugelassen ist, ändert an der Pflicht zur elektroni-
schen Übermittlung nach § 52d FGO nichts. Er kann
sich nicht darauf berufen, dass eine Nutzungspflicht für
Steuerberater noch nicht besteht. Soweit teilweise ver-
treten wird (www. ...), dass bei einer Mehrfachzulas-
sung ein Bevollmächtigter als Rechtsanwalt zwar unter
die Nutzungspflicht falle, er aber „in Eigenschaft als
Steuerberater“ erst ab 2023 unter die aktive Nutzungs-
pflicht falle, kann dem nicht gefolgt werden. Die Berufs-
ausübungspflichten als Rechtsanwalt sind nicht teilbar
und knüpfen allein an die Zulassung als Rechtsanwalt
an. Soweit in der Beziehung zum Mandanten (Auftrag-
geber) bspw. eine Wahlfreiheit hinsichtlich der Abrech-
nung nach dem RVG bzw. der StBGebV vertreten wird,
wenn der Auftraggeber entsprechend informiert wird
(Mayer, in Mayer/Kroiß, RVG, 8. Aufl. 2021, § 1 Rn. 66)
und bei der Frage der Vorschussrückforderung entspre-
chend auf den Schwerpunkt der vertraglichen Verpflich-
tung abzustellen ist (OLG Düsseldorf, Urt. v. 23.3.2004
– I-23 U 66/03, juris), ist dies nicht auf die hier zu ent-
scheidende Frage zu übertragen. Eine Wahlfreiheit wi-
derspricht dem Sinn und Zweck der aktiven Nutzungs-
pflicht, denn die Nutzungspflicht soll die Digitalisierung
der Justiz allgemein fördern (möglichst umfassende
und medienbruchfreie Kommunikation). Eine Wahlfrei-
heit wird entsprechend auch bei Syndikusrechtsanwäl-
ten von Verbänden in der Arbeitsgerichtsbarkeit ver-
neint (Heimann/Steidle, NZA 2021, 521, 524 f.). Letzt-
lich spricht gegen eine Wahlfreiheit, dass die Norm
selbst nur eine enge technische Ausnahme vorsieht,
falls die Übermittlung aus technischen Gründen vor-
übergehend unmöglich ist. Eine dauerhafte Mehrfach-
zulassung kann einem vorübergehenden Ausfall der
Technik aber nicht gleichgestellt werden.
Der Bevollmächtigte ist hierauf auch unmittelbar durch
das Gericht hingewiesen worden, um ihm die Möglich-
keit der formgerechten Antragstellung zu ermöglichen,
weil der Antrag nach § 69 III FGO an keine Frist gebun-
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den ist. Dem ist der Bevollmächtigte nicht nachgekom-
men. Auch hat er sich sonst nicht zum Hinweis geäu-
ßert. Das Gericht war auch nicht verpflichtet die Ast.
hiervon zu unterrichten, um diesen selbst die Möglich-
keit der Antragstellung ohne Bevollmächtigten zu eröff-
nen.

Es war auch nicht ausnahmsweise zulässig, den Antrag
als Fax zu übersenden. Zwar bleibt nach § 52d S. 3 FGO
die Übermittlung nach den allgemeinen Vorschriften zu-
lässig, wenn eine Übermittlung aus technischen Grün-
den vorübergehend nicht möglich ist. Allerdings ist die
vorübergehende Unmöglichkeit bei der Ersatzeinrei-
chung oder unverzüglich danach glaubhaft zu machen
(§ 52d S. 4 FGO). Auch hierzu hat der Bevollmächtigte
weder im Antragsschriftsatz noch später ausgeführt.

2. Zum Begehren weist das Gericht – auch zur Vermei-
dung eines weiteren Aussetzungsverfahrens – darauf
hin, dass die vGA für Zwecke der Aussetzung nach sum-
marischer Prüfung gem. § 32d I EStG nach dem Abgel-
tungsteuersatz (25 %) zu besteuern sein dürfte. Die
vom Ag. eingewandte Rückausnahme nach § 32d II
Nr. 4 EStG (Einkommensminderung der vGA bei der
Körperschaft) dürfte gerade nicht vorliegen, weil beim
Gericht der Rechtsstreit der GmbH noch anhängig ist.
Gehen der Ag. und das Finanzamt E. nach summari-
scher Prüfung aber davon aus, dass der Ansatz der vGA
nicht ernstlich zweifelhaft sei, denn in beiden Hauptsa-
chen sind Klageabweisungsanträge gestellt worden,
wird sich die vGA auf Ebene der GmbH gerade nicht
auf das Einkommen auswirken. Eine nach summari-
scher Prüfung voraussichtliche Klageabweisung in dem
vorgenannten Verfahren der GmbH bedingt – zumin-
dest aus Sicht der Finanzbehörde – dann zugleich die
Annahme einer Abweisung dem Grunde nach in der
hier anhängigen Sache. Damit dürfte – um wider-
sprüchliche Annahmen zu vermeiden – für Zwecke der
Aussetzung der Vollziehung vom Abgeltungsteuersatz
auszugehen sein.

3. Die Beschwerde ist gem. § 128 III FGO i.V.m. § 115 II

grundsätzliche
Rechtsfrage

FGO zugelassen worden.
Die Rechtsfrage, ob bei
Doppel- oder Mehrfachzu-
lassung von Bevollmächtig-

ten eine Wahlfreiheit besteht, hat grundsätzliche Be-
deutung. Nach Angaben der Bundessteuerberaterkam-
mer bestanden per 1.1.2021 insgesamt 3.881 Doppel-
zulassungen als Rechtsanwalt und Steuerberater
(www. ..., S. 11). Die gleiche Problematik stellt sich vor-
aussichtlich zudem ab dem 1.1.2024, wenn eine aktive
Nutzungspflicht für Steuerberater, nicht aber für Wirt-
schaftsprüfer gilt (9.165 Doppelzulassungen per 1.1.
2021). Die Kostenentscheidung folgt aus § 135 I FGO.

ANMERKUNG:
Das FG Berlin-Brandenburg hat mit seinem Beschluss
v. 8.3.2022 einen wesentlichen Schritt zur Klärung der
Rechtsfrage unternommen, inwieweit die Pflicht zur
aktiven Teilnahme am elektronischen Rechtsverkehr

für Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte gilt. Seit
dem Inkrafttreten der verfahrensrechtlichen Regelun-
gen, nach denen Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälte verpflichtet sind, vorbereitende Schriftsätze und
deren Anlagen sowie schriftlich einzureichende Anträ-
ge und Erklärungen als elektronisches Dokument zu
übermitteln, besteht Unsicherheit, ob sich diese Pflicht
auch auf Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte er-
streckt, die zwar über die Zulassung als Rechtsanwäl-
tin oder Rechtsanwalt verfügen, jedoch im Rahmen
einer anderen beruflichen Tätigkeit am Rechtsverkehr
teilnehmen.
Das FG Berlin-Brandenburg stellt unmissverständlich
klar, dass § 52d FGO, der die verpflichtende Nutzung
des elektronischen Rechtsverkehrs im Finanzgerichts-
verfahren regelt, allein an die Zulassung als Rechtsan-
wältin oder Rechtsanwalt anknüpft. Dass der Bevoll-
mächtigte zugleich als Steuerberater und Wirtschafts-
prüfer zugelassen sei, ändere an der Pflicht zur elek-
tronischen Übermittlung nach § 52d FGO nichts. Eine
Wahlfreiheit bestehe insofern nicht.
Die Entscheidung ist bedeutend für Rechtsanwältin-
nen und Rechtsanwälte, die über anderweitige Zulas-
sungen als Steuerberaterin oder Steuerberater bzw.
Wirtschaftsprüferin oder Wirtschaftsprüfer verfügen.
Sie dürfte aber auch für Rechtanwältinnen und
Rechtsanwälte von Bedeutung sein, die einer beruf-
lichen Tätigkeit als Berufsbetreuer oder Insolvenzver-
walter nachgehen oder die in eigenen Angelegenhei-
ten tätig werden. Denn das FG Berlin-Brandenburg
stellt fest, dass die Berufsausübungspflichten als
Rechtsanwältin oder Rechtsanwalt nicht teilbar seien
und allein an die Zulassung zur Rechtsanwaltschaft
anknüpften.
Der Berufsverband der Berufsbetreuer/innen formu-
liert in einer kürzlich veröffentlichten Stellungnahme,1

1 https://www.berufsbetreuung.de/berufsbetreuung/recht/weitere-themen/bea-kein
e-pflicht-zur-nutzung-fuer-als-betreuerinnen-taetige-rechtsanwaeltinnen/.

dass auch dann, wenn die Formulierung des Gesetz-
gebers z.B. in § 14b FamFG insoweit etwas missver-
ständlich erscheine, eine klare Trennung vorzunehmen
sei, ob der Schriftverkehr mit dem Gericht in einer der
Anwaltstätigkeit oder in einer der Betreuungstätigkeit
zuzurechnenden Aufgabe erfolge. Vor dem Hinter-
grund der Entscheidung des FG Berlin-Brandenburg
sollten sich Berufsbetreuerinnen und Berufsbetreuer,
die zugleich über eine Anwaltszulassung verfügen, bis
zu einer endgültigen Klarstellung der Rechtslage
durch die Rechtsprechung auf diese Stellungnahme
nicht verlassen. Gleiches gilt für Rechtsanwältinnen
und Rechtsanwälte als Insolvenzverwalter, Steuerbe-
rater, Wirtschaftsprüfer oder auch bei der Wahrneh-
mung eigener Angelegenheiten im Rechtsverkehr.2

2 Zur verpflichtenden Nutzung des beA eines Rechtsanwalts, der in eigenen Angele-
genheiten explizit als Rechtsanwalt auftritt, s. VG Berlin, Beschl. v. 5.5.2022 – 12 L
25/22.

Dem Beschluss des FG Berlin-Brandenburg vergleich-
bare Entscheidungen liegen zwar in anderen Rechts-
gebieten noch nicht vor. Zur Vermeidung von Haf-
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tungsfällen sollten Rechtsanwältinnen und Rechtsan-
wälte jedoch aus Gründen äußerster Vorsicht vorbe-
reitende Schriftsätze und deren Anlagen sowie schrift-
lich einzureichende Anträge und Erklärungen als elek-
tronische Dokumente übermitteln – unabhängig da-
von, in welcher Eigenschaft sie tätig werden und wel-
che Verfahrensordnung anwendbar ist.
Angesichts dieser Weiterungen ist dem FG Berlin-
Brandenburg recht zu geben bei seiner Einschätzung,
wegen grundsätzlicher Bedeutung die Beschwerde
gem. § 178 III FGO i.V.m. § 115 II FGO zuzulassen. Die
Rechtsfrage, ob bei Doppel- oder Mehrfachzulassung
von Bevollmächtigten eine Wahlfreiheit besteht, hat in
der Tat grundsätzliche Bedeutung – nicht nur bei
Mehrfachzulassungen, sondern auch dann, wenn
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte andere beruf-
liche Tätigkeiten ausüben oder in eigenen Angelegen-
heiten tätig werden.
Das FG Berlin-Brandenburg stützt seine Entscheidung
noch auf ein weiteres – rechtspolitisches – Argument:
Eine Wahlfreiheit widerspreche dem Sinn und Zweck
der aktiven Nutzungspflicht, denn die Nutzungs-
pflicht solle die Digitalisierung der Justiz allgemein
fördern. Das Gericht stellt insbesondere auf die mög-
lichst umfassende und medienbruchfreie Kommuni-
kation ab. Dem ist nichts hinzuzufügen. Die Anwalt-

schaft kann nicht einerseits die ständigen Medienbrü-
che bei der Kommunikation mit der Justiz beklagen
und die konsequente Umsetzung des elektronischen
Rechtsverkehrs sowie die Einführung der elektroni-
schen Akten in der Justiz fordern, aber andererseits
sich auf eine Wahlfreiheit hinsichtlich der aktiven
Nutzungspflicht des elektronischen Rechtsverkehrs
berufen wollen. Die konsequente Umsetzung der Di-
gitalisierung der Justiz und die Fortentwicklung des
elektronischen Rechtsverkehrs erfordern es, Medien-
brüche wo möglich zu vermeiden und schnellstens
auf eine rein elektronische Kommunikation umzustel-
len. Nachdem der Anfang der vollständigen elektroni-
schen Kommunikation mit der aktiven Nutzungs-
pflicht des elektronischen Rechtsverkehrs für Rechts-
anwältinnen und Rechtsanwälte gemacht ist und an-
dere Prozessbeteiligte in den kommenden Jahren
nachziehen, sollten Medienbrüche möglichst vermie-
den werden, da sie der Beschleunigung und Effizienz
des Verfahrens entgegenwirken.
Es wird abzuwarten bleiben, welche Entscheidung die
Gerichte treffen werden oder ob gar der Gesetzgeber
einen Anlass zur Klarstellung sieht.

Rechtsanwältin Julia von Seltmann, Berlin,
Geschäftsführerin der BRAK

DATENSCHUTZ

DATENSCHUTZRECHTLICHE ZULÄSSIGKEIT
EINES VORTRAGS ZU GESUNDHEITSDATEN
IM PROZESS

DSGVO Art. 4 Nr. 7, Art. 5, Art. 6 I, Art. 9; BRAO §§ 1, 3

1. Die Rechtmäßigkeit der Datenverarbeitung von
Gesundheitsdaten in Gerichtsprozessen beurteilt
sich nach Art. 6 I UA 1 S. 1 f i.V.m. Art. 9 DSGVO.
2. Rechtsanwälte sind hinsichtlich ihres Vortrags in
Gerichtsverfahren Verantwortliche i.S.d. Art. 4 Nr. 7
DSGVO. Sie tragen als unabhängige Organe der
Rechtspflege in ihrer Berater- und Vertretereigen-
schaft selbst die Verantwortung für den Inhalt der
Schriftsätze hinsichtlich der Haftung und der Gestal-
tung.
3. Rechtsanwälte verfolgen bei ihrem Vortrag das
berechtigte Interesse, die vertragliche Verpflichtung
mit dem Mandanten zu erfüllen (vgl. § 3 III BRAO).
Die Tätigkeit eines Rechtsanwalts wäre unmöglich,
wenn er nicht grundsätzlich das vortragen dürfte,
was ihm der Mandant mitteilt. Er würde sich sogar
seinerseits der Gefahr der Anwaltshaftung ausset-
zen, wenn er entgegen § 138 II, III ZPO nicht den

Vortrag der gegnerischen Partei bestreitet und den
Sachverhalt aus der Perspektive seines Mandanten
darstellt.
4. Art. 9 II lit. f DSGVO dient der Sicherung des Jus-
tizgewährleistungsanspruchs. Lässt sich ein recht-
licher Anspruch nur unter Verarbeitung von Gesund-
heitsdaten durchsetzen, so dürfen diese auch ge-
nutzt werden. Der Schutz dieser Daten soll nicht so
weit gehen, dass die legitime Durchsetzung von
Rechten unmöglich ist. Dasselbe muss vor dem Hin-
tergrund der Waffengleichheit und des effektiven
Rechtsschutzes auch für die Abwehr von Ansprü-
chen gelten.
VG Wiesbaden, Urt. v. 19.1.2022 – 6 K 361/21.WI

AUS DEM TATBESTAND:

Der Kl. begehrt ein Einschreiten des Bekl. gegen eine
Rechtsanwältin, welche die Arbeitgeberin des Kl. in
einem Arbeitsgerichtsprozess mit diesem vertritt und
von seiner Arbeitgeberin vertrauliche Informationen
aus einem Gespräch, das eine Weiterbeschäftigungs-
möglichkeit des Kl. zum Gegenstand gehabt habe, er-
halten und dem arbeitsgerichtlichen Verfahren öffent-
lich gemacht haben soll.

DATENSCHUTZ
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Der Kl. ist Volljurist und bei der A GmbH (im Folgenden:
Arbeitgeberin) in der Abteilung P beschäftigt. Im Au-
gust 2018 erlitt der Kl. einen schweren Schlaganfall.
Vor diesem Hintergrund wurde ihm ein Grad der Behin-
derung von 50 zuerkannt. Seit August 2018 ist der Kl.
ununterbrochen krankgeschrieben.

Mit E-Mail v. 21.6.2019 wandte sich der Kl. an seine Ar-
beitgeberin und bat um ein Gespräch zum Betrieblichen
Eingliederungsmanagement nach § 167 SGB IX („BEM“).
Im weiteren Verlaufe schlug der Kl. als Teilnehmer Frau
X, einen Vertreter des Betriebsrats, einen Vertreter der
Schwerbehindertenvertretung, seinen Vorgesetzten
Herrn Y und seinen Bruder Herrn Z als Teilnehmer vor.
Weitere oder andere Personen sollten nicht dazu kom-
men.

Am 29.8.2019 führte der Kl. dann mit seiner Arbeitge-
berin ein Gespräch hinsichtlich des künftigen Arbeits-
einsatzes. Hierbei ist streitig, ob es sich um ein ord-
nungsgemäß durchgeführtes BEM handelte. An dem
Gespräch haben Frau X (HR Business Partnerin und Lei-
terin des Gesprächs), Herr N (Betriebsratsmitglied und
Datenschutzbeauftragter; wobei streitig ist, ob er in der
Rolle als Datenschutzbeauftragter am Gespräch teil-
nahm), Herr M (Vorgesetzter des Kl.), Herr O (Schwer-
behindertenvertrauensmann), der Bruder des Kl. und
der Kl. selbst teilgenommen. Der Kl. trägt vor, es habe
keine datenschutzrechtliche Belehrung stattgefunden.
Ihm sei die strikte Vertraulichkeit nur mündlich zugesi-
chert worden. Es habe sich daher nicht um ein BEM-Ge-
spräch gehandelt.

Die Arbeitsvertragsparteien trafen im weiteren Fort-
gang keine einvernehmliche Regelung hinsichtlich der
Beschäftigung des Kl.
Mit am 20.11.2019 eingegangener Klage beim ArbG
Hannover (1 Ca .../19) machte der Kl. eine behinde-
rungsgerechte Beschäftigung und Schadensersatzan-
sprüche gegenüber seiner Arbeitgeberin geltend. Pro-
zessbevollmächtigte für die Arbeitgeberin ist die Kanz-
lei K (im Folgenden: Kanzlei). Im Prozess ist Frau
Rechtsanwältin J (im Folgenden: Rechtsanwältin) für
die Arbeitgeberin aufgetreten. Die Rechtsanwältin
trug in dem arbeitsgerichtlichen Verfahren unter ande-
rem vor, dass im Rahmen des BEM-Gesprächs eine
mögliche Wiedereingliederung des Kl., die Wiederauf-
nahme seiner Beschäftigung, das ärztliche Attest v.
8.9.2019 und die Möglichkeit der Einrichtung eines Te-
learbeitsplatzes besprochen worden seien. Der Kl. ha-
be hierbei geäußert, dass für ihn die Einrichtung eines
Telearbeitsplatzes an seinem Erstwohnsitz in München
praktischer sei. Mit Urt. v. 4.3.2020 wurde die Klage
abgewiesen. Ein Anspruch auf schwerbehindertenge-
rechte Beschäftigung sei nicht gegeben. Ein Präven-
tionsverfahren nach § 167 I SGB IX sei nicht durchge-
führt worden.
Gegen das Urteil des ArbG Hannover legte der Kl. Beru-
fung ein. Über dieses beim LAG Niedersachsen anhän-
gige Verfahren (12 Sa 723/20) ist noch nicht entschie-
den worden.

Der Kl. wandte sich am 3.7.2020 an die Datenschutzbe-
auftragte des Landes Niedersachsen. Auch schrieb er
die Kanzlei der Rechtsanwältin an und schilderte die
aus seiner Sicht vorliegenden datenschutzrechtlichen
Verstöße.

Mit E-Mails v. 6.8.2020 und 8.8.2020 richtete der Kl. an
den hiesigen Bekl. eine Beschwerde. Es gehe um die un-
befugte Erhebung, Speicherung und Verwendung von
höchstpersönlichen personenbezogenen, insb. gesund-
heitlichen und seine Schwerbehinderung betreffende
Daten.

Die Rechtsanwältin seiner Arbeitgeberin habe sowohl
mündlich in den Gerichtsterminen, als auch in den ein-
gereichten Schriftsätzen an das ArbG Hannover mehr-
fach und umfangreich ohne die Zustimmung des Kl. aus
dem Gespräch v. 29.8.2019 zitiert. Seine sensiblen pri-
vaten, vertraulich ausgesprochenen personenbezoge-
nen Daten seien wissentlich der Öffentlichkeit preisge-
geben worden. Die Erhebung der Daten durch die
Rechtsanwältin sei rechtswidrig. Die Rechtsanwältin
habe rechtswidrig Zugang zu der BEM-Akte erhalten.
Sie habe sodann diese Daten rechtswidrig eingesehen
und rechtswidrig gespeichert. Die Rechtsanwältin habe
sogar wörtlich aus dem BEM-Gespräch zitiert. Es sei
auch zu untersuchen, inwieweit die datenschutzrecht-
lichen Prozesse und Schutzmaßnahmen der Kanzlei
ausreichend seien. Er bat um Verfolgung und Ahndung
aller datenschutzrechtlichen Verstöße. Das mehrfache,
nachhaltige und anhaltend gravierende datenschutz-
rechtliche Fehlverhalten seitens der Rechtsanwältin sei
umfassend aufzuklären und zu sanktionieren. Für die
weitere Zukunft sei ein ähnliches rechtswidriges Verhal-
ten zu unterbinden.

Der Bekl. wandte sich am 9.9.2020, 30.10.2020 und
10.12.2020 mit Zwischennachrichten an den Kl. Zu der
Frage, ob der Kl. vor dem Gespräch am 29.8.2019 da-
tenschutzrechtlich korrekt informiert worden sei, sei die
Landesbeauftragte für den Datenschutz Niedersachsen
zuständig. Hinsichtlich des weiteren Inhalts wird auf die
Zwischennachrichten verwiesen.

Hierauf teilte der Kl. mit, er habe niemals seine Einwilli-
gung zur Weitergabe seiner Daten an die Rechtsanwäl-
tin erteilt. Das Handeln der Rechtsanwältin sei i.S.d.
Art. 82 DSGVO äußerst gravierend. Insbesondere habe
sie in der Absicht gehandelt, ihn zu schädigen. Diese
negative „Krönung“ des Ganzen sei nun ganz aktuell,
dass die Rechtsanwältin im Schriftsatz an das LAG Nie-
dersachsen v. 17.9.2020 auf ihren erstinstanzlichen
Vortrag Bezug nehme.

Die Arbeitgeberin des Kl. bezog gegenüber der Landes-
beauftragten für Datenschutz des Landes Niedersach-
sen mit Schreiben v. 9.10.2020 Stellung. Der Kl. selbst
habe die Inhalte des Gesprächs v. 29.8.2019 unmittel-
bar zum Streitgegenstand des arbeitsgerichtlichen Ver-
fahrens gemacht und den diesbezüglichen Sachverhalt
selbst eingebracht. Entgegen der Behauptung des Kl.
habe die Rechtsanwältin keinen Einblick in die BEM-Ak-
te bekommen. Frau X habe den Inhalt des Gesprächs
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mündlich und allgemein in einem Gespräch mit der
Rechtsanwältin zusammengefasst, damit diese den
vom Kl. in seiner Klageschrift geschilderten Sachverhalt
habe verifizieren und prüfen können. Auch im Güte- und
Kammertermin sei das BEM-Gespräch nicht gesondert
thematisiert worden. Die Arbeitgeberin beschrieb dabei
ausführlich die Modalitäten von BEM-Gesprächen, die
bei ihr auf Basis einer Konzernbetriebsvereinbarung
durchgeführt würden.

Die Rechtsanwältin führte gegenüber dem Bekl. in einer
Stellungnahme v. 14.1.2021 aus, dass sie im Dezember
2019 mit der Bearbeitung des arbeitsrechtlichen
Rechtsstreits mandatiert worden sei. Sie habe keinen
Einblick in die BEM-Akte des Kl. genommen. Ihr sei der
Inhalt des BEM-Gesprächs mündlich zusammengefasst
worden, damit sie den Klägervortrag habe verifizieren
und prüfen können. Als der Kl. im Gütetermin geäußert
habe, dass es kein BEM-Gespräch gewesen sei, da der
Betriebsarzt nicht teilgenommen habe, seien ihr das
Einladungsschreiben sowie die Kopie der Rückantwort
des Kl. übersendet worden. Im Rahmen dieser Prüfung
habe sich ergeben, dass dem Kl. die Teilnahme des Be-
triebsarztes angeboten worden sei, er dieses Angebot
aber ausgeschlagen habe. Es seien lediglich die vom Kl.
in den Prozess eingebrachten Informationen aus der
Perspektive der Arbeitgeberin dargestellt worden. Es
seien keine Informationen über etwaige Erkrankungen
des Kl. im Rechtsstreit verwendet wurden, die nicht von
ihm selbst vorher eingeführt worden seien. Auch im Be-
rufungsverfahren habe der Kl. vollumfassend Bezug auf
sein Vorbringen in erster Instanz genommen, sodass sie
dies zur Verteidigung der Arbeitgeberin ebenso getan
habe. Die Datenverarbeitung sei auf der Grundlage von
§ 26 III BDSG i.V.m. Art. 9 IIb und f DSGVO erfolgt.

Hierauf bezog der Kl. gegenüber dem Bekl. erneut Stel-
lung. Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf den
Schriftsatz v. 20.2.2021 verwiesen.

Mit streitgegenständlichem Bescheid v. 1.3.2021 teilte
der Bekl. dem Kl. mit, dass die Verarbeitung personen-
bezogener Daten durch die Rechtsanwältin aus daten-
schutzrechtlicher Sicht nicht zu beanstanden sei.

Eine Trennung der personenbezogenen Gesundheitsda-
ten in „verwertbar“ und „nicht verwertbar“ sei für eine
nicht am Gespräch v. 29.8.2019 beteiligte Person un-
möglich durchzuführen und könne daher auch nicht ver-
langt werden. Es lägen zudem keine Anhaltspunkte da-
für vor, dass die Rechtsanwältin bewusst personenbezo-
gene Daten verarbeitet habe, welche sie nicht habe ver-
arbeiten dürfen. Da vor dem Gespräch v. 29.8.2019 kei-
ne datenschutzrechtliche Belehrung stattgefunden ha-
be, seien die dort erhobenen personenbezogenen Da-
ten nicht per se besonders geschützt.

Es sei der Streitgegenstand des arbeitsgerichtlichen
Verfahrens zu betrachten. Diesen habe der Kl. mit der
„Suche nach schwerbehindertengerechten Arbeitsbe-
dingungen“ in der Erwiderung v. 20.2.2021 auf Seite 3
denkbar weit gezogen. Es sei nicht ersichtlich, dass die
Rechtsanwältin sich vollkommen von diesem Streitge-

genstand entfernt oder in sonst irgendeiner Weise un-
zulässig und überschießend die personenbezogenen
Daten des Kl. verarbeitet hätte.

Die Verarbeitung personenbezogener Daten müsse
nicht zwangsläufig auf die Einwilligung der betroffenen
Person gestützt werden. Es solle durch den Datenschutz
nicht bezweckt werden, dass die Rechtspflege zum Erlie-
gen komme. Die Rechtsgrundlage sei in Art. 9 IIb und f
DSGVO zu sehen. Auch gem. § 22 I Nr. 1b BDSG sei
eine Verarbeitung von Gesundheitsdaten für die Beur-
teilung der Arbeitsfähigkeit eines Beschäftigten zuläs-
sig. Hierbei sei sogar eine Zweckänderung zur Geltend-
machung, Ausübung oder Verteidigung zivilrechtlicher
Ansprüche zulässig, § 24 II i.V.m. § 24 I Nr. 2 BDSG.

Der Kl. habe selbst entsprechende personenbezogene
Daten in den arbeitsgerichtlichen Prozess eingeführt,
gegen die sich die Arbeitgeberin zu verteidigen habe.
Dies begründe die Erforderlichkeit, konkrete Gesund-
heitsdaten zu verarbeiten, da sich andernfalls das Risi-
ko, den Prozess zu verlieren, signifikant erhöhe. Durch
die Klageerhebung sei ein eigenständiges Rechtsver-
hältnis begründet worden, welches die Verarbeitung
rechtfertige und in Bezug auf die Rechtsanwältin einen
Vertrauenstatbestand setze. Es widerspreche dem Bei-
bringungsgrundsatz, wenn bestimmte Informationen in
Form personenbezogener Daten von vornherein als
Sachvortrag ausgeschlossen würden. Die 23 wörtlichen
Zitate der Rechtsanwältin stünden allesamt in einem
konkreten Zusammenhang zum Streitgegenstand. Es
sei klar ersichtlich, dass sich die Zitate auf das Vorbrin-
gen des Kl. bezögen. Auch inhaltlich drehten sich diese
nur um allgemeine Lebensumstände und räumliche Ge-
gebenheiten und beträfen keine wirklich sensiblen Ge-
sundheitsdaten.

Aus diesen Gründen werde in der Sache nicht weiter
vorgegangen und der Vorgang abgeschlossen. In der
Rechtsbehelfsbelehrung wird auf Klage zum VG Wies-
baden innerhalb eines Monats hingewiesen.

Mit Schriftsatz v. 19.3.2021, eingegangen bei Gericht
am 22.3.2021, hat der Kl. die vorliegende Klage erho-
ben.

Der Kl. wiederholt und vertieft sein Vorbringen aus dem
Verwaltungsverfahren und trägt ergänzend vor, dass
ihm im Rahmen des Gesprächs am 29.8.2019 mündlich
versprochen worden sei, es herrsche höchste Vertrau-
lichkeit und kein im Raum gesprochenes Wort verlasse
den Raum.

Die vorliegende Klage sei als allgemeine Leistungsklage
statthaft. Sein Antrag sei nicht auf einen bestimmten
Verwaltungsakt des Bekl., sondern auf ein allgemein
aufsichtliches Einschreiten gerichtet. Insofern sei die
Rechtsbehelfsbelehrung des Schreibens v. 1.3.2021 un-
richtig.

Es handele sich bei seiner Beschwerde auch nicht um
eine bloße Petition. Er habe einen Anspruch auf auf-
sichtliches Handeln und sogar auf Verhängung eines
Bußgeldes aufgrund einer Ermessensreduzierung auf

BRAK-MITTEILUNGEN 3/2022 BERUFSRECHTLICHE RECHTSPRECHUNG

170



Null. Die Rechtsanwältin habe gravierend und nachhal-
tig die bestehenden datenschutzrechtlichen Rechte des
Kl. verletzt und verletze diese auch noch heute.

Der Bekl. gehe ferner davon aus, dass die beschwerde-
gegenständlichen personenbezogenen Daten keine per-
sonenbezogenen Daten seien. Es gelte hier Art. 4
DSGVO. Die DSGVO unterscheide auch nicht zwischen
„Gesundheitsdaten“ und „wirklich sensiblen Gesund-
heitsdaten“. Zudem habe die Rechtsanwältin unabhän-
gig vom Vortrag des Kl. in das arbeitsgerichtliche Ver-
fahren neu eingeführt, dass der Kl. „nach Beendigung
seiner Krankschreibung zu 100 % und ohne Wiederein-
gliederung wieder einsatzfähig“ sei, dass der Kl. an sei-
nem Erstwohnsitz ärztliche Versorgung in Anspruch
nehme und dass es dem Kl. im Rahmen des Gesprächs
sichtlich schwer gefallen sei, über das Erlebte sowie die
Erkrankung zu sprechen und er in dem Gespräch insge-
samt nicht sehr offen gewirkt habe. Der Bekl. dürfe
nicht nach einem allgemeinen „Gesamt-Gefühl“ pau-
schale Einschätzung ohne Anwendung des Gesetzes
vornehmen.

Der Bekl. habe in rechtswidriger Weise den Beschwer-
degegenstand des Kl. auch auf andere personenbezo-
genen Daten aus gerichtlichen Schriftsätzen des Kl. aus
dem arbeitsgerichtlichen Verfahren vor dem ArbG Han-
nover ausgedehnt. Es gehe ihm nur um die rechtswidri-
ge Verarbeitung seiner personenbezogenen Daten aus
dem Gespräch vom 29.8.2019 durch die Rechtsanwäl-
tin. Auch habe er keine weitergehende Beschwerde ein-
gelegt.

Der Bekl. verweigere auch die Rechtsanwendung der
DSGVO, indem er auf Verhältnismäßigkeitsgesichts-
punkte abstelle, die die Pflicht zur Anwendung von Ge-
setz und Recht außer Kraft setzten.

Auch lägen Ermessensfehler im Rahmen des Art. 58
DSGVO vor. Es läge ein Ermessensausfall vor, da der
Bekl. noch nicht einmal sehe, dass auch bei der Aus-
übung von Rechten und Pflichten aus dem Arbeitsrecht
der Ermessensspielraum des Art. 58 DSGVO eröffnet
sei. Der vom Bekl. angenommene Automatismus, dass
es, wenn ein Gerichtsverfahren aus dem Gebiet des Ar-
beitsrechts vorläge, umfassende Verwendungs- und Ver-
wertungsmöglichkeiten gebe, sei umfassend verfehlt
und rechtsfehlerhaft. Auch im Falle des Vorliegens ge-
richtlicher Verfahren gehe der datenschutzrechtliche
Gesetzgeber von der Notwendigkeit einer umfassenden
Interessen- und Rechtsgüterabwägung aus. Das Grund-
recht des Kl. auf informationelle Selbstbestimmung wer-
de vom Bekl. noch nicht einmal gesehen. Zudem liege
ein Ermessensfehlgebrauch durch die falsche Ausle-
gung von Art. 9b und f DSGVO vor. Der Bekl. differen-
ziere nicht zwischen Daten i.S.v. Art. 6 und Art. 9
DSGVO. Auch liege ein Ermessensfehlgebrauch durch
das Fehlen jeder ordnungsgemäßen Ermessensaus-
übung in Gestalt der gebotenen sorgfältigen Interes-
sen- und Rechtsgüterabwägung vor. Zudem verkenne
der Bekl. das Verwertungsverbot für rechtswidrig er-
langte personenbezogene Daten. Es könne nicht sein,

dass Betroffene bei einer fehlenden datenschutzrecht-
lichen Belehrung weniger Schutz genössen, als wenn
vor dem Gespräch ordnungsgemäß belehrt worden wä-
re. Selbst rechtmäßig im BEM-Verfahren erhobene per-
sonenbezogene Daten dürften nicht im gerichtlichen
Verfahren verwendet werden (Verbot der Zweckände-
rung).

Wenn der Kl. sein Recht erstreiten wolle, gehe damit
keinerlei Erlaubnis zur Verwendung seiner personenbe-
zogenen Daten durch den Bekl. einher. Auch das Zivil-
prozessrecht rechtfertige keine Verstöße gegen das
Grundrecht eines Betroffenen auf informationelle
Selbstbestimmung. Auch könnten § 24 BDSG und § 26
III BDSG (i.V.m. Art. 9 II b und f DSGVO) keine Anwen-
dung finden. Diese Normen seien beide restriktiv zu
handhabende Ausnahmetatbestände. § 22 I Nr. 1b)
BDSG sei überhaupt nicht einschlägig.

Zudem sei die „Abschlussmitteilung“ v. 1.3.2021 nicht
verhältnismäßig. Die „Abschlussmitteilung“ beruhe
auch auf den vom Kl. aufgezeigten Rechtsfehlern. Das
Grundrecht des Kl. auf informationelle Selbstbestim-
mung führe zu einer Schutzpflicht des Bekl. durch eine
Ermessensreduzierung auf Null. Ein aufsichtsrechtliches
Einschreiten können nur im Verhängen eines angemes-
senen Bußgeldes gegen die Rechtsanwältin bestehen.
Hierbei seien unter anderem die erhebliche Schwere
der durch die Rechtsanwältin begangenen datenschutz-
rechtlichen Verstöße zu berücksichtigen.

Der Kl. beantragt,
1) die Abschlussmitteilung des Bekl. v. 1.3.2021 aufzu-
heben,
2) dem Bekl. aufzuerlegen, gegen die zulasten des Kl.
begangenen Datenschutzverstöße der Beizuladenden,
Frau J, aufsichtliche Mittel einzusetzen,
3) dem Bekl. aufzuerlegen, gegen die zulasten des Kl.
begangenen Datenschutzverstöße der Beizuladenden,
Frau J, ein angemessenes Bußgeld zu verhängen,
4) hilfsweise, für den Fall des Unterliegens unter Z. 1-3,
den Bekl. unter Aufhebung der Abschlussmitteilung des
Bekl. v. 1.3.2021 zu verpflichten, über die Beschwerde
des Kl. v. 6.8.2020 unter Beachtung der Rechtsauffas-
sung des Gerichts neu zu bescheiden.

Der Bekl. beantragt, die Klage abzuweisen.

Der Bekl. beruft sich auf die Ausführungen in dem Be-
scheid v. 1.3.2021 und vertieft diese. Es sei zu trennen
zwischen der rechtlichen Prüfung der Behandlung der
personenbezogenen Daten im BEM-Gespräch und den
Daten, die die Rechtsanwältin im arbeitsgerichtlichen
Prozess verwendet habe. Es werde auf § 29 III BDSG
und die Einschränkung der Untersuchungsbefugnisse
nach Art. 58 Ie und f DSGVO hingewiesen. Der Bekl. ha-
be im Rahmen seiner Möglichkeiten seine Untersu-
chungsbefugnisse aus Art. 58 I DSGVO wahrgenom-
men und seinen Aufgaben aus Art. 57 I lit. a DSGVO
entsprochen.

Mit Beschl. v. 3.11.2021 hat das Gericht den vom Kl. ge-
gen den Vorsitzenden Richter am VG gerichteten Befan-
genheitsantrag abgelehnt und mit Beschl. v. 15.12.2021
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die hiergegen gerichtete Anhörungsrüge zurückgewie-
sen.

Am 19.1.2022 fand die mündliche Verhandlung statt.
Es wird auf das Sitzungsprotokoll verwiesen. Der Kl. ist
zur mündlichen Verhandlung nicht erschienen. Soweit
der Kl. erneut eine Terminverlegung beantragt hat, wird
auf den Beschl. v. 19.1.2022 Bezug genommen, mit
dem dieser Antrag zurückgewiesen worden ist.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten wird auf die
wechselseitigen Schriftsätze nebst Anlagen sowie den
Inhalt der Gerichtsakte und der beigezogenen Behör-
denakten des Bekl. (1 Hefter) nebst Auszügen aus der
Akte des ArbG Hannover, 1 Ca .../19 und des LAG Nie-
dersachsen, 12 Sa .../20, Bezug genommen.

AUS DEN GRÜNDEN:

Das Gericht konnte trotz Ausbleibens des Kl. über die
Sache verhandeln und entscheiden, da die Beteiligten
ordnungsgemäß geladen und in der Ladung auf diese
Möglichkeit hingewiesen wurden (§ 102 II VwGO). Ins-
besondere wurde der Antrag des Kl. auf Verlegung der
mündlichen Verhandlung am 19.1.2022 durch Be-
schluss abgelehnt. Wegen der Begründung wird auf die
Sitzungsniederschrift verwiesen.

I. Die Klage ist bereits teilweise unzulässig.

Im Rahmen der Zulässigkeit sind die Anträge des Kl.
zunächst auszulegen, § 88 VwGO. Als statthafte Kla-
geart kommt nicht – wie vom Kl. beantragt – eine all-
gemeine Leistungsklage („aufzuerlegen“) in Betracht,
sondern eine Verpflichtungsklage nach § 42 I Alt. 2
VwGO. Sowohl bei dem streitgegenständlichen Be-
scheid (vom Kl. als Abschlussmitteilung bezeichnet),
als auch bei dem vom Kl. begehrten Einschreiten des
Bekl. handelt es sich um Verwaltungsakte i.S.v. § 35
S. 1 HVwVfG (a.A. VG Ansbach, Urt. v. 16.3.2020 – AN
14 K 19.00464, juris Rn. 15 ohne weitere Begrün-
dung). Hierbei sind die Klageanträge zu 1) und 2), so-
wie zu 1) und 3) im Zusammenhang zu sehen, da nur
so das kassatorische Element der Verpflichtungsklage
deutlich wird.

Allerdings fehlt es für den Klageantrag zu 2) am erfor-
derlichen Rechtsschutzbedürfnis, da dieser nicht dem
Bestimmtheitserfordernis entspricht. Nach § 42 I Alt. 2
VwGO kann die Verurteilung zum Erlass eines abge-
lehnten oder unterlassenen Verwaltungsakts begehrt
werden. Hierbei ist der Inhalt des Verwaltungsakts ge-
nau zu bezeichnen (Wysk, 3. Aufl. 2020, VwGO § 42
Rn. 57). Bei Ungenauigkeiten fehlt es an der Vollstreck-
barkeit eines antragsgemäß ergangenen Urteils. So
liegt es hier. Der Kl. bezeichnet nicht, wie der Bekl. ein-
schreiten soll. Ausweislich des Katalogs des Art. 58 II
DSGVO stehen dem Bekl. als Aufsichtsbehörde mehre-
re Befugnisse zu, insbesondere der Ausspruch einer
Warnung oder Verwarnung, eine Anweisung oder die
Verhängung eines Verbots einer Verarbeitung. Eine
weitergehende Präzisierung des Antrags durch das Ge-
richt kommt nicht in Betracht, da sie Gefahr läuft, ent-
gegen § 88 VwGO über das klägerische Begehren hi-

nauszugehen. Beim Kl. handelt es sich im Übrigen um
einen promovierten Volljuristen, von dem erwartet wer-
den kann, einen vollstreckungsfähigen Antrag zu stel-
len.
Im Übrigen – hinsichtlich der Hauptanträge 1) und 3) –
ist die Klage zulässig.
Der Kl. ist als möglicher Betroffener eines Verstoßes ge-
gen Datenschutzrecht klagebefugt i.S.d. § 42 II VwGO,
weil aus der Betroffenheit ein Anspruch auf Einschreiten
des Bekl. in Form eines Bußgelds nach Art. 58 II lit. i
DSGVO folgen könnte (vgl. auch VG Ansbach, Urt. v.
16.3.2020 – AN 14 K 19.00464, juris Rn. 16 ff.).
Ein Vorverfahren findet gem. oder § 68 I 2 2. Alt. Nr. 1
VwGO i.V.m. § 8 I HDSIG nicht statt. Die Monatsfrist
des § 74 II VwGO ist gewahrt.
Richtiger Klagegegner ist gem. § 20 V Nr. 2 BDSG der
Hessische Landesbeauftragte für den Datenschutz und
die Informationsfreiheit. Der Hessische Beauftragte für
den Datenschutz und die Informationsfreiheit ist vorlie-
gend die zuständige Aufsichtsbehörde gem. § 13
HDSIG. Dieser ist gem. § 20 I BDSG i.V.m. § 19 III
HDSIG beteiligungsfähig, wenn es um Streitigkeiten
zwischen einer natürlichen oder juristischen Person und
einer Aufsichtsbehörde, hier eines Landes, über die
Rechte gem. Art. 78 I und II DSGVO geht.
Das VG Wiesbaden ist gem. § 20 I und III BDSG i.V.m.
Art. 78 II DSGVO örtlich zuständig.
II. Die Klage ist hinsichtlich der zulässig gestellten An-
träge unbegründet.
Der Kl. hat weder einen Anspruch auf Einschreiten des
Bekl. gegen die Rechtsanwältin noch einen Anspruch
auf Neubescheidung unter Beachtung der Rechtsauf-
fassung des Gerichts, § 113 V VwGO.
Der streitgegenständliche Bescheid v. 1.3.2021 ist in
vollem Umfang gerichtlich überprüfbar (vgl. hierzu aus-
führlich VG Wiesbaden, Urt. v. 7.6.2021 – 6 K 307/
20.WI).
Nach Art. 77 I DSGVO hat jede betroffene Person unbe-
schadet eines anderweitigen verwaltungsrechtlichen
oder gerichtlichen Rechtsbehelfs das Recht auf Be-
schwerde bei einer Aufsichtsbehörde, insbesondere in
dem Mitgliedstaat ihres gewöhnlichen Aufenthalts, ih-
res Arbeitsplatzes oder des Orts des mutmaßlichen Ver-
stoßes, wenn die betroffene Person der Ansicht ist, dass
die Verarbeitung der sie betreffenden personenbezoge-
nen Daten gegen die Datenschutzgrundverordnung
verstößt. Nach Art. 57 I lit. a DSGVO muss jede Auf-
sichtsbehörde die Anwendung der DSGVO überwachen
und durchsetzen. Art. 58 DSGVO regelt die Befugnisse
der Aufsichtsbehörde (in diesem Sinne auch EuGH, Urt.
v. 14.6.2021 – C-645/19).
Ein Anspruch auf die Verhängung eines Bußgelds nach
Art. 58 II lit. i DSGVO besteht nicht. Die Verhängung
eines Bußgelds setzt einen Verstoß gegen die DSGVO
voraus.
Die Datenverarbeitung der Rechtsanwältin war und ist
rechtmäßig.
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Die Rechtsanwältin hat bei der Datenverarbeitung

rechtmäßige
Datenverarbeitung

nicht gegen die DSGVO,
insbesondere Art. 5 I
DSGVO verstoßen. Die Da-
tenverarbeitung, auch die

der personenbezogenen Daten des Kl., erfolgte viel-
mehr rechtmäßig nach Art. 6 I UA 1 S. 1 f, Art. 9 II lit. f
DSGVO. Zur Frage der Anwendbarkeit von § 26 BDSG
wird auf die Vorlage an den EuGH verwiesen (VG Wies-
baden, Beschl. v. 27.1.2021 – 23 K 1360/20.WI).

Die Rechtsanwältin ist zwar „Verantwortliche“ i.S.d.
Art. 4 Nr. 7 DSGVO und wäre damit richtige Adressatin
eines Bußgeldbescheids.

Nach dieser Vorschrift ist derjenige Verantwortlicher,

Rechtsanwälte als
„Verantwortliche“

der allein oder gemeinsam
mit anderen über die Zwe-
cke und Mittel der Verar-
beitung von personenbezo-

genen Daten entscheidet.

Rechtsanwälte sind ein unabhängiges Organ der
Rechtspflege, § 1 BRAO. Der Rechtsanwalt ist der beru-
fene unabhängige Berater und Vertreter in allen Rechts-
angelegenheiten, § 3 I BRAO. In dieser Eigenschaft ver-
arbeitet er regelmäßig personenbezogene Daten auf-
grund eines Mandats. Der Schwerpunkt der Tätigkeit
liegt dabei auf der berufsständisch verankerten unab-
hängigen Tätigkeit. Ein Rechtsanwalt ist daher daten-
schutzrechtlich selbst als Verantwortlicher einzuordnen
(vgl. Kühling/Buchner/Hartung, 3. Aufl. 2020, DSGVO
Art. 28 Rn. 47). Dies ergibt sich insb. aus seiner Rechts-
stellung als unabhängiges Organ der Rechtspflege
gem. § 1 I BRAO und seiner unabhängigen Berater- und
Vertretereigenschaft gem. § 3 I BRAO. Der Anwalt trägt
selbst die Verantwortung für den Inhalt der Schriftsätze
hinsichtlich der Haftung und der Gestaltung (vgl. Be-
ckOK DatenschutzR/Spoerr, DSGVO, 34. Ed. 1.11.2020,
Art. 28).

Es ist auch eine Datenverarbeitung i.S.v. Art. 4 Nr. 2
DSGVO gegeben. Ein Verarbeitungsvorgang ist nach
Art. 4 Nr. 2 DSGVO jeder mit oder ohne Hilfe automati-
sierter Verfahren ausgeführter Vorgang oder jede sol-
che Vorgangsreihe im Zusammenhang mit personenbe-
zogenen Daten wie das Erheben, das Erfassen, die Or-
ganisation, das Ordnen, die Speicherung, die Anpas-
sung oder Veränderung, das Auslesen, das Abfragen,
die Verwendung, die Offenlegung durch Übermittlung,
Verbreitung oder eine andere Form der Bereitstellung,
der Abgleich oder die Verknüpfung, die Einschränkung,
das Löschen oder die Vernichtung.

Die Datenverarbeitung ist nach Art. 6 I UA 1 S. 1 f
i.V.m. Art. 9 DSGVO rechtmäßig, wenn die Verarbeitung
zur Wahrung der berechtigten Interessen des Verant-
wortlichen oder eines Dritten erforderlich ist, sofern
nicht die Interessen oder Grundrechte und Grundfrei-
heiten der betroffenen Person, die den Schutz personen-
bezogener Daten erfordern, überwiegen.

Für die Frage, ob ein berechtigtes Interesse vorliegt, ist
zunächst das Interesse des Verantwortlichen auf

berechtigtes
Interesse

Grundlage der Zweckbe-
stimmung zu betrachten. In
Betracht kommen bspw.

rechtliche, wirtschaftliche oder ideelle Interessen (Gola,
DSGVO/Schulz, DSGVO, 2. Aufl. 2018, Art. 6 Rn. 57).

Im vorliegenden Fall ist es das Interesse der Rechtsan-
wältin, die vertragliche Verpflichtung mit dem Mandan-
ten, der Arbeitgeberin, zu erfüllen (vgl. § 3 III BRAO).
Hierfür ist sie gehalten, die Prozessvertretung im ar-
beitsgerichtlichen Verfahren zu übernehmen und hierzu
vorzutragen. Die Rechtsanwältin erklärte sich zudem
nicht im eigenen Namen über die Daten des Kl., son-
dern als Vertreterin und im Namen der Partei über die
ihr vom Mandanten zugetragenen Tatsachen. Bei den
Äußerungen eines Anwalts im Prozess handelt es sich
um Parteivortrag.

Die Verarbeitung ist auch zur Wahrung der berechtig-
ten Interessen der Mandantschaft, hier der Bekl. Ar-
beitgeberin, erforderlich. Die Tätigkeit eines Rechtsan-
walts wäre unmöglich, wenn er nicht grundsätzlich
das vortragen dürfte, was ihm der Mandant mitteilt. Er
würde sich sogar seinerseits der Gefahr der Anwalts-
haftung aussetzen, wenn er entgegen § 138 II, III ZPO
nicht den Vortrag der gegnerischen Partei bestreitet
und den Sachverhalt aus der Perspektive des Mandan-
ten darstellt. Aus anwaltlicher Vorsicht ist der Rechts-
anwalt gehalten, umfassend vorzutragen und zu be-
streiten.

Die im Rahmen des Art. 6 I UA 1 S. 1 f DSGVO vorzu-
nehmende Interessenabwägung zwischen dem berech-
tigten Interesse des Verantwortlichen bzw. einem Drit-
ten (hier der Mandantschaft) an der Verarbeitung und
dem Interesse des Kl. an der Vertraulichkeit seiner Da-
ten geht zu Gunsten der Rechtsanwältin aus.

Die von der Rechtsanwältin verwendeten Daten sind
weder falsch, noch durch diese in rechtswidriger Weise
beschafft. Sie war bei dem Gespräch v. 29.8.2019 nicht
anwesend. Sie hat auch umfassend dazu vorgetragen,
dass sie selbst keinen Einblick in die „BEM-Akte“ hatte
und auf Basis des Vortrags des Kl. Fragen an die Arbeit-
geberin zur Sachverhaltsaufklärung stellte. Hieran be-
steht kein Zweifel.

In diesem Rahmen kommt es nicht drauf an, ob es sich
um ein wirksames „BEM-Gespräch“ handelte. Selbst bei
einem wirksam durchgeführten „BEM“ läge kein Ge-
heimnisverrat durch die Rechtsanwältin vor. Diese darf
alle Umstände nutzen, weil sie selbst mangels Teilnah-
me an dem Gespräch nicht der Verschwiegenheit unter-
liegt. Ansonsten würde sie die Interessen des Mandan-
ten und ihre Verpflichtungen aus dem Mandatsverhält-
nis verletzen. Hierauf kommt es aber im vorliegenden
Fall nicht an, da der Kl. selbst im arbeitsgerichtlichen
Verfahren vorgetragen hat, dass es sich nicht um ein
wirksames „BEM“ gehandelt habe. Demnach können
die Inhalte des Gesprächs auch nicht der Geheimhal-
tung unterliegen. Der Inhalt des Gesprächs kann erst
Recht verwendet werden. Dies hätte der Kl., der promo-
vierter Volljurist ist, erkennen müssen.
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Zudem hat der Kl. die Daten und damit Gesundheitsda-
ten selbst ins Verfahren eingebracht, indem er den Pro-
zess beim Arbeitsgericht mit seiner Klage einleitete und
den Gegenstand dieses Verfahrens durch den von ihm
geltend gemachten Anspruch auf eine leidensgerechte
Beschäftigung denkbar weit fasste.

Die Verarbeitung von Gesundheitsdaten des Kl. nach

Verarbeitung von
Gesundheitsdaten

Art. 9 I DSGVO ist zulässig.
Denn sie erfüllt die für eine
Datenverarbeitung durch
den Vortrag und Speiche-

rung im Prozess geltenden Voraussetzungen des Art. 9
II lit f DSGVO.

Zwar ist vom Grundsatz her gem. Art. 9 I DSGVO die
Verarbeitung von Gesundheitsdaten einer natürlichen
Person untersagt. Aus Art. 9 II lit. f DSGVO ergibt sich
jedoch, dass dieses Verbot dann nicht gilt, wenn die
Verarbeitung zur Geltendmachung, Ausübung oder Ver-
teidigung von Rechtsansprüchen oder bei Handlungen
der Gerichte im Rahmen ihrer justiziellen Tätigkeit erfor-
derlich ist.
Diese Norm dient der Sicherung des Justizgewährleis-
tungsanspruchs (vgl. Art. 47 GRCh, Art. 20 II 2, III GG).
Lässt sich ein rechtlicher Anspruch nur unter Verarbeitung
besonderer Kategorien personenbezogener Daten, hier
sensitiver Gesundheitsdaten, durchsetzen, so soll es hie-
ran nicht scheitern (Kühling/Buchner/Weichert, 3. Aufl.
2020, DSGVO Art. 9 Rn. 83). Das Datenschutzregime soll
nicht so weit gehen, dass die legitime Durchsetzung von
Rechten nicht mehr möglich ist (Paal/Pauly/Frenzel,
DSGVO Art. 9 Rn. 37). Dasselbe muss vor dem Hinter-
grund der Waffengleichheit und des effektiven Rechts-
schutzes auch für die Abwehr von Ansprüchen gelten.
Art. 9 II lit. f DSGVO verweist auf die nationalen verfah-
rensrechtlichen Regelungen, die einen angemessenen
Interessenausgleich der Beteiligten sicherstellen sollen.
Ein expliziter Verweis auf nationale Regelungen war in-
sofern nicht nötig (Kühling/Buchner/Weichert, 3. Aufl.
2020, DSGVO Art. 9 Rn. 87).

Streitgegenstand der Verfahren vor dem ArbG Hanno-
ver und dem LAG Niedersachsen ist der vom Kl. in sei-

nen Anträgen und Schriftsätzen geltend gemachte An-
spruch auf eine leidensgerechte Beschäftigung. Hierfür
legte der Kl. selbst insb. ärztliche Atteste, eine E-Mail
von Fr. S., die den Inhalt des „BEM“ zum Gegenstand
hat und eine E-Mail von ihm an die Arbeitgeberin, die
ebenfalls auf das „BEM“ Bezug nimmt, vor.

Falls man der Argumentation des Kl. folgt, so würde der
Justizgewährleistungsanspruch einseitig zu Lasten des
im arbeitsgerichtlichen Verfahren Bekl. ausgehebelt
werden. Hierbei ist auch die besondere Stellung des
Rechtsanwalts als unabhängiges Organ der Rechtspfle-
ge zu beachten, § 1 BRAO. Aus § 3 III BRAO folgt, dass
jedermann im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften
das Recht hat, sich in Rechtsangelegenheiten aller Art
durch einen Rechtsanwalt seiner Wahl beraten und vor
Gerichten, Schiedsgerichten oder Behörden vertreten zu
lassen. Auch § 11 II 1 ArbGG sieht dies vor. Das wäre
unmöglich, wenn die Rechtsanwältin im vorliegenden
Fall am Vortrag im Prozess gehindert wäre.

Da die Datenverarbeitung der Rechtsanwältin rechtmä-
ßig war und ist, hat auch der Klageantrag zu 4), über
den mangels Erfolgs der Klageanträge zu 1) bis 3) zu
entscheiden ist, aus den oben aufgeführten Gründen
ebenfalls keinen Erfolg.

Da das Verhalten der Rechtsanwältin im arbeitsrecht-
lichen Prozess nicht zu beanstanden ist, liegt für den
Bekl. eine Ermessensreduktion auf Null bezüglich eines
Nichteinschreitens vor.

HINWEISE DER REDAKTION:
Grundsätzlich steht jedem Mandanten gegen seinen
Anwalt ein Anspruch auf Datenauskunft gem. Art. 15
DSGVO zu. Der Begriff der „personenbezogenen Da-
ten“ nach Art. 4 DSGVO umfasst nach der Legaldefini-
tion in Art. 4 Nr. 1 DSGVO alle Informationen, die sich
auf eine identifizierbare natürliche Person beziehen.
Dem Auskunftsanspruch unterfallen auch die Anga-
ben aus dem Mandatskonto sowie die betreffend den
Mandanten gespeicherte elektronische Kommunika-
tion. Ausführlich dazu Kolb, BRAK-Mitt. 2022, 64.

SONSTIGES

RECHTSWIDRIGE VORAUSWAHLLISTE
FÜR INSOLVENZVERWALTER

InsO § 56

1. Ein Bewerber kann mit einem Antrag auf gericht-
liche Entscheidung geltend machen, dass die Aus-
wahlkriterien, die der Insolvenzrichter bei der Auf-
nahme in die Vorauswahlliste für Insolvenzverwalter

heranzieht, rechtswidrig sind und ihn in seinen
Rechten verletzen. Hierzu zählen auch Merkmale,
die eine Strukturierung der Vorauswahlliste ermög-
lichen sollen.
2. Ein Bewerber kann mit einem Antrag auf gericht-
liche Entscheidung geltend machen, dass er bei
rechtsfehlerfreier Anwendung der vom Insolvenz-
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richter für eine Vorauswahlliste herangezogenen
Kriterien in einer für ihn günstigeren Weise auf der
Vorauswahlliste zu führen ist.
3. Eine Punktebewertung der Bewerber ist rechts-
widrig, wenn die zugrundeliegenden Daten der ein-
zelnen Bewerber auf einer unzureichenden Grundla-
ge gewonnen werden oder nicht ausreichend ver-
gleichbar sind.
4. Der Insolvenzrichter kann für die Vorauswahlliste
von Bewerbern grundsätzlich aus den von diesen
abgeschlossenen Insolvenzverfahren Daten zu ver-
fahrensbezogenen Merkmalen (wie etwa „Sanie-
rung“, „Insolvenzpläne“, „Massesteigerung“, „Aus-
schüttungsquote“, „Verwaltungskosten“, „Abwei-
sung mangels Masse“ und „Verfahrensdauer“) erhe-
ben.
BGH, Beschl. v. 13.1.2022 – IX AR(VZ) 1/20 KG Berlin

AUS DEN GRÜNDEN:
[1] A. Der Ast. ist Rechtsanwalt und Notar und seit dem
Jahr 1995 als Konkurs-, Gesamtvollstreckungs- und In-
solvenzverwalter tätig. Er ist seit dem Jahr 2006 Fach-
anwalt für Insolvenzrecht. Die Insolvenzrichter des AG
Charlottenburg führten eine gemeinsame Vorauswahl-
liste für Insolvenzverwalter, in die der Ast. aufgenom-
men war. Sie entschieden sich später, eine neue gemein-
same Vorauswahlliste auf der Grundlage einer von ih-
nen entwickelten Verfahrensordnung zur Verwalterbe-
stellung zu erstellen. Gemäß Nr. 2 Abs. 2 der Verfah-
rensordnung setzte sich die Liste aus drei Listen zusam-
men. Die erste Liste sollte alle Bewerber enthalten, die
20 und mehr „schlussgerechnete Unternehmensinsol-
venzen“ (fortan auch: Unternehmensinsolvenzen)
durchgeführt hatten, die zweite Liste die Bewerber mit
weniger als 20 Unternehmensinsolvenzen und die dritte
Liste alle Bewerber, die ausschließlich für Verbraucher-
insolvenzverfahren gelistet werden. Nach der Verfah-
rensordnung setzte die Aufnahme in die Liste insb. eine
schriftliche Bewerbung unter Verwendung des vom Ge-
richt erstellten Fragebogens voraus. Nr. 4 der Verfah-
rensordnung bestimmte, dass die Bewerber nach Aus-
wertung der Fragebögen eine Nachricht über die Auf-
nahme in die Liste oder die Zurückweisung des Antrags
erhielten. Bewerber mit mindestens 20 Unternehmens-
insolvenzen sollten zusätzlich die Mitteilung erhalten,
ob ihr Ergebnis sich oberhalb oder unterhalb des ermit-
telten Durchschnitts der Punktezahlen aller Bewerber
befindet. Zudem sah die Verfahrensordnung vor, dass
das Gericht auf der Basis der erhobenen Daten ein in-
ternes Ranking erstellt, dessen Grundlagen den Bewer-
bern offengelegt werden, dessen Ergebnisse jedoch we-
der mitgeteilt noch veröffentlicht werden sollten.

[2] Mit Schreiben v. 7.7.2016 informierte der P.C. (fort-
an: Ag.) den Ast. über das Verfahren zur Erstellung der
neuen Vorauswahlliste. Hierzu stellte der Ag. einen in
die Abschnitte A bis K gegliederten Fragebogen zur Ver-
fügung, welchen der Ast. ausfüllte. Mit Bescheid v. 23.3.
2017 teilte der Ag. dem Ast. mit, dass dieser in die neu
erstellte Vorauswahlliste aufgenommen worden sei. Die

durchschnittliche Punktezahl aller Interessenten mit
mind. 20 Unternehmensinsolvenzen betrage 193,73
Punkte, der Punktewert des Ast. 155,45 Punkte. Dem
Schreiben war eine Erläuterung der Kriterien für die
Punkteverteilung und eine Zusammenstellung der in
den einzelnen Bereichen erreichten Maximalwerte so-
wie der vom Ast. erreichten Werte beigefügt. Mit Schrei-
ben v. 2.6.2017 teilte der Ag. mit, dass die erhobenen
Daten und deren Auswertung lediglich dazu dienten,
dem Gericht eine geordnete Zusammenstellung der Ge-
sichtspunkte zur Verfügung zu stellen. Damit sei keine
verbindliche Rangfolge verbunden.

[3] Der Ast. beanstandet den ihm zugeteilten Punkte-
wert und die Art und Weise der Erstellung der Rangfol-
ge. Er hat – soweit noch von Interesse – beantragt, den
Bescheid des Ag. v. 23.3.2017 aufzuheben und den Ag.
zu verpflichten, ihn, den Ast., regelmäßig als Insolvenz-
verwalter zu bestellen, hilfsweise ihn so zu behandeln,
als hätte er bei der Durchführung des Auswahlverfah-
rens eine überdurchschnittliche Punktzahl erlangt.

[4] Das KG hat den Bescheid v. 23.3.2017 aufgehoben,
den Ag. angewiesen, über den Antrag des Ast. auf Auf-
nahme in die Liste derjenigen Personen, aus der die In-
solvenzrichter im Amtsbezirk des Ag. regelmäßig Insol-
venzverwalter bestellen (Vorauswahlliste), neu zu ent-
scheiden, und den darüberhinausgehenden Antrag als
unzulässig abgewiesen. Mit der vom KG zugelassenen
Rechtsbeschwerde erstrebt der Ag. die vollständige Ab-
weisung des Antrags. Der Ast. verfolgt mit seiner
Rechtsbeschwerde seinen Antrag weiter.

[5] B. Die Rechtsbeschwerden der Parteien haben über-
wiegend keinen Erfolg.

[6] I. Das KG, dessen Entscheidung u.a. in NZI 2020,
753 veröffentlicht ist, hat gemeint, Haupt- und Hilfsan-
trag seien unzulässig, soweit der Ag. verpflichtet wer-
den solle, den Ast. häufiger oder regelmäßiger als Insol-
venzverwalter zu bestellen. Dies gelte auch für die er-
strebte Behandlung als Bewerber mit einer überdurch-
schnittlichen Punktezahl. Für ein solches Begehren fehle
es an einem subjektiven Recht.

[7] Jedoch enthalte der Antrag als Minus ein Begehren,
über die Aufnahme des Ast. in die Liste derjenigen Per-
sonen, aus der die Insolvenzrichter im Amtsbezirk des
Ag. regelmäßig Insolvenzverwalter bestellen (Voraus-
wahlliste), neu zu entscheiden. Dieser Antrag sei be-
gründet. Im Rahmen eines Verfahrens nach §§ 23 ff.
EGGVG könne nur geprüft werden, ob die Art und Wei-
se der Aufnahme des Ast. in Form einer Zuteilung einer
Punktebewertung in einem Ranking sowohl hinsichtlich
der Gesamtbewertung als auch hinsichtlich der Bewer-
tung in Einzelkriterien deshalb rechtswidrig sei, weil die
gesetzlichen Grenzen des Beurteilungsspielraums über-
schritten seien oder der Beurteilungsspielraum in einer
dem Zweck der Ermächtigung nicht entsprechenden
Weise angewandt worden sei. Für das Vorauswahlver-
fahren stehe im Hinblick auf § 56 InsO die Ausfüllung
des unbestimmten Rechtsbegriffs der persönlichen und
fachlichen Eignung im Vordergrund. Die dabei zu stel-
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lenden Anforderungen unterlägen der vollen gericht-
lichen Kontrolle. Für die Beurteilung, ob ein konkreter
Bewerber den danach aufgestellten Kriterien für die
persönliche und fachliche Eignung entspreche, stehe
dem Insolvenzgericht ein nur eingeschränkt überprüf-
barer Beurteilungsspielraum zu. Dabei habe der Ast.
einen Anspruch darauf, eine faire Chance auf Bestel-
lung zum Insolvenzverwalter zu erhalten.

[8] Nach diesen Maßgaben sei der Bescheid des Ag. v.
27.3.2017 so zu verstehen, dass aufgrund der erhobe-
nen Daten eine Rangfolge der Prätendenten erstellt
worden sei und dass die Häufigkeit der Bestellung zum
Insolvenzverwalter von der Position des jeweiligen Prä-
tendenten abhängen solle. Dies ergebe sich insb. aus
den Mitteilungen im Vorfeld und der Übernahme des
sog. Hannoveraner Modells. Dieser Bescheid sei durch
das Schreiben v. 2.6.2017 nicht teilweise zurückgenom-
men worden.

[9] Die konkrete Ausgestaltung des Verfahrens zur Er-
stellung der Vorauswahlliste sei teilweise willkürlich und
verletze das Recht auf eine faire Zugangschance zum
Amt des Insolvenzverwalters. Sie führe zu einer sachlich
nicht gerechtfertigten Besserstellung alteingesessener
Insolvenzverwalter bei der Festlegung und Gewichtung
einzelner Auswahlkriterien. Zudem berücksichtige der
Ag. Einzelmerkmale, die andere Ziele als das die Insol-
venzordnung beherrschende Prinzip der bestmöglichen
Gläubigerbefriedigung in den Vordergrund stellten.

[10] Der Teil der vom Ag. erstellten Liste 1, der die Alt-
verwalter mit überdurchschnittlichem Punkteergebnis
enthalte, stelle eine geschlossene Liste dar. Sie fördere
die Bestellungschancen der alteingesessenen Altverwal-
ter. Das System der Punktebewertung berge die Gefahr,
dass mit Schaffung und Gewichtung von Einzelkriterien
alteingesessene Bewerber bevorzugt werden könnten.
Dies gelte auch für die vom Ag. verwendete Voraus-
wahlliste. Solange die erreichte Punktezahl für die Be-
stellung zum Insolvenzverwalter ausschlaggebend sei,
sei der gleichmäßige Zugang für alle Bewerber nicht ge-
währleistet. Dies stelle einen Eingriff in das Grundrecht
der freien Berufsausübung aus Art. 12 GG dar. Eine ge-
setzliche Grundlage hierfür fehle. Eine Steuerung der
Vorauswahlliste durch die Insolvenzrichter eines Amts-
gerichts auf der Grundlage einer Verfahrensordnung
laufe auf eine Ermessensentscheidung hinaus, die es
auf dieser Stufe noch nicht geben dürfe.

[11] Für die Erstellung der Vorauswahlliste sei das Kri-
terium Berufserfahrung unbedenklich. Gleiches gelte
für das Merkmal Qualifikation, soweit dabei auf Ab-
schlüsse abgestellt werde. Bedenklich sei das Merkmal
kommunikative Kompetenz, weil hierbei auf die Eindrü-
cke aus vergangenen Bestellungen als Insolvenzverwal-
ter zurückgegriffen werde. Dies bevorzuge die alteinge-
sessenen Insolvenzverwalter. Die Merkmale Fortbildung
Verwalter und Fortbildung Mitarbeiter seien für die Be-
wertung intransparent, weil allein auf das Jahr 2015
abgestellt werde und andere Jahre nicht berücksichtigt
würden. Das Kriterium Zertifizierung dürfe nicht berück-

sichtigt werden, weil hierauf im Vorfeld nicht hingewie-
sen worden sei. Der Gleichbehandlungsgrundsatz ge-
biete, dass die maßgeblichen Kriterien transparent und
aus allgemein zugänglichen Quellen ersichtlich seien.

[12] Im Hinblick auf die Merkmale Sanierung, Insol-
venzpläne, Massesteigerung und Ausschüttungsquote
sei fraglich, ob für eine ausreichende Chancengleich-
heit für alle Bewerber gesorgt sei. Eine Verbesserung
der Punktebewertung durch diese Merkmale komme vor
allem für jene Bewerber in Betracht, die als überdurch-
schnittliche Bewerber ohnehin häufiger bestellt würden.
Hingegen hätten andere Bewerber, die nur gelegentlich
in Kleinverfahren oder massearmen Insolvenzverfahren
bestellt würden, kaum eine Chance, ihre Punktebewer-
tung zu verbessern. Das Merkmal Verwaltungskosten
sei geeignet, diejenigen Bewerber zu benachteiligen,
die überwiegend in Kleinverfahren zum Insolvenzver-
walter bestellt würden. Das Merkmal Abweisung man-
gels Masse benachteilige ebenfalls die Gruppe der un-
terdurchschnittlichen Altverwalter und der Jungverwal-
ter. Auch dem Kriterium Verfahrensdauer könne kein
besonderes Gewicht für das Ranking zukommen.

[13] II. Dies hält rechtlicher Überprüfung weitgehend
stand.

[14] 1. Die Rechtsbeschwerden sind zulässig. Insbeson-
dere enthalten die Entscheidungsgründe des angefoch-
tenen Beschlusses keine Einschränkung der Rechtsbe-
schwerdezulassung.

[15] 2. Die Rechtsbeschwerde des Ag. ist unbegründet,
soweit sich der Ag. gegen die Aufhebung des Bescheids
v. 23.3.2017 und die Verpflichtung zur Neubescheidung
wendet. Sie hat teilweise Erfolg hinsichtlich der vom KG
für die Neubescheidung geäußerten Rechtsauffassung.

[16] a) Das KG hat das Begehren des Ast. dahin ausge-
legt, dass es hilfsweise auf eine Neubescheidung des
Ast. gerichtet ist. Dagegen wendet sich die Rechtsbe-
schwerde nicht. Der Ast. hat sich dieses Verständnis sei-
nes Antrags jedenfalls durch den Antrag auf Zurückwei-
sung der Rechtsbeschwerde des Ag. stillschweigend zu
eigen gemacht.

[17] b) Im Ergebnis zutreffend hat das KG angenom-
men, dass die vom Ag. im Rahmen der Vorauswahlliste
vorgenommene Punktbewertung rechtswidrig ist und
den Ast. in seinen Rechten verletzt.

[18] aa) Der Angriff der Rechtsbeschwerde, die Mittei-
lung über die vom Ast. erreichte Punktezahl und die
Durchschnittspunktezahl der Bewerber könne nicht Ge-
genstand gerichtlicher Kontrolle sein, weil der Bescheid
v. 23.3.2017 allein die Aufnahme des Ast. in die Voraus-
wahlliste regele, geht fehl. Die Punktebewertung stellt
einen im Verfahren nach §§ 23 ff. EGGVG anfechtbaren
Teil des Bescheides dar. Dabei kommt es nicht darauf
an, ob diese Punktebewertung für den über die Bestel-
lung zum Insolvenzverwalter entscheidenden Insolvenz-
richter verbindlich ist.

[19] (1) Die für einen Insolvenzrichter bei der Bestellung
oder Auswahl eines Bewerbers zum Insolvenzverwalter
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verbindliche Punktebewertung unterliegt als hoheitliche
Maßnahme der gerichtlichen Kontrolle nach §§ 23 ff.
EGGVG. Ein Bewerber kann insoweit gem. § 24 I
EGGVG geltend machen, in seinen Rechten verletzt zu
sein. Dies stellt die Rechtsbeschwerde nicht in Frage.

[20] (2) Die Ermittlung und Festsetzung des Punktewer-
tes ist jedoch auch dann im Verfahren nach §§ 23 ff.
EGGVG angreifbar, wenn – wie der Ag. geltend macht –
sie für den einzelnen Insolvenzrichter unverbindlich sein
und lediglich einer Strukturierung der Vorauswahlliste
und als Orientierungshilfe dienen sollte. Erhebt der In-
solvenzrichter für die Erstellung der Vorauswahlliste Da-
ten, kann der Bewerber hinsichtlich der erhobenen Da-
ten und ihrer Verarbeitung geltend machen, dass dies
rechtswidrig sei.

[21] (a) Merkmale, die eine Aufnahme in die Voraus-
wahlliste ausschließen, unterliegen gerichtlicher Kon-
trolle. Diese erstreckt sich darüber hinaus auf die Aus-
wahlkriterien, die der Insolvenzrichter für die Aufnahme
in die Vorauswahlliste heranzieht (vgl. BGH, Beschl. v.
17.3.2016 – IX AR(VZ) 1/15, ZIP 2016, 876 Rn. 24; v.
17.3.2016 – IX AR(VZ) 2/15, ZIP 2016, 930 Rn. 23 ff.; v.
13.10.2016 – IX AR(VZ) 7/15, ZIP 2016, 2127
Rn. 11 ff.). Hierzu zählen Merkmale, die eine Strukturie-
rung der Vorauswahlliste ermöglichen sollen.

[22] Gemäß § 23 I EGGVG entscheiden über die Recht-
mäßigkeit der Anordnungen, Verfügungen und sonsti-
gen Maßnahmen, die von Justizbehörden zur Regelung
einzelner Angelegenheiten auf bestimmten Rechtsge-
bieten getroffen werden, die ordentlichen Gerichte. Die-
se Entscheidungsbefugnis ist nicht auf Verwaltungsakte
der Justizbehörden beschränkt. Vielmehr ist auch sons-
tiges hoheitliches Handeln unter den Begriff des Justiz-
verwaltungsakts i.S.d. § 23 I EGGVG zu fassen (vgl.
MünchKomm-ZPO/Pabst, 6. Aufl., § 23 EGGVG Rn. 3
m.w.N.). Der Ag. bewertet die vom Ast. im Rahmen der
Vorauswahlliste erhobenen Daten mit Punkten und
setzt die Gesamtpunktezahl in Beziehung zu einer
Durchschnittspunktezahl. Dies stellt auch dann eine ho-
heitliche Maßnahme dar, wenn daraus keine für den In-
solvenzrichter verbindliche Rangfolge abgeleitet wird.

[23] (b) Die Antragsbefugnis nach § 24 I EGGVG ist ge-

Antragsbefugnis
geben. Der Ast. macht gel-
tend, durch die Maßnahme
in seinen aus Art. 12 I GG

und Art. 3 I GG folgenden subjektiven Rechten verletzt
zu sein. Insoweit genügt es, wenn das Verfahren oder
die Ausgestaltung der Vorauswahlliste eine Verletzung
des Rechts des Ast. auf einen chancengleichen Zugang
zur Bestellung zum Insolvenzverwalter (vgl. hierzu
BVerfGE 116, 1, 16) möglich erscheinen lässt. Die Chan-
cengleichheit der Bewerber ist gerichtlicher Überprü-
fung zugänglich (BVerfG, ZIP 2004, 1649, 1652). Die
Mitteilung über die erreichte Punktezahl und die Durch-
schnittspunktzahl der Bewerber betreffen den Ast. in
seinen Rechten, soweit er geltend macht, dass die Vor-
auswahlliste und die Art und Weise der Bewertung und
Verarbeitung der erhobenen Daten seine Chancen, als

Insolvenzverwalter bestellt zu werden, in rechtlich unzu-
lässiger Weise beeinträchtigen. Mehr ist für die An-
tragsbefugnis nach § 24 I EGGVG nicht erforderlich.

[24] (3) Die Neubescheidung ist daher darauf gerich-
tet, den Ast. auf der Vorauswahlliste nur mit solchen
Kriterien zu führen, die rechtlich zulässig sind.

[25] bb) Die vom Ag. vorgenommene Punktebewertung

rechtswidrige
Punktewertung

ist rechtswidrig und ver-
letzt den Ast. in seinen
Rechten.

[26] (1) Gemäß § 56 I 1
InsO ist zum Insolvenzverwalter eine für den jeweiligen
Einzelfall geeignete, insbesondere geschäftskundige
und von den Gläubigern und dem Schuldner unabhän-
gige natürliche Person zu bestellen, die aus dem Kreis
aller zur Übernahme von Insolvenzverwaltungen berei-
ten Personen auszuwählen ist. Die für die Vorauswahl-
liste erhobenen Daten sowie die Strukturierung und Be-
wertung dieser Daten im Rahmen der Vorauswahlliste
sind rechtlich daran zu messen, welche Gesichtspunkte
die Ermessensausübung des Insolvenzrichters bei der
Bestellung eines Bewerbers zum (vorläufigen) Insolvenz-
verwalter bestimmen und eingrenzen. Hieran ist auch
das für die Erstellung der Vorauswahlliste bestehende
Ermessen auszurichten (vgl. Lüke, in Kübler/Prütting/
Bork, InsO, 2021, § 56 Rn. 28).

[27] Das Vorauswahlverfahren darf sich nicht nur auf
das Erstellen einer Liste mit Namen und Anschriften in-
teressierter Bewerber beschränken, vielmehr müssen
die Daten über die Bewerber erhoben, verifiziert und
strukturiert werden, die der jeweilige Insolvenzrichter
nach der eigenen Einschätzung für eine sachgerechte
Ermessensausübung bei der Auswahlentscheidung aus
dem Kreis der Bewerber benötigt (BGH, Beschl. v. 17.3.
2016 – IX AR(VZ) 1/15, ZIP 2016, 876 Rn. 24; v. 17.3.
2016 – IX AR(VZ) 2/15, ZIP 2016, 930 Rn. 23; v. 17.3.
2016 – IX AR(VZ) 5/15, ZIP 2016, 935 Rn. 24; BVerfGE
116, 1, 17). Im Vordergrund steht die Ausfüllung des
unbestimmten Rechtsbegriffs der persönlichen und
fachlichen Eignung (vgl. BGH, Beschl. v. 19.12.2007 –
IV AR(VZ) 6/07, ZIP 2008, 515 Rn. 21; Uhlenbruck/Zip-
perer, InsO, 15. Aufl., § 56 Rn. 14). Maßstab für die Vor-
auswahlliste sind daher die Anforderungen an eine ge-
nerelle, von der Typizität des einzelnen Insolvenzverfah-
rens gelöste Eignung für das Amt des Insolvenzverwal-
ters (vgl. BGH, Beschl. v. 19.12.2007, a.a.O. Rn. 19; v.
17.3.2016 – IX AR(VZ) 5/15, ZIP 2016, 935 Rn. 17;
BVerfGE 116, 1, 17 f.). Die Aufnahme auf die Voraus-
wahlliste und die Bestellung zum Insolvenzverwalter
dürfen nicht von Voraussetzungen abhängig gemacht
werden, die aus Sachgründen offensichtlich nicht mehr
zu rechtfertigen sind (BVerfG, ZIP 2009, 1722 Rn. 14).

[28] Rechtliche Grenzen ergeben sich zudem daraus,
dass die Vorauswahl geeigneter Bewerber die Entschei-
dung über die Bestellung eines Insolvenzverwalters
maßgeblich vorbereiten soll (vgl. BVerfG, ZIP 2004,
1649, 1652), sie jedoch nicht vorwegnehmen darf. Die
Vorauswahlliste soll dem Insolvenzrichter eine hinrei-
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chend sichere Grundlage verschaffen, um sein Ermes-
sen bei der Bestellung des (vorläufigen) Insolvenzver-
walters in einem konkreten Insolvenzverfahren sachge-
recht ausüben zu können (vgl. BVerfGE 116, 1, 17
m.w.N.), indem er auf einen Kreis von Bewerbern zu-
rückgreifen kann, auf deren allgemeine Qualifikation er
sich verlassen kann, weil deren generelle persönliche
und fachliche Eignung bereits geprüft und bejaht wor-
den ist (BGH, Beschl. v. 19.12.2007 – IV AR(VZ) 6/07,
ZIP 2008, 515 Rn. 20). Daher muss das Vorauswahlver-
fahren dem Richter nicht nur eine zügige Eignungsprü-
fung für das konkrete Verfahren ermöglichen, sondern
ihm außerdem hinreichende Informationen für eine
pflichtgemäße Ausübung des Auswahlermessens ver-
schaffen und verfügbar machen (vgl. BVerfGE 116, 1,
17). Erfüllt ein Bewerber die persönlichen und fach-
lichen Anforderungen für das Amt des Insolvenzverwal-
ters im Allgemeinen, kann ihm die Aufnahme in die Lis-
te nicht versagt werden. Ein Ermessen für den die Vor-
auswahlliste führenden Insolvenzrichter besteht nicht
(BGH, Beschl. v. 19.12.2007, a.a.O.; v. 17.3.2016 – IX
AR(VZ) 1/15, ZIP 2016, 876 Rn. 24). Es ist zwischen
dem Beurteilungsspielraum einerseits zu unterscheiden,
welcher der Justizverwaltungsbehörde zuzubilligen ist,
wenn sie den Bewerber an den allgemeinen Kriterien
für die fachliche und persönliche Eignung misst, und
dem Ermessensspielraum des Insolvenzrichters ande-
rerseits, der aus den in die Liste aufgenommenen Be-
werbern einen Insolvenzverwalter im Einzelfall be-
stimmt (vgl. BGH, Beschl. v. 19.12.2007, a.a.O. Rn. 21).

[29] (2) Nach diesen Maßstäben ist die vom Ag. geführ-
te Vorauswahlliste – wie das KG im Ergebnis mit Recht
annimmt – hinsichtlich der Punktebewertung rechtswid-
rig. Die Punktbewertung ist nach der Art ihrer Ausge-
staltung für den angestrebten Zweck ungeeignet. Der
Insolvenzrichter überschreitet damit den ihm bei der
Vorauswahlliste zur Verfügung stehenden Ermessens-
spielraum. Dies gilt auch dann, wenn es sich – wie der
Ag. meint – um eine unverbindliche Vorbereitung der
Entscheidung über die Bestellung handelt.

[30] (a) Die Punktebewertung ist rechtswidrig, weil

keine ausreichend
vergleichbaren Daten

nicht ersichtlich ist, dass
die zugrundeliegenden Da-
ten der einzelnen Bewerber
auf einer gesicherten

Grundlage gewonnen und ausreichend vergleichbar
sind. Die Einzelpunktzahlen und die Gesamtpunktezahl
entbehren mithin eines sachlichen Grundes, der eine
Ungleichbehandlung der Bewerber nach Maßgabe der
im Vergleich zu anderen Bewerbern erzielten Gesamt-
punktezahl rechtfertigen könnte.

[31] Der Ag. vergibt ausweislich des dem Ast. erteilten
Bescheids v. 23.3.2017 Einzelpunktezahlen für die all-
gemeinen Merkmale Berufserfahrung, Qualifikation,
Kommunikative Kompetenz, Berufsfelder, Fortbildung
Verwalter, Fortbildung Mitarbeiter und Zertifizierung so-
wie für die verfahrensbezogenen Merkmale Sanierung,
Insolvenzpläne, Massesteigerung, Ausschüttungsquote,

Verwaltungskosten, Abweisung mangels Masse und
Verfahrensdauer. Auf die verfahrensbezogenen Merk-
male entfallen maximal 280 Punkte. Sie machen den
Großteil der möglichen Punkte aus. Für verfahrensbezo-
gene Merkmale hat der Bewerber allein anhand der Un-
ternehmensinsolvenzen, in denen er in der Vergangen-
heit als Insolvenzverwalter bestellt worden ist und für
die er in einem vom Ag. festgelegten Zeitraum die
Schlussrechnung eingereicht hat (vom Ag. als schluss-
gerechnete Unternehmensinsolvenzen bezeichnet),
einen individuellen Wert zu ermitteln.

[32] Dieser Wert hängt entscheidend davon ab, zu wel-
chem Zeitpunkt, in welcher Anzahl und in welcher Art
von Unternehmensinsolvenzen der Bewerber in der Ver-
gangenheit als Insolvenzverwalter bestellt worden ist.
Die Eigenheiten dieser Verfahren prägen diesen Wert.
Demgegenüber richtet sich die Punktezahl, die ein Be-
werber bei einem dieser Merkmale erzielt, allein da-
nach, wie sich der in den von ihm bearbeiteten Unter-
nehmensinsolvenzen erzielte Wert im Vergleich zu den
von anderen Bewerbern in den von diesen bearbeiteten
Unternehmensinsolvenzen darstellt. Ein solcher Ver-
gleich anhand der erzielten Ergebnisse ist nur stichhal-
tig, wenn eine gesicherte Grundlage besteht, dass die
für die erzielten Werte herangezogenen Insolvenzver-
fahren ihrer Art und Struktur nach vergleichbar sind.
Der Ag. zeigt nicht auf, dass dies der Fall ist. Damit ist
die Punktebewertung ohne Aussagekraft, weil weder
die herangezogene Datengrundlage noch die Vergleich-
barkeit der zugrundeliegenden Verfahren gesichert ist.

[33] Das Ziel, der Eignung und Befähigung jedes einzel-
nen Bewerbers mit Hilfe der Punktebewertung einen
festen Wert zuzuweisen, der einen Vergleich mit ande-
ren Bewerbern auf der Grundlage der Punktebewertung
ermöglicht, lässt sich mit der Vorauswahlliste des Ag.
nicht in rechtlich vertretbarer Weise erreichen. Viel-
mehr fließen in die Punktebewertung Merkmale aus von
den einzelnen Bewerbern geführten Insolvenzverfahren
ein, ohne dass erkennbar und gesichert wäre, dass die-
se Insolvenzverfahren hinsichtlich der abgefragten
Merkmale in tatsächlicher und rechtlicher Hinsicht mit-
einander vergleichbar wären (vgl. auch Graf-Schlicker/
Graf-Schlicker, InsO, 5. Aufl., §§ 56, 56a Rn. 34). Eben-
so wenig entspricht die Auswahl der für den einzelnen
Bewerber zu berücksichtigenden Insolvenzverfahren
den Anforderungen an eine statistisch aussagekräftige
Stichprobe.

[34] Die Vorauswahlliste des Ag. ermittelt die Werte
der jeweiligen Merkmale allein auf der Grundlage der
vom einzelnen Bewerber schlussgerechneten Verfahren.
Das vom Ast. in diesen 85 Verfahren erzielte Ergebnis
ist nicht geeignet, eine Punktebewertung als Vergleich
zu den übrigen Bewerbern zu rechtfertigen. Es ist schon
nicht ersichtlich, dass die 85 Verfahren einen repräsen-
tativen Ausschnitt aller Insolvenzverfahren darstellen.
Die Punktebewertung ermöglicht nur dann einen Ver-
gleich zwischen den Bewerbern, wenn die Gesamtzahl
der von einem einzelnen Bewerber schlussgerechneten
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Verfahren sich aus Verfahren zusammensetzt, die statis-
tisch dem Durchschnitt aller Insolvenzverfahren ent-
spricht oder wenn die Besonderheiten der von einem
Bewerber bearbeiteten Verfahren berücksichtigt wer-
den. Weder das eine noch das andere ist bei der Art der
Vorauswahlliste des Ag. gewährleistet. Damit führt die
vom Ag. vorgenommene rein quantitative Berücksichti-
gung der erzielten Ergebnisse zu einer sachlich nicht ge-
rechtfertigten Verzerrung. So hat etwa derjenige Bewer-
ber, der überwiegend Verfahren zu bearbeiten hat, bei
denen mit einer überdurchschnittlichen Ausschüttung
zu rechnen ist, Vorteile gegenüber einem Bewerber, der
überwiegend Verfahren bearbeitet, bei denen nur mit
einer unterdurchschnittlichen Ausschüttung zu rechnen
ist.

[35] (b) Mithin kann dahinstehen, ob eine Punktebewer-
tung im Vorauswahlverfahren auch deshalb rechtswid-
rig ist, weil sie die Bewerber bereits im Vorauswahlver-
fahren anhand der erzielten Gesamtpunktezahl in eine
numerische Rangfolge einteilt.

[36] c) Soweit das KG den Bescheid hinsichtlich einzel-
ner der vom Ag. bei der Vorauswahlliste herangezoge-
nen Merkmale als rechtswidrig angesehen hat, hält
dies den Angriffen der Rechtsbeschwerde teilweise
nicht stand.

[37] aa) Rechtsfehlerfrei hält das KG die Berücksichti-

kommunikative
Kompetenz =
ungeeignetes
Merkmal

gung des Merkmals „Kom-
munikative Kompetenz“ in
der vom Ag. durchgeführ-
ten Art und Weise für unzu-
lässig. Zwar ist es von
Rechts wegen nicht zu be-

anstanden, bei der Vorauswahlliste soziale Fähigkeiten
der Bewerber zu berücksichtigen. Dies setzt jedoch vor-
aus, dass ein nachvollziehbares Anforderungsprofil und
belastbare Daten vorhanden sind. Rechtsfehlerfrei hat
das KG angenommen, dass dies bei der Vorauswahllis-
te des Ag. nicht gegeben ist. Dem steht schon entge-
gen, dass sich der Ag. nach den unangegriffenen Fest-
stellungen des KG vor allem auf persönliche Eindrücke
der in den Insolvenzabteilungen des AG Charlottenburg
tätigen Rechtspfleger stützt.

[38] bb) Von Rechts wegen ist nicht zu beanstanden,
dass der Umfang der Fortbildungen bei der Voraus-
wahlliste berücksichtigt wird. Es ist jedoch – wie das KG
rechtsfehlerfrei annimmt – rechtswidrig, hierbei nur
Fortbildungen aus einem bestimmten Kalenderjahr (im
Streitfall dem Jahr 2015) zu berücksichtigen.

[39] cc) Rechtsfehlerhaft hält das KG hingegen die Be-

Zertifizierung =
ungeeignetes
Merkmal

rücksichtigung einer Zertifi-
zierung für unzulässig.
Dass dieses Merkmal nach
den Feststellungen des KG
erst bei den ausgegebenen

Bewerbungsunterlagen abgefragt wurde, steht dem im
Streitfall nicht entgegen.

[40] dd) Weiter rechtsfehlerhaft meint das KG, dass
verfahrensbezogene Merkmale aus abgeschlossenen

Unternehmensinsolvenzen im Rahmen einer für die Be-
stellung in Unternehmensinsolvenzen geführten Voraus-
wahlliste nicht berücksichtigt werden dürfen.

Vielmehr ist es aus Rechtsgründen nicht zu beanstan-

Nachweis praktischer
Erfahrungen

den, dass der Insolvenzrich-
ter für die Vorauswahlliste
von einem Bewerber be-
stimmte Ergebnisse der bis-

her von diesem abgeschlossenen Unternehmensinsol-
venzen erhebt.

[41] (1) Das Insolvenzgericht darf – wovon auch das
KG ausgeht – die fachliche Eignung davon abhängig
machen, dass der Bewerber praktische Erfahrungen in
der Insolvenzverwaltung nachweist (MünchKomm-
InsO/Graeber, 4. Aufl., § 56 Rn. 19 ff.; Lüke, in Kübler/
Prütting/Bork, InsO, 2021, § 56 Rn. 41; Uhlenbruck/
Zipperer, InsO, 15. Aufl., § 56 Rn. 19). Auch wenn die
Aufnahme in die Vorauswahlliste nicht voraussetzt,
dass der Bewerber überhaupt schon als Verwalter tätig
gewesen ist (vgl. Lüke, in Kübler/Prütting/Bork, a.a.O.;
Münch-Komm-InsO/Graeber, a.a.O. Rn. 98), ist der In-
solvenzrichter grundsätzlich nicht daran gehindert, sich
ein Bild der bisherigen Erfahrungen und Leistungen
eines Bewerbers in abgeschlossenen Insolvenzverfah-
ren zu verschaffen (vgl. HK- InsO/Riedel, 10. Aufl., § 56
Rn. 13; HmbKomm-InsO/Frind, 9. Aufl., § 56 Rn. 34, 56,
57). So darf der Insolvenzrichter Erkenntnisse aus be-
reits für andere Insolvenzrechtsabteilungen erbrachten
Tätigkeiten des Bewerbers berücksichtigen (OLG Ham-
burg, NZI 2006, 35, 36). Zulässig ist die Abfrage von
Daten, die einen Bezug zur persönlichen und fachlichen
Eignung für das Amt des Insolvenzverwalters aufwei-
sen. Dabei sind etwaige datenschutzrechtliche Vorga-
ben zu berücksichtigen (vgl. Graf-Schlicker/Graf-Schli-
cker, InsO, 6. Aufl. §§ 56, 56a Rn. 36).

[42] (2) Dabei spielt es keine Rolle, dass nur solche Be-
werber die verfahrensbezogenen Merkmale erfüllen
können, die bereits als Insolvenzverwalter bestellt wor-
den sind. Dass einzelne Bewerber in einer höheren An-
zahl von Unternehmensinsolvenzen als Insolvenzver-
walter bestellt worden sind als andere Bewerber, be-
gründet weder eine Ungleichbehandlung noch die Ge-
fahr einer geschlossenen Liste. Vielmehr ist es aus
Rechtsgründen nicht zu beanstanden, wenn der Insol-
venzrichter über die verfahrensbezogenen Merkmale
die praktischen Erfahrungen eines Bewerbers anhand
der in den geführten Insolvenzverfahren erzielten Er-
gebnisse abbildet. Soweit für die Vorauswahlliste nur
verfahrensbezogene Merkmale aus einem bestimmten
Zeitraum herangezogen werden, muss dieser Zeitraum
ausreichend lang und sachlich gerechtfertigt sein.

[43] Rechtsfehlerhaft meint das KG, dass eine Berück-

Berücksichtigung von
abgeschlossenen
Verfahren

sichtigung der Ergebnisse
aus abgeschlossenen Insol-
venzverfahren und der
über die Ergebnisse dieser
Verfahren vermittelten kon-

kreten Erfahrungen die Chancengleichheit anderer Be-
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werber beeinträchtige, die solche Erfahrungen und Er-
gebnisse nicht vorweisen können. Die Vorauswahlliste
dient dazu, die Daten der Bewerber zu erheben, zu veri-
fizieren und zu strukturieren, die der jeweilige Insolvenz-
richter nach der eigenen Einschätzung für die sachge-
rechte Ermessensausübung bei der Auswahlentschei-
dung aus dem Kreis der Bewerber benötigt. Von Rechts
wegen ist es zulässig, hierzu aussagekräftige Daten
über bisher erbrachte Leistungen der Bewerber heran-
zuziehen. Es ist rechtlich nicht geboten, die für die Vor-
auswahlliste erheblichen Merkmale auf solche zu be-
schränken, die von allen Bewerbern unabhängig von ih-
rer in bisher geführten Verfahren gezeigten Eignung
und Befähigung erfüllt werden können.

[44] (3) Der Insolvenzrichter darf die Daten der verfah-
rensbezogenen Merkmale nur im rechtlich zulässigen
Rahmen berücksichtigen. Sie müssen nach Inhalt und
Art ihrer Erhebung für die Eignung und Befähigung des
einzelnen Bewerbers aussagekräftig sein. Die Voraus-
wahlliste muss so geführt werden, dass die verfahrens-
bezogenen Merkmale eine belastbare Aussage über die
Eignung und Befähigung des Bewerbers ermöglichen.
Ein hierauf gestützter Vergleich zwischen einzelnen Be-
werbern darf dabei nur erfolgen, soweit die zu den ver-
fahrensbezogenen Merkmalen erhobenen Daten auf
einer gesicherten Grundlage vergleichbar sind.

[45] In diesen Grenzen ist es nicht rechtswidrig, wenn
der Ag. von Bewerbern aus den von diesen abgeschlos-
senen Unternehmensinsolvenzen Daten zu den Merk-
malen „Sanierung“, „Insolvenzpläne“, „Massesteige-
rung“, „Ausschüttungsquote“, „Verwaltungskosten“,
„Abweisung mangels Masse“ und „Verfahrensdauer“
erhebt. Zu Unrecht meint der Ast., dass diese Merkmale
keine belastbaren Rückschlüsse auf die konkrete Eig-
nung des einzelnen Bewerbers ermöglichen. Sie stehen
vielmehr im Einklang mit der Bestimmung des § 56
InsO, eine für den jeweiligen Einzelfall geeignete, insb.
geschäftskundige und von den Gläubigern und dem
Schuldner unabhängige natürliche Person zum Insol-
venzverwalter zu bestellen.

[46] 3. Die Rechtsbeschwerde des Ast. hat Erfolg, so-
weit das KG den Bescheid v. 23.3.2017 insgesamt und
damit auch hinsichtlich der Aufnahme des Ast. in die
Vorauswahlliste aufgehoben hat. Im Übrigen bleibt die
Rechtsbeschwerde des Ast. in der Sache erfolglos.

[47] a) Erfolg hat die Rechtsbeschwerde, soweit das KG
den Bescheid v. 23.3.2017 insgesamt und damit auch
hinsichtlich der Aufnahme des Ast. in die Vorauswahllis-
te aufgehoben hat. Der Antrag ist auszulegen; er richtet
sich nach dem Vorbringen und den Angriffen des Ast.
nicht gegen die im Bescheid v. 23.3.2017 enthaltene
Aufnahme in die Vorauswahlliste. Hierbei handelt es
sich um eine den Ast. begünstigende Entscheidung, an
deren Aufhebung er kein Interesse hat. Das mit seinem
Antrag auf gerichtliche Entscheidung verfolgte Begeh-
ren des Ast. betrifft – auch soweit er beantragt hat, den
Bescheid des Ag. v. 23.3.2017 aufzuheben – allein die
den Ast. belastenden Teile des Bescheides.

[48] b) Hinsichtlich des Hauptantrags, den Ag. zu ver-
pflichten, den Ast. regelmäßig als Insolvenzverwalter zu
bestellen, ist die Rechtsbeschwerde unbegründet. Zu-
treffend nimmt das KG an, dass ein solcher Antrag un-
zulässig ist. Der Antrag ist darauf gerichtet, in der Zu-
kunft eine Bestellung des Ast. durchzusetzen. Die Ent-
scheidung des Insolvenzgerichts, einen bestimmten Be-
werber zum Insolvenzverwalter zu bestellen, ist jedoch
für einen nicht berücksichtigten Bewerber nicht anfecht-
bar (vgl. BVerfGE 116, 1, 18 ff.). Ebenso wenig kann ein
Bewerber verlangen, in einem bestimmten Insolvenzver-
fahren zum Insolvenzverwalter bestellt zu werden. Da-
her steht einem auf die Vorauswahlliste aufgenomme-
nen Bewerber kein klagbarer Anspruch zu, zukünftig in
einem bestimmten Umfang als Insolvenzverwalter be-
stellt zu werden (vgl. Schmidt/Ries, InsO, 19. Aufl., § 56
Rn. 50; Lüke, in Kübler/Prütting/Bork, InsO, 2021, § 56
Rn. 27; MünchKomm-InsO/Graeber, 4. Aufl., § 56
Rn. 105 f.; HmbKomm-InsO/Frind, 9. Aufl., § 56 Rn. 32).
Hinsichtlich der zukünftigen Bestellungen zum Insol-
venzverwalter gewährt ein Verpflichtungsantrag, die
Vorauswahlliste in rechtmäßiger Weise zu führen, aus-
reichenden Rechtsschutz.

[49] c) Soweit der Ast. beantragt, ihn hilfsweise so zu
behandeln, als hätte er bei der Durchführung des Aus-
wahlverfahrens eine überdurchschnittliche Punktezahl
erlangt, hält das KG diesen Antrag rechtsfehlerhaft für
unzulässig. Er ist jedoch unbegründet.

[50] aa) Der Antrag ist zulässig. Dem steht nicht entge-
gen, dass er mittelbar auf eine häufigere Bestellung
zum Insolvenzverwalter zielt. Der Antrag betrifft bei in-
teressengerechter Auslegung nicht die Bestellung zum
Insolvenzverwalter, sondern eine Gleichbehandlung mit
anderen Bewerbern nach Maßgabe der vom Ag. geführ-
ten Vorauswahlliste. Dieses Begehren ist Folge des vom
Ag. verwendeten Punktesystems. Das Begehren eines
Bewerbers, die für eine Vorauswahlliste herangezoge-
nen Kriterien rechtsfehlerfrei anzuwenden, betrifft den
Rechtsschutz gegenüber der Vorauswahlliste. Dann
kann der Antrag nicht als unzulässig behandelt werden.

[51] bb) Der Antrag ist jedoch unbegründet. Dies folgt
schon daraus, dass die Punktebewertung rechtswidrig
ist. Einem Bewerber steht kein subjektives Recht zu,
nach Maßgabe eines rechtlich unzulässigen Punktesys-
tems im Rahmen einer Vorauswahlliste so behandelt zu
werden, als habe er eine überdurchschnittliche Punkte-
zahl erlangt. Die Angriffe auf die Berechtigung des
Punktesystems begründen keinen Anspruch eines Be-
werbers, pauschal eine bessere Bewertung zu erhalten.

[52] Die Rüge des Ast., der Ag. habe den von ihm für
die Verfahrensdauer erreichten Wert zu Unrecht mit
null Punkten statt mit der Maximalpunktzahl von 40
Punkten bewertet, so dass die ihm mitgeteilte Gesamt-
punktezahl entsprechend höher ausfalle, ist damit nicht
entscheidungserheblich. Im Übrigen zeigt der Ast. nicht
auf, dass ihm bei folgerichtiger Anwendung des vom
Ag. aufgestellten Punktesystems eine bessere Gesamt-
punktzahl als 155,45 Punkte zusteht. Die Punktezahl für
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das Merkmal „Verfahrensdauer“ (ebenso wie für die
Merkmale „Verwaltungskosten“ und „Abweisung man-
gels Masse“) errechnet sich nach den Erläuterungen
des Ag. in umgekehrter Reihenfolge; die volle Punkte-
zahl erhält der Bewerber mit dem niedrigsten Wert, wo-
hingegen Bewerber mit dem höchsten Wert (oder
einem Wert oberhalb des von den Insolvenzrichtern
festgelegten Maximalwerts) null Punkte erhalten. Der –
insoweit von der Rechtsbeschwerde nicht angegriffene
– Wert des Ast. für die Verfahrensdauer beträgt 77,88.
Da dieser oberhalb des Maximalwertes von 71,00 liegt,
ergibt sich hierfür bei folgerichtiger Anwendung des
Punktesystems ein Punktwert von null.

ANMERKUNG:
Die Aufnahme von Bewerbern in sog. „Vorauswahllis-
ten“, aus welchen dann der Insolvenzrichter im kon-
kreten Einzelfall eine Person als (vorläufigen) Insol-
venzverwalter auswählt, beschäftigt immer wieder die
Gerichte. Solche Vorauswahllisten zu führen hatte das
BVerfG den Insolvenzrichtern im Jahr 2004 aufgege-
ben (Beschl. v. 3.8.2004 – 1 BvR 135/00), infolge der
Qualifizierung der Insolvenzverwaltertätigkeit als ver-
fassungsrechtlich geschütztem Beruf. Knapp zwei Jah-
re später präzisierte das BVerfG die Anforderungen,
die an eine solche Vorauswahlliste zu stellen sind
(Beschl. v. 23.5.2006 – 1 BvR 2530/04). Es gab vor,
dass in die Vorauswahlliste aufgenommen werde
müsse, wer „die grundsätzlich zu stellenden Anforde-
rungen an eine generelle, von der Typizität des einzel-
nen Insolvenzverfahrens gelöste Eignung für das Amt
des Insolvenzverwalters erfüllt“ (BVerfG, a.a.O.,
Rn. 45.). Ferner müsse das Vorauswahlverfahren die
„Erhebung, Verifizierung und Strukturierung der Daten
gewährleisten, die [...] eine sachgerechte Ermessens-
ausübung bei der Auswahl des Insolvenzverwalters
aus dem Kreis der geeigneten Bewerber ermög-
lichen.“ Damit bedarf es – auf der „ersten Stufe“ – kla-
rer (subjektiver) Berufszugangsregelungen, die der Be-
werber erfüllen muss, z.B. hinsichtlich Qualifikation,
Haftpflichtversicherung, Redlichkeit und geordneter
Vermögensverhältnisse. Sodann sind – auf der „zwei-
ten Stufe“ – belastbare Daten der Bewerber zu erhe-
ben und zu strukturieren, die dem Insolvenzrichter die
sachgerechte Auswahlentscheidung im konkreten In-
solvenzverfahren ermöglichen.
Nähere gesetzliche Vorgaben hierzu fehlen indes bis
heute. Die einzige „Berufszugangsregelung“ findet
sich in § 56 I 1 InsO, der vorschreibt, dass zum Insol-
venzverwalter „eine für den jeweiligen Einzelfall geeig-
nete, insbesondere geschäftskundige und von den
Gläubigern und dem Schuldner unabhängige natür-
liche Person“ zu bestellen ist.
Mangels präziser rechtlicher Maßstäbe mühen sich
seither die Fachgerichte, „Kriterien für die Feststellung
der Eignung eines Bewerbers sowie für eine sachge-
rechte Ausübung des Auswahlermessens zu entwi-
ckeln“ (so BVerfG, a.a.O., Rn. 45). Mit der vorstehen-
den Entscheidung konkretisiert nun der BGH, welche

Kriterien er hinsichtlich der „zweiten Stufe“ generell
für zulässig hält. Dass zuvor – auf der „ersten Stufe“ –
die „persönlichen und fachlichen Anforderungen für
das Amt des Insolvenzverwalters im Allgemeinen“ er-
füllt sein müssen und in diesem Fall die Aufnahme in
die Liste nicht versagt werden kann, hält der BGH für
selbstverständlich (Rn. 28). Auf die insoweit zu erfül-
lenden Kriterien, die letztlich Berufszugangsregelun-
gen darstellen, geht er indes nicht ein (Rn. 28).
Mit der Vorinstanz hält der BGH die im Fall getroffene
Punktebewertung für rechtswidrig, weil nicht ersicht-
lich sei, dass die zugrundeliegenden Daten der Bewer-
ber auf einer gesicherten Grundlage gewonnen wur-
den und diese vergleichbar seien. Soziale Fähigkeiten
der Bewerber dürften im Rahmen der Vorauswahlliste
erhoben werden; dies setze aber voraus, dass ein
nachvollziehbares Anforderungsprofil und belastbare
Daten vorhanden seien. Ebenso dürfe der Umfang
von Fortbildungen berücksichtigt werden, dies aber
nicht nur beschränkt auf ein bestimmtes Kalenderjahr.
Anders als es das Kammergericht sah, könnten grund-
sätzlich auch Zertifizierungen Eingang in die Voraus-
wahlliste finden, ebenso bestimmte Ergebnisse der
bisher vom Bewerber abgeschlossenen Verfahren.
Dies beeinträchtige die Chancengleichheit nicht
rechtsfehlerhaft, soweit diese Daten nach der Ein-
schätzung des Insolvenzrichters für die sachgerechte
Ermessensausübung bei der (späteren) Auswahlent-
scheidung benötigt würden.
Indes dürfe der Insolvenzrichter „die Daten der verfah-
rensbezogenen Merkmale nur im rechtlich zulässigen
Rahmen berücksichtigen“ (Rn. 44). Ein hierauf gestütz-
ter Vergleich zwischen einzelnen Bewerbern, etwa mit-
tels Bepunktung und im Rahmen eines „Ranking“, dür-
fe dagegen nur erfolgen, soweit die zu den Merkma-
len erhobenen Daten auf einer gesicherten Grundlage
vergleichbar seien. In diesen Grenzen dürften etwa
Daten zu den Merkmalen „Insolvenzpläne“, „Masse-
steigerung“, „Ausschüttungsquote“, „Verwaltungskos-
ten“, „Abweisung mangels Masse“ und „Verfahrens-
dauer“ erhoben werden.
Der BGH erlaubt damit – unter Beachtung daten-
schutzrechtlicher Vorgaben (Rn. 41) – den Insolvenz-
gerichten die Abfrage vielfältiger Daten bei den Be-
werbern, soweit diese einen Bezug zur persönlichen
und fachlichen Eignung für das Verwalteramt aufwei-
sen. Diese Daten muss das Insolvenzgericht auch ve-
rifizieren und strukturieren. In Bezug setzen zu den
Daten anderer Bewerber – sei es durch Bepunktung,
„Ranking“ oder auch durch Abgleich bei der konkre-
ten Verwalterauswahl im Einzelfall – darf der Insol-
venzrichter diese Daten aber nur dann, wenn deren
Vergleichbarkeit gesichert ist, was bei verfahrens-
bezogenen Merkmalen zumeist nicht der Fall sein
dürfte.
Der BGH gibt somit der Praxis konkrete Handlungsan-
weisungen an die Hand, wie eine zulässige Voraus-
wahlliste ausgestaltet sein kann. Ob diese Handlungs-
anweisungen auf breiter Basis praxistauglich sind, er-
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scheint zweifelhaft. Die Information, dass ein Bewer-
ber bereits zwanzig Insolvenzplanverfahren abgewi-
ckelt hat, mag ihn für ein Verfahren, das als Planver-
fahren angelegt ist, insoweit qualifizieren – unabhän-
gig von der Frage, ob ein anderer Bewerber beispiels-
weise fünfundzwanzig Verfahren abgewickelt hat. Die
Information über die durchschnittliche Ausschüttungs-
quote in den Verfahren eines Bewerbers dürfte dage-
gen isoliert gesehen wenig aussagekräftig sein und die
Vergleichbarkeit zu anderen Werten immer fraglich.
Eine verbindliche und praktikable Vorgabe der Kriteri-
en, die die Insolvenzgerichte bei der Aufstellung der
Vorauswahlliste zu beachten haben, fehlt damit wei-
terhin.
Diese aufzustellen ist indes auch nicht Aufgabe der
Gerichte, sondern wäre Sache des Gesetzgebers. Er
sollte durch Schaffung gesetzlicher Regeln die Kriteri-
en für die Erstellung von Vorauswahllisten vorgeben
bzw. – besser – Vorauswahllisten obsolet machen.
Dies vor allem auch hinsichtlich der ersten „Stufe“,
dem Berufszugang. Einen Berufsanwärter, der den Be-
rufsweg des Insolvenzverwalters einschlagen möchte,
darauf zu verweisen, dass er nach § 56 I 1 InsO hier-
für für den jeweiligen Einzelfall geeignet, insbesonde-
re geschäftskundig und unabhängig sein müsse, dürf-
te verfassungsrechtlichen Anforderungen nicht genü-
gen. Wenn Berufszulassung, Berufsaufsicht und auch
Ausschluss aus dem Beruf nach klaren Regeln in justi-
ziablen Verfahren nach dem Vorbild etwa der Rechts-
anwaltschaft erfolgt, bedarf es der auf dem Rücken
der Insolvenzrichter und der Verwalter ausgetragenen
Diskussion um ein sachgerechtes Vorauswahlverfah-
ren nicht mehr.

Rechtsanwalt und Fachanwalt für Insolvenzrecht
Rolf G. Pohlmann, München

PRÜFUNG DER ANWALTSVOLLMACHT
NUR BEI BEGRÜNDETEN ZWEIFELN

VwGO § 67

* 1. Während der Mangel einer nach § 67 IV 1, VI 1
VwGO erforderlichen schriftlichen Vollmacht durch
andere Beteiligte in jeder Lage geltend gemacht
werden kann, hat ihn das Gericht grundsätzlich nur
dann von Amts wegen zu berücksichtigen, wenn
nicht ein Rechtsanwalt als Bevollmächtigter auftritt.

* 2. Tritt ein Rechtsanwalt als Bevollmächtigter auf,
kommt eine Prüfung von Amts wegen nur dann in
Betracht, wenn die Art und Weise der Prozessfüh-
rung bzw. sonstige besondere Umstände dem Ge-
richt dazu berechtigten Anlass geben.
BVerfG, Beschl. v. 18.2.2022 – 1 BvR 305/21

Volltext unter www.brak-mitteilungen.de

HINWEISE DER REDAKTION:
Begründete Zweifel an der Bevollmächtigung sind
beispielsweise in einem Fall anerkannt worden, in
dem der auftretende Rechtsanwalt trotz gerichtlicher
Aufforderung innerhalb der gesetzten Frist nicht nur
versäumt hat, die Vollmacht nachzureichen, sondern
zudem den angeblich vertretenen Kläger nicht ord-
nungsgemäß bezeichnet hat (BVerwG, Urt. v. 15.8.
2019 – 1 A 2/19).

UNZULÄSSIGE BESCHLUSSFASSUNG
ÜBER DAS „SEEHAUS“

BRAO §§ 79 II 1, 89 II Nrn. 3, 4

* 1. Bei dem „Seehaus“, einem im Eigentum einer
Rechtsanwaltskammer befindlichen Grundstück zur
Ermöglichung individueller Übernachtungs- oder Ba-
demöglichkeiten, handelt es sich nicht um eine Für-
sorgeeinrichtung i.S.v. § 89 II Nr. 3 BRAO, für deren
Schaffung die Kammerversammlung zuständig wä-
re.
* 2. Aufgaben, die nicht gruppenspezifischen Zielen
dienen, stehen außerhalb des Verbandszwecks und
stellen auch keine gemeinschaftlichen Angelegen-
heiten i.S.v. § 89 II Nr. 4 BRAO dar.
Bayerischer AGH, Urt. v. 22.3.2022 – BayAGH III 4 1/2021 n.rkr.

Volltext unter www.brak-mitteilungen.de

HINWEISE DER REDAKTION:
Bereits mit Urt. v. 5.11.2021 (BRAK-Mitt. 2022, 110)
hatte sich der Bayerische AGH mit dem sog. „See-
haus“ zu befassen. Er stellte u.a. klar, dass die bloße
Mitgliedschaft in einer Rechtsanwaltskammer keinen
Individualanspruch auf Nutzung der Gegenstände
des Kammervermögens gewährt.
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(Fortsetzung von S. X)

Update Arbeitsrecht 2022
20.7.2022, Hybrid: Bochum, Neues DAI-Ausbildungscenter
und Live-Übertragung im eLearning Center

Praxisschwerpunkte des einstweiligen Rechtsschutzes im
Arbeitsgerichtsverfahren
21.7.2022, Hybrid: Heusenstamm (bei Frankfurt am Main),
DAI-Ausbildungscenter und Live-Übertragung im eLearning
Center

DAIvent an der Ostsee: Arbeitsrecht
4.–6.8.2022, Lübeck-Travemünde, A-Rosa Travemünde

Online-Vortrag LIVE: ShortNews – Urlaubsrecht
16.8.2022, Live-Übertragung im eLearning Center

Gebührenoptimierung im Arbeitsrecht
18.8.2022, Hybrid: Bochum, Neues DAI-Ausbildungscenter
und Live-Übertragung im eLearning Center

Online-Vortrag LIVE: ShortNews – Stolperfallen im Insolvenz-
arbeitsrecht
26.8.2022, Live-Übertragung im eLearning Center

Bank- und Kapitalmarktrecht
DAIvent an der Ostsee: Bank- und Kapitalmarktrecht
28.–30.7.2022, Lübeck-Travemünde, A-Rosa Travemünde

Online-Vortrag LIVE: Aktuelles und Systematik des Rechts der
Zahlungsdienste – zivil- und aufsichtsrechtliche Fragestellun-
gen
17.8.2022, Live-Übertragung im eLearning Center

Online-Vortrag LIVE: Aktuelles und Systematik der Zahlungen
mittels Zahlungsinstrumenten – insbesondere am Beispiel
des Online-Banking und der Girocard
17.8.2022, Live-Übertragung im eLearning Center

Zivilprozessuale Probleme und Taktiken in Rechtsstreitigkei-
ten aus Bank- und Leasinggeschäften: Zuständigkeiten, Kla-
geanträge, Zinsansprüche etc.
31.8.2022, Hybrid: Berlin, DAI-Ausbildungscenter und Live-
Übertragung im eLearning Center

Bau- und Architektenrecht
DAIvent an der Ostsee: Bau- und Architektenrecht
28.–30.7.2022, Lübeck-Travemünde, A-Rosa Travemünde

Erbrecht
Anwaltshaftung im Erbrecht – typische Beratungsfehler und
Haftungsrisiken in der Mandatsbearbeitung
6.7.2022, Hybrid: Heusenstamm (bei Frankfurt am Main),
DAI-Ausbildungscenter und Live-Übertragung im eLearning
Center

Online-Vortrag LIVE: Testamentsvollstreckung in der Unter-
nehmensnachfolge
4.8.2022, Live-Übertragung im eLearning Center

DAIvent: Erbrecht
18.–20.8.2022, Dresden, Steigenberger Hotel de Saxe

Die Immobilie im Erbrecht
22.8.2022, Hybrid: Berlin, DAI-Ausbildungscenter und Live-
Übertragung im eLearning Center

Familienrecht
Familienverfahren in Sorge- und Umgangssachen
5.7.2022, Hybrid: Heusenstamm (bei Frankfurt am Main), DAI-
Ausbildungscenter und Live-Übertragung im eLearning Center

DAIvent an der Ostsee: Familienrecht
14.–16.7.2022, Lübeck-Travemünde, A-Rosa Travemünde
Online-Vortrag LIVE: Islamische Brautgabe und Braut-
schmuck in der Rechtsprechung
25.8.2022, Live-Übertragung im eLearning Center

Unterhaltspfändung national und international
30.8.2022, Hybrid: Bochum, Neues DAI-Ausbildungscenter
und Live-Übertragung im eLearning Center

Gewerblicher Rechtsschutz
DAIvent an der Ostsee: Gewerblicher Rechtsschutz
4.–6.8.2022, Lübeck-Travemünde, A-Rosa Travemünde

Handels- und Gesellschaftsrecht
DAIvent an der Ostsee: Handels- und Gesellschaftsrecht
14.–16.7.2022, Lübeck-Travemünde, A-Rosa Travemünde

Sommerkurs: Gesellschaftsrecht im Unternehmen – aktuelle
Fragestellungen für Syndikusrechtsanwältinnen und -anwälte
17.–19.8.2022, Hybrid: Heusenstamm (bei Frankfurt am
Main), DAI-Ausbildungscenter und Live-Übertragung im eLe-
arning Center

Informationstechnologierecht
Umsetzung der datenschutzrechtlichen Anforderungen in
(Konzern-)Unternehmen
19.7.2022, Hybrid: Heusenstamm (bei Frankfurt am Main), DAI-
Ausbildungscenter und Live-Übertragung im eLearning Center

Aktuelle Rechtsfragen der IT-Sicherheit und des Datenschut-
zes in der ärztlichen Praxis
26.8.2022, Hybrid: Bochum, Neues DAI-Ausbildungscenter
und Live-Übertragung im eLearning Center

Insolvenzrecht
DAIvent an der Ostsee: Insolvenzrecht
1.–3.8.2022, Lübeck-Travemünde, A-Rosa Travemünde

Medizinrecht
Fortbildungsplus zur 17. Jahresarbeitstagung Medizinrecht:
Aktuelles zur Vergütung von Krankenhausleistungen
30.6.2022, Hybrid: Berlin, DAI-Ausbildungscenter und Live-
Übertragung im eLearning Center

17. Jahresarbeitstagung Medizinrecht
1.–2.7.2022, Hybrid: Berlin, DAI-Ausbildungscenter und Live-
Übertragung im eLearning Center

Neue Entwicklungen im Vertragsarztrecht 2022
13.7.2022, Hybrid: Heusenstamm (bei Frankfurt am Main),
DAI-Ausbildungscenter und Live-Übertragung im eLearning
Center

DAIvent an der Ostsee: Medizinrecht
1.–3.8.2022, Lübeck-Travemünde, A-Rosa Travemünde

Miet- und Wohnungseigentumsrecht
Online-Vortrag LIVE: DAI Late Nite 1: Mietrecht-Update 2022
– die 24 wichtigsten aktuellen mietrechtlichen Entscheidun-
gen des BGH aus dem Jahre 2022
12.7.2022, Live-Übertragung im eLearning Center
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Begründet von Albert Höver (†).

Fortgeführt von Henning Oberlack, Reg.Dir. a.D.
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DAIvent an der Ostsee: Miet- und Wohnungseigentumsrecht
21.–23.7.2022, Lübeck-Travemünde, A-Rosa Travemünde

Online-Vortrag LIVE: DAI Late Nite 2: Untermiete – Unter-
mietgenehmigung, Untermietzuschlag, Kündigung wegen un-
erlaubter Gebrauchsüberlassung
12.7.2022, Live-Übertragung im eLearning Center

Sozialrecht
Typische Beitrags- und Haftungsrisiken im Bereich Gesund-
heit und Pflege
12.7.2022, Hybrid: Heusenstamm (bei Frankfurt am Main),
DAI-Ausbildungscenter und Live-Übertragung im eLearning
Center

Steuerrecht
Sommerkurs: Bilanzrecht intensiv
10.–12.8.2022, Hybrid: Berlin, DAI-Ausbildungscenter und
Live-Übertragung im eLearning Center

Strafrecht
Fortbildungsplus zur 8. Jahresarbeitstagung Strafrecht: Aktu-
elle Entwicklungen im Straf- und Strafverfahrensrecht
14.7.2022, Hybrid: Bochum, Neues DAI-Ausbildungscenter
und Live-Übertragung im eLearning Center

8. Jahresarbeitstagung Strafrecht
15.–16.7.2022, Hybrid: Bochum, Neues DAI-Ausbildungscen-
ter und Live-Übertragung im eLearning Center

Verkehrsrecht
Aktuelle BGH-Rechtsprechung zum Personen- und Sachscha-
densrecht
14.7.2022, Hybrid: Heusenstamm (bei Frankfurt am Main),
DAI-Ausbildungscenter und Live-Übertragung im eLearning
Center

Versicherungsrecht
Versicherungsprozessrecht
11.7.2022, Hybrid: Heusenstamm (bei Frankfurt am Main),
DAI-Ausbildungscenter und Live-Übertragung im eLearning
Center

Weitere aktuelle Informationen des DAI finden Sie unter
www.anwaltsinstitut.de

(R)ECHT INTERESSANT! – DER BRAK-PODCAST

„(R)ECHT INTERESSANT!“ – WIR PLAUDERN ÜBER
RECHTSTHEMEN
In der Podcast-Reihe „(R)ECHT INTERESSANT!“ erörtert
BRAK-Pressesprecherin Stephanie Beyrich seit Oktober
2020 in lockerer Atmosphäre anwaltsspezifische und
berufsrechtlich relevante Themen mit interessanten Ge-
sprächspartnern aus Politik, Justiz und Anwaltschaft.

„(R)ECHT INTERESSANT“ wurde von den Leserinnen
und Lesern von JURios, dem Online-Magazin für kuriose
Rechtsnachrichten, als bester Jura-Podcast des Jahres
2021 in der Kategorie 3 (weitere Podcasts) gewählt.

Zuletzt wurden diese Folgen veröffentlicht:

Folge 68: Ohne Moos nix los! Zwangsvollstreckungsge-
heimnisse eines Rechtsfachwirts
Heute geht es ums liebe Geld. Nicht nur für Mandanten
müssen wir Forderungen geltend machen. Egal, wie gut
wir Anwälte sind und ganz gleich, wie erfolgreiche Man-
date laufen: Manchmal müssen wir unserem Geld hin-
terherlaufen. Für viele von uns ist Zwangsvollstreckung
ein unliebsames Thema, wenn nicht gar ein rotes Tuch.
Das ändern wir heute, indem wir mit einem Profi spre-
chen. Harald Minisini ist geprüfter Rechtsfachwirt aus
Aidenbach und ein echter Experte in Sachen Zwangs-
vollstreckung. Er ist quasi „Vollstrecker aus Leiden-
schaft“ und verrät uns: Was muss man bei Vollstre-
ckungsangelegenheiten – ganz gleich ob in eigener
oder fremder Sache – unbedingt beachten? Welche Feh-
ler und Haftungsfallen drohen? Welche Tricks sollte
man unbedingt kennen? Warum sollte man für Vollstre-
ckung unbedingt eine ausgeprägte kreative Ader besit-
zen? Wir sprechen heute über praktische Tipps, die Be-
rufseinsteiger genauso kennen sollten, wie alte Hasen.
Und wir erfahren, warum ReFa und Rechtsfachwirtin/
Rechtsfachwirt ein echter Traumberuf ist, in dem man
eine steile Karriere hinlegen und was man im Spielcasi-
no so pfänden kann. Wir sprechen auch über die Oper
und unsere Leidenschaft für Schnitzel und halten fest:
Gurken haben im Kartoffelsalat nichts zu suchen!

Folge 67: Hosen runter! Von Scham, Selbsterkenntnis und
(Um-)Wegen in ein glückliches Anwaltsleben
Heute geht es um Wege und Umwege ins Anwaltsle-
ben, um Scham und Selbsterkenntnis und ums Glück-
lichsein. Wir marschieren vom Unimog zunächst ins Un-
ternehmen, dann in die Modebranche und schließlich
ins Vorsorge- und Familienrecht. Wie passt das alles zu-
sammen? Das erfahren wir von Rechtsanwältin Christi-
na Ehrhardt-Burns, die mit Gewehren genauso gut um-
gehen kann, wie mit Nähmaschinen. Warum wir Anwäl-
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te Mensch sein dürfen, uns für Nachhaltigkeit interes-
sieren sollten, besprechen wir heute ebenso wie die The-
men Mindset und Unangepasstheit. Wir klären, warum
der direkte Weg manchmal nicht der Beste ist, warum
es Kraft und Überwindung kostet, einen Beruf zu finden,
der auch Berufung ist und weshalb Verletzlichkeit sehr
mutig ist. Aus erster Hand erfahren wir, dass Unzufrie-
denheit im Job unglücklich und krank machen kann und
warum es sich lohnt, sich nicht mit dem zufrieden zu ge-
ben, was man hat, sondern nach echter Erfüllung zu su-
chen. Wir halten fest: Nicht Vergleiche mit anderen sind
entscheidend, sondern das, was Du wirklich willst!

Folge 66: Aderlass oder ultimative Chance? Wie steht es
um die Zukunft der Anwaltsbranche?
Heute befassen wir uns mit einem Blick in die Glasku-
gel...wie steht es um die Zukunft der Anwaltschaft? Die
Zulassungszahlen waren in 2021 erstmals – wenn auch
nicht in allen Kammerbezirken – rückläufig. Der Trend
hat sich in 2022 zwar nicht verstärkt, aber die Zahlen
stagnieren. Und wir rechnen künftig mit weiter rückläu-
figen Zahlen. Was bedeutet das für den Zugang zum
Recht? Muss man in der Fläche, sprich in ländlichen Ge-
genden, bald auf den persönlichen Termin beim Anwalt
verzichten und ist künftig beschränkt auf Besprechun-
gen per Zoom mit einem Anwalt in der nächsten Groß-
stadt? Ist das noch Rechtsberatung, wie man sie sich
vorstellt? Sterben Anwälte aus? Oder bietet sich hier
eine große Chance für den anwaltlichen Nachwuchs,
der gezielt freiwerdende Bezirke mit anwaltlicher Bera-
tung abdecken kann? Was bedeutet die sich abzeich-
nende Entwicklung für die Referendar- und ReFa-Ausbil-
dung? Fragen über Fragen, die ich heute mit zwei Gäs-
ten bespreche, die es wissen müssen. Rechtsanwältin
Sabine Fuhrmann, Präsidentin der Rechtsanwaltskam-
mer Sachsen, und Stefan Grasshoff, Präsident der
Rechtsanwaltskammer Mecklenburg-Vorpommern, analy-
sieren mit mir eine Umfrage, die die BRAK Anfang 2022
durchgeführt hat. Wir sprechen über demografische
Entwicklung und Digitalisierung, Licht und Schatten,
werfen einen Blick hinter Kammertüren und unterhalten
uns natürlich auch über Musik, Gelassenheit, Zufälle;
Anwaltsserien und Drachenboote.

Folge 65: Lass Gras drüber wachsen – Die Cannabiskanz-
lei
Heute geht es um...Gras, Weed, Ganja, Pot, Mary Jane,
also die Tüte, Dooby, es Dittsche, die Dutt, Excalibuff
oder die flotte Karotte, Kräuterrakete, Juniortüte und
haste nicht gesehen. Wie man eben so gemeinhin sagt.
Und nein, das wird kein Produkttest-Folge, in der Noten
vergeben werden. Mit Rechtsanwältin Julia Seestädt
sprechen wir heute – ganz rauchfrei – über Cannabis
und die Unterschiede zwischen THC und CBD. Wir er-
fahren, warum die Spezialisierung auf „Gras“ eine gute
Idee ist, womit man genau bei Cannabis-Mandaten be-
fasst ist und ob das Tätigkeitsfeld „Canna-Business“ –
trotz oder gerade wegen der anstehenden Legalisie-
rung – auch in Zukunft „wachsen und gedeihen“ wird.
Wir sprechen aber auch über Nordlichter, Gleitschirm-

flüge, Dread Locks, Plantagen und deutsche Kleingär-
ten, über Hanflimos, „Brownies“, Produktproben und Är-
ger mit dem Zoll.

Folge 64: Support ist kein Mord – Warum wir uns um den
Nachwuchs kümmern sollten!
Heute dreht sich alles um die Zukunft der Anwaltsbran-
che. Unsere Zukunft! Wir sprechen darüber, warum es
so wichtig ist, anderen etwas weiterzugeben und wa-
rum wir uns für unseren Nachwuchs unbedingt enga-
gieren sollten. Hätten wir uns selbst nicht mehr Unter-
stützung im Studium, Referendariat oder beim Berufs-
einstieg gewünscht? Eben. Das sehen nicht nur wir so,
sondern auch unsere beiden Gäste: Felicitas Famulla
und Ann-Kathrin Ludwig, Gründerinnen von Legally Fe-
male, einem kostenlosen Unterstützungsnetzwerk und
Mentoring-Programm für angehende und frischgeba-
ckene Juristinnen, sprich Studentinnen, Referendarin-
nen und Junganwältinnen. Ein tolles Projekt, über das
man einfach sprechen muss. Wie kann ich Mentee oder
Mentorin werden, was ist Inhalt des Programms und
was habe ich davon? Klären wir! Wir erfahren mehr
über die beiden Gründerinnen und sprechen über
Stress, Druck und Erwartungen, über sonnige und dunk-
le Zeiten.

Folge 63: Von Großverfahren, grauem Kapitalmarkt und
dem Leben in Hotels: Als Strafverteidigerin allein unter
Männern
In dieser Folge geht es mal wieder um Mädels-Power.
Einmal mehr treten wir den Gegenbeweis zu der Be-
hauptung an, dass Strafrecht Männersache ist. Welche
Vorteile hat man als Frau im Anwaltsberuf? Wie war es,
Verteidigerin im bislang größten deutschen Strafverfah-
ren gewesen zu sein? Warum teilt man sich als Frau
eine Bürogemeinschaft mit sieben Männern? Wie ist es,
jeden Tag vor Gericht zu sein und zwischen Hotels und
Gerichtssaal zu pendeln? Über all das sprechen wir heu-
te mit Rechtsanwältin und Fachanwältin für Strafrecht
Jennifer Pia Gehrke aus Frankfurt. Wir erfahren auch,
warum man statt Saul Goodman besser Jen anrufen
sollte und warum man als Anwältin eine Schule in Ru-
anda baut und sich für die Ukraine engagiert. Wir be-
sprechen, warum Kath nicht schmuggeltauglich ist, was
dreibeinige Katzen im Gerichtssaal zu suchen haben
und warum man 65 echte Rolex-Uhren in einem Koffer
mit sich herumschleppt. Wir klären, ob das Frankfurter
Bahnhofsviertel wunderschön oder superhässlich ist
und was man mit 1.000 Aktenordnern einer Ermitt-
lungsakte und einer Anklageschrift anstellt, die 3.150
Seiten stark ist. Und wir gehen der Frage auf den
Grund, ob in Pandemiezeiten mehr gekifft und mehr im
Darknet eingekauft wird. Und last but not least halten
wir fest: Wer dauerhaft leistungsfähig sein will, muss et-
was für sich selbst tun!

Folge 62: Von Abschieden und Neuanfängen – ein (r)echt
interessanter Perspektivwechsel
Alles neu macht der Mai. Auch, wenn wir gerade noch
nicht Mai haben, gibt es heiße News in unserem Pod-
cast. Heute begehen wir einen radikalen Neuan-
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Die Festsetzung und Berechnung von sozialversicherungspflichtigem Einkom-
men wird mit dem Figge einfacher – dem idealen Nachschlagewerk zu Versiche-
rungspflicht und Arbeitsförderung, Beitragsrechnung und Meldewesen für die
Kranken-, Pflege- und Rentenversicherung. Durch die regelmäßigen Updates
sind Sie bei den zahlreichen und zugleich schnellem Wandel unterliegenden
Vorschriften immer auf dem aktuellen Stand. Zahlreiche Beispiele und Beispiel-
rechnungen erleichtern die Umsetzung in der Praxis.

Aktuelle Updates im Mai:

> Wichtige Änderungen bei der studentischen Krankenversicherung: 

u.a. Wegfall der Begrenzung auf das 14. Fachsemester

> Neues verpflichtendes elektronisches Meldeverfahren zwischen Hoch-

schulen und Krankenkassen

> Neudefinition des beitragsrechtlichen Zusätzlichkeitserfordernisses unter

Anpassung an die aktuelle Rechtsprechung des BSG (B 12 R 21/18 R)

> Erneute Änderungen bei Bezugsdauer und Erstattungsanspruch beim 

Kurzarbeitergeld infolge der COVID-19-Pandemie

> Modifizierte Gemeinsame Grundsätze zum Arbeitgeber-Meldeverfahren: 

u.a. erweiterte Angaben bei Entgeltmeldungen für geringfügig entlohnte

oder kurzfristig Beschäftigte erforderlich
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Ihr Können  
kann sich sehen  
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Profitieren Sie von
• dem einzigartigen Spezialisierungs-
lehrgang „Family Office“ 
mit zertifiziertem Abschluss

• interdisziplinärer 
Wissensvermittlung

• renommierten Referenten

Spezialisierungslehrgang

Zertifizierter Family Offifficer

Vermögensverwaltung 
braucht Qualitäts-
standards.
Nutzen Sie unseren zertifizierten 
Abschluss für Ihren Wettbewerbsvorteil.

Überzeugen Sie durch
• nachgewiesene Qualitätsstandards
• mehr Transparenz im Qualifikationsprofil
• die Vermittlung von Sicherheit und Vertrauen
• eine aussagekräftige Orientierungshilfe

fang...einen Moderationswechsel. Rechtsanwältin Lisa
Adler-Malm übernimmt das Mikro bei (R)ECHT INTE-
RESSANT und nutzt die Gelegenheit, Stephanie Beyrich
zum Abschied zu interviewen. Steffi muss heute alle Fra-
gen beantworten, die sonst den Gästen gestellt werden.
In dieser Abschiedsfolge geht es um die Aufgaben einer
Pressesprecherin, um Wege und Umwege ins Berufsle-
ben, um Fehlvorstellungen, Schicksalsschläge und Be-
geisterung, um gebrochene Füße, gebrochene Rippen,
die Vorzüge der Mute-Taste an Handys und natürlich
um Musikfestivals und Dackel. Wir erfahren, wie es ist,
wenn mit einem sprichwörtlich die Pferde durchgehen
und unterhalten uns über Digitalisierung und analoge
Terminplaner, das Bierkutscher-Urteil, über das Arbei-
ten im Homeoffice und wir versuchen herauszufinden,
wohin es Steffi Beyrich verschlagen hat.

Sie können den Podcast unter www.brak.de anhören,
einen RSS-Feed einrichten oder über Spotify, Deezer,
Apple oder abonnieren.

PERSONALIEN

DR. UWE WIRSCHING NEUER PRÄSIDENT DER
RECHTANWALTSKAMMER NÜRNBERG
Rechtsanwalt Hans Link stand nach 32 Jahren ehren-
amtlicher Tätigkeit im Kammervorstand, davon 18 Jah-

re als Präsident, für eine weitere Amtszeit nicht mehr
zur Verfügung. Er ist deshalb mit dem 30.4.2022 aus
dem Vorstand und damit auch aus dem Amt des Präsi-
denten ausgeschieden.

Am 6.5.2022 fand die Neuwahl Präsidiums statt. Neu
in das Amt des Präsidenten der Rechtsanwaltskammer
Nürnberg wurde der langjährige Vizepräsident Rechts-
anwalt Dr. Uwe Wirsching gewählt.

Das Präsidium setzt sich nach den Wahlen wie folgt zu-
sammen:

– RA Dr. Uwe Wirsching, Nürnberg, Präsident

– RAin Stefanie Haizmann, Regensburg, Vizepräsiden-
tin I

– RA Stefan Wolf, Nürnberg, Vizepräsident II

– Dr. Renate Kropp, Rückersdorf, Vizepräsidentin/
Schriftführerin

– Dr. Erik Besold, Nürnberg, Vizepräsident/Schatzmeis-
ter.

Quelle: https://www.rak-nbg.de/aktuelles/dr-uwe-wirsc
hing-neuer-kammerpräsident
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Zivilprozessordnung Kommentar

Das Rennen macht auch in diesem Jahr der Zöller. Pünktlich zum Ende der Legis-
laturperiode startet das bewährte Zöller-Team wieder durch und bringt alle 
– auch die jüngsten – Gesetzesänderungen in nicht zu überbietender Aktualität
umfassend und vorausschauend an allen einschlägigen Stellen auf den Punkt.

Weiterer Ausbau des elektronischen Rechtsverkehrs mit vielfältigen Ausstrah-
lungen der Digitalisierung, Erfahrungen aus der Bewältigung der Pandemie, 
Modernisierung und Fortentwicklung der Zwangsvollstreckung, Neuregelung
des Berufsrechts, Modernisierung des Wohnungseigentumsrechts und des 
Personengesellschaftsrechts – all das und noch viel mehr hat zu vielfältigen
Änderungen für die Praxis des Zivilprozesses geführt.

Daher gilt: Der Zöller in der 34. Auflage – erneut ein Muss für jeden Prozessualisten!
Weitere Infos und Bestellung: www.otto-schmidt.de/zpo34

Das Werk online
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Zöller ZPO Zivilprozessordnung Kommentar
Begründet von Dr. Richard Zöller.
Bearbeitet von Prof. Dr. Christoph Althammer, 
VorsRiKG Christian Feskorn, Prof. Dr. Dr. h.c. Rein hold
Geimer, Prof. Dr. Reinhard Greger, RiAG a.D. Kurt Herget,
PräsBayVGH und PräsOLG Dr. Hans-Joachim Heßler, 
DirAG Dr. Arndt Lorenz, PräsOLG a.D. Clemens Lücke-
mann, VorsRiLG Dr. Hendrik Schultzky, VizePräsLG
Dr. Mark Seibel, RiOLG Dr. Gregor Vollkommer. 
34., neu bearbeitete Auflage 2022, 3.293 Seiten 
Lexikonformat, gbd. 169,– €. 
ISBN 978-3-504-47026-5
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ragende Aktualität! 
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